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Es sollte eine Entlastung werden -  heraus kommt
eine zusätzliche Bürde. Die Umsetzung der Hartz-IV-
Gesetze droht sich zu einem finanziellen und 
organisatorischen „Super-GAU“ für die Kommunen 
auszuwachsen. Den Akteuren der legendären 
„Einigungsnacht“ im Vermittlungsausschuss kurz vor
Weihnachten 2003 stellt dies das denkbar schlechteste
Zeugnis aus. Offensichtlich ist schludrig gerechnet
worden - und es wurden veraltete Zahlen verwendet.
Wunschdenken obsiegte über redliches 
gesetzgeberisches Handwerk. Nicht anders ist zu 
erklären, dass den Kommunen aus der Zusammenlegung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe eine Entlastung von
bundesweit 2,5 Milliarden Euro vorgegaukelt wurde.
Tatsächlich stehen Mehrkosten von 2,5 Milliarden Euro 
zu befürchten.
Das komplizierte Über-Kreuz-Geschäft - der Bund 
übernimmt die Sozialhilfe für die erwerbsfähigen 
Langzeit-Arbeitslosen, die Kommunen für diese die vollen
Unterkunftskosten - erweist sich als Schlag ins Kontor.
Diverse Kreise in Nordrhein-Westfalen melden 
voraussichtliche Zusatz-Belastungen in zweistelliger 
Millionenhöhe. Für Experten ist dies alles keine 
Überraschung. In Nordrhein-Westfalen gab es im Jahr
2003 aufgrund gestiegener Arbeitslosigkeit rund 90.000
Personen mehr als 2002, die Anspruch auf Erstattung der
Unterkunftskosten hatten.

Die Kommunen haben stets die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe unterstützt und ihre 
Mitarbeit in den neu konzipierten Job-Centern 
angeboten - das Ganze aber in der finanziellen 
Verantwortung des Bundes. Diese Zusage gilt
weiterhin - ebenso wie die Bereitschaft, das in Jahren 
gewachsene Know-how bei der Betreuung von 
arbeitslosen Sozialhilfe-Empfängern in die 
Vermittlungsarbeit einzubringen.
Eines ist jedoch klar: Die Kommunen haben einen 
Anspruch auf die versprochene Entlastung - und zwar in
voller Höhe. Sie brauchen dieses Geld, um den Bürgern
und Bürgerinnen endlich wieder eine funktionierende 
Infrastruktur, ein lebenswertes Ambiente bieten zu 
können. Eine Revisionsklausel ähnlich wie beim 
Grundsicherungsgesetz muss sicherstellen, dass 
notfalls die Finanzströme zwischen Bund, Ländern und
Kommunen beim Arbeitslosengeld II neu geordnet
werden, sollte die in Aussicht gestellte Entlastung nicht
eintreten. Wenn sich der Bund halsstarrig zeigt und die
Kommunen ein weiteres Mal über den Tisch zu ziehen
versucht, muss die Umsetzung der Reform konsequent
gestoppt werden. Es muss endlich Schluss sein mit der
Praxis, politische Streitfälle zum Nachteil der Städte und
Gemeinden beizulegen.

Dr. Bernd Jürgen Schneider 
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen



Zukunftsenergien aus
Nordrhein-Westfalen /
Leitprojekte

hrsg. v. d. NRW-Ministerien für Energie,
Städtebau, Umwelt und Wissenschaft,
Broschüren, DIN A 4, kostenlos zu 
bestellen bei der Landesinitiative 
Zukunftsenergien NRW,
Fax: 0211-86642-22

Die Broschüren „Zukunfts-
energien aus Nordrhein-Westfa-
len“ sowie „Leitprojekte“ liegen
nun als überarbeitete Neuaufla-
ge vor. Die vier NRW-Ministerien
für Energie, Städtebau, Umwelt

und Wissenschaft präsentieren darin im Rahmen der
Landesinitiative Zukunftsenergien NRW die Aktivitäten des Lan-
des rund um die Energie-Technologien der Zukunft. Im Mittel-
punkt stehen Projekte und Maßnahmen zur Erhöhung der Ener-
gie-Effizienz und zur stärkeren Nutzung erneuerbarer Energien.
Auf jeweils knapp 100 Seiten werden aus ganz NRW Projekte vor-
gestellt, die mit EU-Mitteln sowie aus dem REN-Programm, im
Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Solar NRW oder aufgrund der
Holzabsatzförderrichtlinie (HaFö) gefördert wurden.

B Ü C H E R  U N D  M E D I E N  /  I N H A LT  
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Landespreis für Innere Sicherheit
Ordnungspartnerschaften in Nord-
rhein-Westfalen, hrsg. v. NRW-Innen-
ministerium, Broschüre, DIN A 4, 23 S.,
Dez. 2003, zu bez. über Innenministe-
rium NRW, Haroldstr. 5, 40213 Düssel-
dorf, Tel.: 0211-87101, Fax: 0211-871-
3355, e-mail: poststelle@im.nrw.de
oder als Download im Internet unter
www.polizei.nrw.de

Ordnungspartnerschaften
bringen mehr Sicherheit in die
Städte und Gemeinden. Diese
Ansicht vertreten die kom-
munalen Spitzenverbände
gemeinsam mit NRW-Innen-
minister Dr. Fritz Behrens. Sechs Jahre nach
Gründung der ersten Kooperationen zwischen örtlicher Polizei
und kommunalen Partnern hat dieser nun die fünf besten Initia-
tiven in NRW ausgezeichnet. Preisträger sind Ordnungspartner-
schaften in Essen, Bochum, Mönchengladbach und Köln sowie
der Autobahnpolizei im Regierungsbezirk Köln. Die Broschüre do-
kumentiert die prämierten Kooperationen und listet die Chronik
der Landesinitiative auf. Mittlerweile gibt es 840 Ordnungspart-
nerschaften in NRW. Am ersten Landeswettbewerb im vergange-
nen Jahr hatten sich 23 Initiativen beteiligt.
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Schulden der öffentlichen Haushalte weiter
gestiegen

Die Schulden der öffentlichen Haushalte bundesweit beliefen sich
Ende 2003 auf 1.325,6 Mrd. Euro. Das geht aus ersten vorläufigen Be-
rechnungen des Statistischen Bundesamtes hervor.Gegenüber dem
Vorjahr stiegen die Schulden damit um 72,4 Mrd. Euro oder 5,8 Pro-
zent. Beim Bund und seinen Sondervermögen erhöhte sich der
Schuldenberg um 40,7 Mrd. Euro, bei den Ländern um 30,2 Mrd. Eu-
ro und bei den Gemeinden sowie Gemeindeverbänden und Zweck-
verbänden um 1,6 Mrd. Euro. Neben den Kreditmarktschulden nah-
men die öffentlichen Haushalte zusätzlich Kassenkredite zur Über-
brückung kurzfristiger Liquiditäts-Engpässe auf. Diese erreichten
Ende 2003 ein Volumen von 32 Mrd. Euro und übertrafen damit den
Vorjahreswert um 32,9 Prozent. Die Kassenkredite der Gemeinden
und Gemeindeverbände lagen mit 15,9 Mrd. Euro um 5,2 Mrd. Euro
und fast 50 Prozent höher als Ende 2002.

Erfolg der Volksinitiative zur Kinder- 
und Jugendförderung

Erstmals hat eine Volksinitiative in Nordrhein-Westfalen Erfolg. Insge-
samt 174.858 stimmberechtigte Bürgerinnen und Bürger haben sich in
die Listen der Volksinitiative zur Absicherung der Kinder- und Jugend-
förderung eingetragen.Das sind fast dreimal so viel wie nötig. Initiator
der Volksinitiative ist die „Arbeitsgemeinschaft Haus der offenen Tür
NRW“. Diese will erreichen, dass Nordrhein-Westfalen ein Kinder- und
Jugendförderungsgesetz mit einer finanziellen Absicherung der Kin-
der- und Jugendförderung bekommt.Der Landtag ist nun verpflichtet,
nach Stellungnahme der Landesregierung innerhalb von sechs Mona-
ten über die Forderung zu beraten.Die erste Volksinitiative in NRW zur
Standortfrage forensischer Kliniken war Anfang 2003 gescheitert,weil
die erforderliche Unterschriftenzahl nicht erreicht worden war.

Boom bei Stiftungen in NRW
In keinem anderen Bundesland werden so viele Stiftungen gegrün-
det wie in Nordrhein-Westfalen. Seit 1997 wurden in NRW rund 850
Stiftungen errichtet, davon allein 350 in den beiden zurückliegenden
Jahren. Insgesamt gibt es mehr als 2.200 Stiftungen in NRW.Auch da-
mit liegt NRW bundesweit an der Spitze. Die NRW-Landesregierung
plant eine umfassende Modernisierung und Entbürokratisierung des
Landesstiftungsgesetzes. Durch Deregulierung und Absenkung von
Standards sollen die Freiräume für Stiftungen erweitert werden. Da-
zu will das Ministerium die Zustimmungs- und Genehmigungs-Vor-
behalte der Stiftungsaufsicht auf ein Minimum reduzieren.

Bürgerschaftliches Engagement über Grenzen
hinweg

Das Land Nordrhein-Westfalen und die Niederlande wollen künftig
gemeinsame Projekte zur Stärkung bürgerschaftlichen Engage-

ments entwickeln. Das verabredeten der Europaminister des Landes
NRW,Wolfram Kuschke, und sein niederländischer Amtskollege, At-
zo Nicolai. Beraten wurde auch über weitere Möglichkeiten grenzü-
berschreitender Kooperation zwischen beiden Ländern sowie über
die europapolitischen Schwerpunkte der bevorstehenden nieder-
ländischen Ratspräsidentschaft in der EU. Am 1. Juli 2004 werden die
Niederlande für ein halbes Jahr den Vorsitz in der Europäischen Uni-
on übernehmen, der jetzt bei Irland liegt.

Annähernd 56.000 AbiturientInnen in 
Nordrhein-Westfalen

Mehr als ein Viertel der 200.800 Schülerinnen und Schüler, die im
Sommer 2003 von allgemein bildenden Schulen in NRW abgingen,
hatte das Abitur in der Tasche. Hinzu kamen rund 4.200 Absolven-
tinnen und Absolventen, welche die allgemeine Hochschulreife an
einem Berufskolleg erhielten. Wie das NRW-Landesamt für Daten-
verarbeitung und Statistik mitteilt, erwarben an den allgemein bil-
denden Schulen 3,2 Prozent die Fachhochschulreife, 41,2 Prozent die
Fachoberschulreife und 23,1 Prozent einen Hauptschulabschluss. 6,9
Prozent gingen ohne Hauptschulabschluss ab. Bei den höher quali-
fizierten Abschlüssen waren Schülerinnen überrepräsentiert. 29,1
Prozent schafften das Abitur,3,5 Prozent die Fachhochschulreife und
42,4 Prozent die Fachoberschulreife.

Weniger Abwanderung aus dem Ruhrgebiet
ins Umland

Die Flucht aus den Städten des Ruhrgebiets ins Umland hat offen-
bar nachgelassen. Wie eine Studie des Instituts für Geografie der
Universität Duisburg-Essen ergab, ist die massive Abwanderung aus
den Kernstädten des Ruhrgebiets ins Umland zum Ende der 1990er-
Jahre deutlich zurückgegangen. Die Ergebnisse des im Auftrag des
Kommunalverbandes Ruhrgebiet erstellten Gutachtens zur Stadt-
Umland-Wanderung könnten allerdings nicht darüber hinweg täu-
schen, dass die Bevölkerung in den Kernstädten weiter schrumpfen
werde, so die Forscher. Grund sei weniger die Abwanderung als viel-
mehr der Überhang von Sterbefällen gegenüber Geburten.

Vergrößerung des Naturparks Hohes Venn-Eifel

Die Mechernicher Voreifel wird Bestandteil des Deutsch-Belgischen
Naturparks Hohes Venn-Eifel. Das haben die Stadt Mechernich und
die übrigen Naturpark-Gremien beschlossen. Das NRW-Umweltmi-
nisterium gab ebenfalls seine Einwilligung.Bisher umfasste der Park
sechs Landschaften zwischen der Luxemburger Schweiz im Süden,
dem Eupener Vennvorland im Norden, den belgischen Ostkantonen
im Westen und der nördlichen Kalkeifel im Osten sowie dem neuen
Nationalpark Eifel im Zentrum. Mit der Einbeziehung der etwa
4.000 Hektar großen Mechernicher Voreifel grenzt der Deutsch-
Belgische Naturpark nun unmittelbar an den Naturpark Kotten-
forst-Ville bei Bonn.
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Die kommunale Straßen-Infrastruktur ist in
die Jahre gekommen. In der Nachkriegszeit
und in den Folgejahrzehnten wurden mas-

sive Investitionen in
Erschließungs- und
V e r k e h r s s t r a ß e n
getätigt, Straßen- und
Grundstücksentwäs-
serung wurden auf
den neuesten Stand

gebracht. Am Anfang des neuen Jahrtau-
sends wird überall die Renovierungsbedürf-
tigkeit erkennbar.

Angesichts der desolaten Haushaltssi-
tuation müssen Mittel strategisch einge-
setzt werden. Es muss auch deutlich wer-
den, dass ein einfaches Zuwarten zu weit
größeren finanziellen Problemen führen
kann. Eine strategische Herangehensweise
an die Erhaltungsplanung sollte von den
Grundsätzen einer bescheidenen Straßen-
ausstattung und einer konsequenten Fi-

Wenn Kommunen ihr Straßennetz auf

Dauer funktionsfähig erhalten wollen,

muss eine bescheidene Straßen-

Ausstattung mit konsequenter 

Finanz-Ausstattung einhergehen

Roland Thomas ist
Hauptreferent für 
Wirtschaft und Verkehr
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW

D E R  AU TO R

Strategien in der
Straßenerhaltung
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Ob eine neue Straße als Wohn- oder Durchgangsstraße gewidmet wird, entscheidet über 
die Kosten-Beteiligung der Anwohner und den späteren Erhaltungs-Aufwand 

nanzausstattung ausgehen.
Unter dem Grundsatz der bescheidenen

Straßenausstattung ist am besten in vier
Schritten vorzugehen (siehe Kasten).
Zunächst wird der Straßenbestand erfasst.
Hierbei werden sämtliche Verkehrsanlagen,
die in der Unterhaltungslast der Gemeinde
stehen, berücksichtigt. Es gibt eine große
Anzahl innerörtlicher Straßen,die aufgrund
ihres Alters von den Kommunen niemals öf-
fentlich durch Verwaltungsakt nach § 6
Straßen- und Wegegesetz NW gewidmet
wurden. Hier besteht oft die Unsicherheit,
ob und inwieweit eine Unterhaltungslast
der Kommune besteht. Rechtsunsicherheit
besteht auch bei Wirtschaftswegen.

Parallel zu der Bestandsaufnahme sollte
- möglichst auf der Grundlage eines Ver-
kehrsentwicklungsplans - eine Funktions-
bestimmung der Gemeindestraßen vorge-
nommen werden. Die Funktion einer Straße
muss auch ihren Ausbauzustand bestim-
men. Straßen mit hoher Verkehrsbelastung
rechtfertigen ein höheres Anforderungsni-
veau und höhere Aufwendungen als
Straßen mit geringer Verkehrsbelastung.

Eine Untergrenze für das Anforderungs-
niveau ergibt sich einerseits aus der Recht-
sprechung zur Verkehrssicherungspflicht,

andererseits aus dem Begriff des Gemein-
gebrauchs nach dem Straßen- und Wege-
gesetz. Benutzer müssen darauf vertrauen
können, dass sich die Straße in einem dem
Gemeingebrauch entsprechenden Zustand
befindet.

BELASTUNG DURCH LKW

Ein besonderes Problem ist der
Straßengüterverkehr in den Kommunen.
Mit der Zunahme des zugelassenen Ge-
samtgewichts potenziert sich die Druckbe-
lastung für die Straße. Fast die Hälfte der
Kosten, die durch Abnutzung der Straßen
entstehen, wird durch Lkw verursacht. Im
Vergleich zu einem Pkw nutzt ein zweiach-
siger Lkw mit 18 Tonnen zulässigem Höchst-
gewicht die Straße 17.000 mal stärker, ein
vierachsiger Lkw mit 36 Tonnen etwa
30.000 mal.

Zwar ist es regelmäßig erforderlich,auch
in den Wohngebieten Straßen für eine Be-
lastbarkeit von rund 18 Tonnen zu bauen,
weil sich die Kraftfahrzeuge der Ver- und
Entsorgung (Müllabfuhr, Feuerwehr etc.) in
diesem Gewichtsbereich bewegen. Bei ent-
sprechender Verkehrsentwicklungsplanung
und angepassten Logistikkonzepten ist es
aber keineswegs notwendig, sämtliche
Straßen dem unbeschränkten Gemeinge-
brauch - bis hin zum höchstzulässigen Ge-
samtgewicht von 40 Tonnen - zu öffnen und
sie in der erforderlichen Qualität auszubau-
en sowie zu unterhalten.

Entsprechendes gilt für die räumliche
Ausdehnung der Straßen, also für die Quer-
schnitte. Vielfach sind Gemeindestraßen
unnötig breit gebaut. Gerade in den Wohn-
gebieten der Städte und Gemeinden, aber
auch in den Zentren und Ortskernen, sind
durch konsequente Funktionszuweisung
der Straßen große Einsparpotenziale mobi-
lisierbar. Diese Funktionszuweisung kann

VIER SCHRITTE ZUR
BESCHEIDENEN

STRAßENAUSSTATTUNG

1) Erfassung des Straßenbestandes

2) Funktionsbestimmung der Gemeindestraßen

3) Erfassung, Bewertung und Dokumentation

des Zustandes der Straßen

4) Erhaltungsplanung
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im Einzelfall sogar zu einer „Privatisierung“
von Straßen führen. Hat eine Straße keiner-
lei Verkehrsbedeutung für die Öffentlichkeit
mehr, so besteht auch keine Veranlassung,
sie zu widmen oder die Widmung aufrecht-
zuerhalten - mit der Folge, dass die Ge-
meinde die Unterhaltungslast trifft. Ergeb-
nis der Bestandsaufnahme sollten im Ideal-
fall ein hierarchisches Straßenverzeichnis
und eine - möglichst digitalisierte - Straßen-
datensammlung sein.

SICHERUNG DES ANLAGEVERMÖGENS

Auf der Grundlage der Funktionsbestim-
mung der Straßen im Netz erfolgt die Erfas-
sung, Bewertung und Dokumentation des
Straßenzustandes. Als Zielkriterien können
die Verkehrssicherheit,der Benutzungskom-
fort und die Umweltverträglichkeit heran-
gezogen werden. Große Bedeutung hat das
Kriterium „Substanzerhalt“. Der Grundsatz
der bescheidenen Straßenausstattung be-
deutet gerade nicht, dass jeweils die unters-
te Zumutbarkeitsgrenze bei der Straßenaus-
bauqualität gewählt werden sollte.Wesent-
liches Augenmerk ist vielmehr auf die Erhal-
tung des in Straßen investierten Anlagever-
mögens nach wirtschaftlichen Gesichts-
punkten zu legen. Es sollte daher eine Opti-
mierung von hoher Nutzungsdauer bei nied-
rigem Wartungs- oder Unterhaltungsauf-
wand angestrebt werden.

Auf die Zustandserfassung erfolgt die Zu-
standsbewertung. Es werden die erfassten
Zustandsgrößen der einzelnen Merkmale in
ihren Auswirkungen auf die Zielkriterien
(Substanzerhalt, Sicherheit, Fahrkomfort)
eingestuft. Hier erfolgt auch die Relativie-
rung der Zustandswerte betrachteter
Straßenabschnitte entsprechend der ver-

kehrlichen Bedeutung oder der Funk-
tionszuordnung der Straße im Netz.

Es kann sodann eine Zustandsrei-
hung vorgenommen werden - etwa
nach überfälligen Straßenabschnit-
ten, bei denen Nachholbedarf be-
steht, vordringlichen, innerhalb von
zwei Jahren anstehenden Maßnah-
men, aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit oder Substanzsicherung in-
nerhalb von fünf Jahren notwendi-
gen Maßnahmen und Straßen mit
mittel- oder langfristigem Sanie-

rungsbedarf.
Auf der Grundlage der Funktionsbestim-

mung und der Zustandsbewertung erfolgt
sodann die Erhaltungsplanung. Die
Straßenerhaltung umfasst alle Maßnah-
men, die der Substanzerhaltung, der Erhal-
tung des Gebrauchswertes für den Straßen-
nutzer und gegebenenfalls auch der Ver-
besserung von Umweltbedingungen die-
nen. Hierzu gehören die Zustandskontrolle
- sprich: die laufende und periodische Erfas-
sung des Zustandes des Straßenkörpers,des
Zubehörs, der Nebenanlagen und der an-
grenzenden Vegetation -,die Wartung (auch
„betriebliche Unterhaltung“) - sprich:Reini-
gungs- und Pflegearbeiten, Winterdienst -,
sowie die bauliche Erhaltung - sprich: die
baulichen Maßnahmen zur Erhaltung des
Straßenkörpers, des Zubehörs und der Ne-
benanlagen.

ERHALTUNG IN ZWEI STUFEN

Unterschieden wird zwischen der Erhal-
tung im engeren und der Erhaltung im wei-
teren Sinne. Die Erhaltung im engeren Sin-

ne umfasst die Maßnahmen der bauli-
chen Erhaltung. Dies sind zum einen bau-
liche Sofortmaßnahmen und laufende
Maßnahmen kleineren Umfangs, die den
Gebrauchswert der Straße nicht nen-
nenswert anheben. Des Weiteren werden
Instandsetzungen erfasst, nämlich die in
kürzeren Abständen großenteils peri-
odisch wiederkehrenden Maßnahmen
größeren Umfangs, die eine deutliche
Anhebung des Gebrauchswertes bewir-
ken.

Schließlich umfasst die Erhaltung im
engeren Sinne auch die Erneuerung, also
die in längeren Zeitabständen großen-
teils periodisch wiederkehrenden Maß-
nahmen, durch die der einer Neuherstel-
lung entsprechende volle Gebrauchs-
und Substanzwert der Befestigung wie-
derhergestellt wird. Maßnahmen der Er-
neuerung reichen in der Regel mindes-
tens über eine volle Fahrstreifenbreite
und umfassen mehr als nur die Deck-
schicht durch Verstärkung im Hochein-
bau oder - nach Beseitigung entspre-
chender Teile - der vorhandenen Befesti-
gung.

Zur Erhaltung im weiteren Sinne
zählen neben den vorstehend aufgeführ-
ten Maßnahmen die im Zusammenhang
mit einer Erneuerung stehenden - oder
auch unabhängig davon durchzuführen-
den - Qualität verbessernden Maßnah-
men. Die Erhaltungsplanung umfasst im
Wesentlichen neben der Maßnahmen-
planung die Erarbeitung von Erhaltungs-
strategien, also von Projektplanungen
mit dem Ziel einer Prioritätensetzung
und einer Entscheidungsoptimierung. ●

Im Sinne eines langfristigen Werterhalts sollten
Schäden am kommunalen Straßennetz beizeiten
repariert werden   

Fo
to

:M
ei

er
 / 

St
ra

ße
n.

N
RW

GÜTERSLOH RÄUMT AUF

Von Autoreifen und Baumaterial über Matratzen, Sessel und Teppichböden bis hin zu Windeln reichte der Müll, den 370

Bürger und Bürgerinnen an einem März-Wochenende im Rahmen der Aktion „Gütersloh räumt auf“ zusammentrugen.

Insgesamt sammelten die Freiwilligen (Foto) -

überwiegend Schülerinnen und Schüler - mehr als 20

Kubikmeter Rest- und Sperrmüll sowie mehr als 25

Kubikmeter Grünabfälle. Unter den „Funden“ waren

auch drei Metallbehälter mit lösungsmittelhaltiger

Spezialfarbe, die zwischenzeitlich entsorgt worden

sind.Initiiert wurde die Aktion vom städtischen Um-

weltamt Gütersloh, der Stadtreinigung sowie dem

Fachbereich Grünflächen.
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Die moderne Industrie- und Dienstleis-
tungsgesellschaft ist eine mobile Gesell-
schaft. Dafür sorgt der Staat. Er baut

Straßen, arbeitet an
der Weiterentwick-
lung des Verkehrswe-
genetzes und behält
dabei die überörtliche
Planung und Gestal-
tung des Raumes im
Blick. Damit schafft er
eine wesentliche Vor-

aussetzung für wirtschaftliches Wachstum
und Wohlstand.

Nordrhein-Westfalen verfügt über eine
solch leistungsfähige Infrastruktur, aber sie
ist auch stark belastet. NRW ist eines der
verkehrsreichsten Länder im zusammen-
wachsenden Europa. Bedingt durch die zen-
trale Lage rollt über nordrhein-westfälische
Autobahnen, Bundes- und Landesstraßen
insgesamt ein Fünftel des gesamtdeut-
schen Straßenverkehrs.Das allein belegt be-
reits,wie wichtig der Straßenverkehr für das
Land - insbesondere für dessen Wirtschaft -
ist.

Der Verkehr wird aller Voraussicht nach
weiter zunehmen. Veränderte Produktions-
weisen, die Öffnung und Osterweiterung
des europäischen Binnenmarktes, der
Strukturwandel hin zur Dienstleistungsge-

sellschaft, der demografische
Wandel sowie veränderte
Wohn- und Freizeitgewohn-
heiten der Menschen stellen
die Verkehrsplaner vor neue
Herausforderungen. Progno-
sen gehen dahin, dass bis 2015
der Straßenverkehr im Perso-
nenbereich um 20 Prozent und
im Güterbereich um mehr als
60 Prozent steigt. Diese Belas-
tungen treffen Nordrhein-Westfalen als
großes Transitland mit Schnittpunkt der
Nord-Süd- und Ost-West-Achsen beson-
ders.

STAUS UND BAUSTELLEN

Die Autobahnen des Landes zählen heu-
te zu den am stärksten belasteten in
Deutschland. Fast ein Viertel der Verkehrs-
leistung des deutschen Autobahn-Netzes
wird auf NRW-Strecken abgewickelt. Die
täglichen Staumeldungen sprechen eine
deutliche Sprache. Die Landesregierung ar-
beitet daran, die Staus zu reduzieren.

Die vielen Baustellen im Bundes- und
Landesstraßennetz zeigen, dass das Land
NRW alles tut, um die Substanz der Straßen
zu erhalten. Das Landesverkehrsministeri-
um will hochbelastete Abschnitte ausbau-
en und Lücken schließen. Ortsumgehungen
tragen dazu bei, den Verkehr aus den In-
nenstädten herauszunehmen.Das führt da-
zu, den Verkehr in überregionalen Verbin-
dungen zu beschleunigen. Zugleich werden
die Menschen an ihrem Wohnort von Ver-
kehr entlastet und die Umwelt wird ge-
schont.

Mit dem Landesbetrieb Straßenbau
NRW als wirtschaftlich ausgerichtetem Un-
ternehmen mit hoch motivierten Mitarbei-
tern hat das Land ein effizientes Instrument
für Straßenbau und -unterhaltung. Auch
steht das Land NRW neuen Finanzierungs-
wegen aufgeschlossen gegenüber. So wur-
den die Projekte Flughafenbrücke Düssel-
dorf sowie Tunnel in Plettenberg und Burg-
holz/Wuppertal privat vorfinanziert.

Gleiches gilt für PPP-Projekte in allen

T I T E L

8 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2004

Straßenkategorien. So ist beispielsweise die
Vergabe von Konzessionen für Autobahn-
teilstücke im Rahmen so genannter A- und
F-Modelle denkbar. Außerdem unterstützt
das Land die Städte und Kreise wie bisher
bei der Finanzierung ihrer Verkehrs-Einrich-
tungen.

KNAPPE RESSOURCEN

Verkehrsflächen sind knapp und in einem
dicht besiedelten Land mit wertvollen ökolo-
gischen Strukturen nur begrenzt auszuwei-
ten. Daraus resultiert ein Spannungsverhält-
nis zwischen Mobilität-Sicherung und Aus-
bau der Infrastruktur einerseits sowie knap-
pen natürlichen und finanziellen Ressourcen
andererseits. Ein ungebremster Ausbau des
Straßenverkehrsnetzes stößt nicht nur auf
wirtschaftliche und ökologische Grenzen,
sondern trifft auch auf - teils massiven - Wi-
derstand in der Bevölkerung.

Eine moderne Infrastruktur in NRW muss
größtmögliche Synergien zwischen den Ver-
kehrsträgern möglich machen.Deshalb sollen
die unterschiedlichen Verkehrsmittel und Ver-
kehrsträger optimal miteinander verknüpft
werden. Daher fasst das Land seine Planun-
gen für Landesstraßen und andere Verkehrs-
träger zusammen und stellt sie unter das
Dach der „integrierten Gesamtverkehrspla-
nung“. Dies zielt auf sichere Bedarfsprogno-
sen.

Der Bund stellt derzeit für Verkehrswege in
seiner Zuständigkeit den Bedarfsplan auf Ba-
sis des Bundesverkehrswegeplans neu auf.
Dazu wurde - ähnlich wie im IGVP-Verfahren
des Landes NRW - geprüft und bewertet, für
welche neuen Verkehrswege angesichts der

Das Land NRW setzt moderne Technik

ein, um die Verkehrsströme zu lenken

und die Sicherheit im Straßennetz zu 

erhöhen

Ekhart Maatz ist
Ministerialdirigent und
Abteilungsleiter für
Straßeninfrastruktur
und Straßenverkehr
beim NRW-Ministerium
für Verkehr, Energie und
Landesplanung

D E R  AU TO R

Schnell und sicher
unterwegs in NRW
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Die Autobahnen in Nordrhein-Westfalen zählen zu den meist
befahrenen in Deutschland

Kreisverkehre tragen zur Verkehrssicherheit bei,
da sich dort weniger Unfälle ereignen als an
Kreuzungen
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prognostizierten Mobilitäts-Entwicklung ein
Bedarf besteht.Zu den Entwürfen nimmt das
Land Stellung. Die letzte Entscheidung liegt
auf Seiten des Bundes.

VERKEHRSMANAGEMENT GEFRAGT

Der freiheitlichen Gesellschaftsordnung in
Deutschland liegt auch die Vorstellung zu-
grunde, dass Einzelne und Institutionen
wählen können, welche Ziele sie auf welchen
Wegen und mit welchen Verkehrsmitteln er-
reichen.Moderne Informationstechnik bietet
die Möglichkeit, Verkehrsteilnehmer direkt
anzusprechen und mit aktuellen Nachrichten
über das Verkehrsgeschehen zu versorgen.
Dies bietet eine Entscheidungsbasis für das
Handeln im Verkehr und bei der Auswahl der
Verkehrsträger.

Als herausragendes Teilprojekt ist der
Ruhrpilot zu nennen,der die Daten aller Ver-
kehrsträger vernetzen wird. Zur Fußball-
WM werden davon erste positive Auswir-
kungen erwartet. Ein besonderer Meilen-
stein ist die Darstellung der aktuellen Fern-
verkehrslage über die Internet-Seite
www.autobahn.nrw.de. Sie bietet für jeder-
mann eine 60-Minuten-Verkehrsprognose.

Moderne Wegweisungs-Systeme werden
aufgebaut und erweitert sowie durch ein Ver-

kehrsmanagement mit Verkehrsleit- und In-
formationsdiensten ergänzt. Dieses berück-
sichtigt grenzüberschreitend das europäische
Fernstraßennetz. Hinzu kommen die einheit-
lichen Wegweisungen im Radverkehrsnetz
und der Internet-Radroutenplaner.

PROGRAMME ZUR UNFALLVERMEIDUNG

Zu alldem gehört ein intensives Engage-
ment im Bereich der Verkehrssicherheit. In
erster Linie sollen Unfälle und Umweltbelas-
tungen reduziert sowie Mobilitäts-Beschrän-
kungen beseitigt werden. Der Mensch und
seine Mobilitäts-Bedürfnisse stehen im Mit-
telpunkt. Aufklärungsaktionen über das rich-

tige Verhalten im Straßenverkehr, Verkehrs-
erziehung in der Schule, eine vernünftige
Wahl der Verkehrsmittel und sichere Straßen
helfen mit, Unfälle zu vermeiden.

Dazu zählt das Anlegen von Querungshil-
fen und Fußgänger-Überwegen genauso wie
der Bau von Kreisverkehren überall da, wo es
aus Gründen der Verkehrssicherheit ange-
bracht ist und der überregionale Verkehr nicht
allzu sehr behindert wird. Das Land NRW be-
teiligt sich seit Januar 2004 am Modellver-
such „Fahranfänger-Fortbildungsseminar“.
Landesweit sind flächendeckend Fahrschulen
in der Lage, diese Seminare durchzuführen.
Nach erfolgreicher Teilnahme verkürzt sich
für die Fahranfänger die Probezeit um ein
Jahr.

Das Land wird sich auch am Modellversuch
„begleitetes Fahren ab 17“ beteiligen. Die
rechtliche Grundlagen werden zur Zeit vom
Bundesverkehrsministerium geschaffen. Da-
nach können bereits 17-jährige Führerschein-
Inhaber in Begleitung eines älteren Autofah-
rers praktische Erfahrung im Straßenverkehr
sammeln. Ebenso wie beim Programm
Fahranfänger-Fortbildung soll damit das Un-
fallrisiko gemindert werden. Außerdem soll
es junge Menschen auf das selbstständige
und verantwortungsvolle Autofahren vorbe-
reiten. ●
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Über die aktuelle Verkehrslage auf den 
MRW-Autobahnen informiert die Internetseite
www.autobahn.nrw.de

RECHTSANSPRUCH AUF GANZTAGSBETREUUNG FÜR KINDER UNTER DREI JAHREN
NICHT FINANZIERBAR
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Der Deutsche Städte- und Gemeindebund sieht in dem Ausbau der Kindertages-
betreuung im Vorschulalter einen wichtigen Beitrag zur Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf.Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist ein Schlüsselproblem für
junge Eltern.„Die Kindertagesbetreuung muss ausgebaut werden. Der Ausbau ist
aber nur unter der Voraussetzung finanzierbar,dass Bund und Länder sich dauerhaft
an den Kosten dieser Aufgabe beteiligen“, sagte das Geschäftsführende Präsidial-
mitglied des Deutschen Städte- und Gemeindebundes Dr.Gerd Landsberg in Berlin.
Zurzeit geben die Kommunen jährlich 13 Milliarden Euro für Kinderbetreuung aus.
Bei einer flächendeckenden Ganztagsbetreuung von Kindern bis zum 14.Lebens-
jahr würden sich die Ausgaben nach Expertenschätzungen auf jährlich rund 23
Mrd.Euro erhöhen.Dies ist nur langfristig und auch nur mit Hilfe von Bund und Län-
dern finanzierbar.
Der Versorgungsgrad bei den unter Dreijährigen ist im Osten sehr viel höher - bis
zu 56 Prozent in Sachsen-Anhalt -, im Westen liegt er im Schnitt bei 3,8 Prozent.
„Bundesweite oder landesweite zwingend vorgegebene Versorgungsquoten lehnt
der Deutsche Städte- und Gemeindebund aber ab,da die Verhältnisse in den Städ-
ten und Gemeinden sehr unterschiedlich sind.Nach einer Erhebung in Bayern wün-
schen nur sieben Prozent der befragten Eltern eine staatlich organisierte Ganz-
tagsbetreuung.Hinzu kommt, dass die Betreuungsangebote nur ein Teil der Maß-
nahmen sind, die Möglichkeiten der Erwerbstätigkeit von Müttern zu verbessern.
Bei dieser gesamtgesellschaftlichen Aufgabe ist nicht nur der Staat, sondern sind

insbesondere auch die Tarifvertragsparteien - Gewerkschaften und Arbeitgeber -
gefordert.
Notwendig ist ein ganzes Bündel von Maßnahmen.Dazu gehören insbesondere

• Flexible Arbeitszeiten,
• Mehr Teilzeitstellen,
• Arbeitszeitkonten,
• Unternehmenseigene Kindergärten (Betriebskindergärten),
• Vermeidung von Karrierenachteilen für junge Mütter.

Die vom Bund genannten 1,5 Milliarden Euro reichen nach Auffassung des DStGB
nicht annähernd für die zusätzliche Schaffung von Betreuungsplätzen für Kinder
unter drei Jahren aus. Auf Grund der tatsächlichen Kosten schätzt der DStGB die
Mehraufwendungen bis zu 2,5 Milliarden Euro.„Nach den jetzigen Planungen des
Familienministeriums soll der Rechtsanspruch durch die Hintertür eingeführt wer-
den.Wer einen tatsächlichen Bedarf zum Beispiel bei Berufstätigkeit beider Eltern
nachweist, soll einen Anspruch auf Ganztagsbetreuung haben.„Das Beispiel zeigt
einmal mehr, dass der Bund gerne Gutes verspricht, was die Kommunen am Ende
bezahlen sollen. Deshalb muss im Grundgesetz das Konnexitätsprinzip, das heißt
´Wer bestellt,bezahlt´,verankert werden“,sagte Landsberg.(DStGB-Pressemittei-
lung 14/2004 vom 10.03.2004)
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sich auf den Straßen in Nord-
rhein-Westfalen ab.Mehr als die
Hälfte davon nehmen die Auto-
bahnen auf (54 Prozent),gefolgt
von den Landesstraßen (21 Pro-
zent), Bundesstraßen (17 Pro-
zent) und den Kreisstraßen (8
Prozent).

Zunehmende Verkehrsbela-
stung und wachsende Achsla-
sten im Schwerlastverkehr führen dazu, dass
der Aufwand für den Erhalt des bestehenden
Straßennetzes immer größer wird und die In-
tervalle der Streckensanierung immer kürzer
werden. Hinzu kommt: Das bestehende
Streckennetz in NRW ist vergleichsweise alt,
weil der Bund im ersten Jahrzehnt der deut-
schen Einheit vorrangig die Straßen in den
neuen Bundesländern ausbauen musste.

VERWALTUNG REORGANISIERT

In dieser Situation hat das Land Nordrhein-
Westfalen seine Straßenbau-Verwaltung neu
organisiert. Seit dem 1. Januar 2001 sind die -
bis dahin bei den Landschaftsverbänden
Rheinland und Westfalen-Lippe angesiedel-
ten - Straßenbauverwaltungen als Landesbe-
trieb Straßenbau NRW unter dem Dach des
Verkehrsministeriums zusammengefasst.

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW ist
Teil der Landesverwaltung. Rechtsgrundlage
ist das zweite Modernisierungsgesetz vom 13.
April 2000, in dem die Straßenbau-Verwal-
tungen in die Trägerschaft des Landes über-
geleitet und die Aufgaben dem neuen Lan-
desbetrieb übertragen werden. Der Landes-
betrieb Straßenbau NRW ist rechtlich un-
selbstständig, jedoch betriebswirtschaftlich
ausgerichtet, erfüllt seine Aufgaben also un-
ter Beachtung wirtschaftlicher Kriterien.

Seit 1990 ist das Personal in der Straßen-
bauverwaltung kontinuierlich um fast ein
Viertel zurückgegangen. Unter den Bedin-
gungen knapper Mittel hat der Landesbetrieb
Straßenbau NRW sich zum Ziel gesetzt, sein
Kerngeschäft - Planen, Bauen und Betreiben
von Straßen - effektiv zu erledigen.

PLANEN UND PRÜFEN

Bei der Planung von Straßen sind die Be-
lange des Städtebaus und der Regionalent-
wicklung, der Bürger und der Umwelt in Ein-
klang zu bringen. Dabei sollen Straßen wirt-
schaftlich gebaut und betrieben werden kön-
nen und für den Benutzer verkehrssicher sein.
Diese Ziele werden schrittweise verwirklicht -
von der ersten Idee einer neuen Straße über
die Bedarfsplanung, die Linienfindung und
den Entwurf bis zu Planfeststellungsverfah-
ren und Ausführungsplanung.

Dem Straßenwesen kommt bei der Ver-
kehrs-Infrastruktur eine besonders hohe Be-
deutung zu. Durch Bundesinvestitionen über
den neuen Bedarfsplan für Bundesfern-
straßen, der Mitte des Jahres vom Gesetzge-
ber verabschiedet werden soll, sowie die ver-
schiedenen Bauprogramme und die Bedarfs-
planungen des Landes NRW werden Neu-
und Ausbauvorhaben mit einem enormen
Umfang für NRW festgeschrieben. Damit ist

Mehr als elf Millionen Kraftfahrzeuge waren
Anfang 2003 in Nordrhein-Westfalen zuge-
lassen - Tendenz weiter steigend.Sie bewegen
sich auf knapp 30.000 Kilometer überörtli-

chen Straßen - Auto-
bahnen, Bundes-
straßen, Landes-
straßen und Kreistras-
sen - zusammen mit

dem nationalen und internationalen Verkehr,
der im Transitland NRW rasant zunimmt.
Wachstumsprognosen von acht Prozent beim
Personenverkehr und bis zu 21 Prozent bei Lkw
bis zum Jahr 2015 machen deutlich, dass die
Anforderungen an die Straßen-Infrastruktur
weiter zunehmen.

Nahezu ein Fünftel aller in Deutschland
gefahrenen Kraftfahrzeugkilometer spielen

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW,

entstanden aus den Straßenbau-

Abteilungen der Landschaftsverbände,

betreibt Instandhaltung und Ausbau des

überörtlichen Straßennetzes in 

Nordrhein-Westfalen

Henning Klare ist Direk-
tor des Landesbetriebs
Straßenbau NRW

D E R  AU TO R

Dienstleister rund
um die Straßen
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Daueraufgabe: Der 
Ausbau des Straßennetzes

in Nordrhein-Westfalen -
hier die Flughafenbrücke

im Norden von Düsseldorf 

�

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW ist Dienst-

leister für die Kommunen.Auf Grund seiner kom-

munalen Herkunft, aber auch aus Dienstleis-

tungs-Gesichtspunkten versteht er sich als Part-

ner der kommunalen Ebene. Dabei liegt der

Schwerpunkt auf der Ebene der NRW-Kreise. So

hat der Betrieb mit einigen Kreisen Verträge zur

Durchführung des Straßenbetriebsdienstes ab-

geschlossen. Aufgrund der Kosten- und Leis-

tungsrechnung, hohem aufgabenspezifischem

Know-how und der Nutzung moderner Kalkula-

tions-Methoden konnten spürbare Budget-Ent-

lastungen der Kooperationspartner erreicht wer-

den. Dies führt zu nachhaltiger Kostensenkung

und wirkt sich letztlich auf die Finanzlage der

Städte und Gemeinden aus.

Info: www.strassen.nrw.de
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auf lange Sicht für die Autofahrer eine Ver-
besserung - und für den Landesbetrieb
Straßenbau eine hohe Auslastung - zu erwar-
ten.

Die ständig steigenden Anforderungen an
die Planung und eine immer komplexere
Rechtsituation haben sich in der Gliederung
des Geschäftsbereichs Planung beim Landes-
betrieb Straßenbau NRW niedergeschlagen.
Mit Hilfe von Qualitätsmanagement-Metho-
den und modernen Planungsinstrumenten
wird der Planungsprozess laufend optimiert.
Der Geschäftsbereich Planung berät und un-
terstützt die 19 Niederlassungen des Landes-
betriebs Straßenbau NRW in allen planungs-
relevanten Belangen mit dem Ziel, hohe
Planungseffizienz - sprich: möglichst hohe
Planungsqualität in möglichst kurzer Zeit -
zu erreichen.

BAUEN UND ERNEUERN

Neubau, Umbau und Ausbau sowie Maß-
nahmen zur Erhaltung sind Aufgaben des Ge-
schäftsbereichs Bau. Neben den eigentlichen
Straßen gehören auch Brücken, Tunnel und
sonstige Ingenieurbauwerke - etwa Stütz-
mauern, Lärmschutzwälle sowie begleitende
Maßnahmen des Landschaftsbaus - zu die-
sem Geschäftsfeld.

Ausschreibung und Vergabe sind ebenso
wie die vertragsrechtliche Abwicklung Aufga-
ben des Geschäftsbereichs Bau.Dabei sind die
Fachleute in den Niederlassungen des Lan-
desbetriebs Straßenbau NRW vor Ort für das
Projektmanagement, die Bauüberwachung
sowie das Aufmaß und die Abrechnung als
Bauherren-Vertreter tätig.

Im Jahr 2003 hat der Geschäftsbereich Bau
mit etwa 1.000 Ingenieuren und Technikern
ein Auftragsvolumen von rund 800 Millionen
Euro umgesetzt. Ziel des Geschäftsbereichs
Bau im Landesbetrieb Straßenbau NRW ist es,
möglichst viele, möglichst gute Straßen so
früh wie möglich, unter möglichst geringer
Störung des Verkehrs zu bauen, auszubauen,

zu erneuern und den Benutzern der Straßen
zur Verfügung zu stellen. Derzeit werden al-
lein rund 85 Kilometer Autobahnstrecke in
NRW ausgebaut (siehe Tabelle S. xx).

SICHERN UND PFLEGEN

Das Betreiben des ungefähr 19.000 Kilo-
meter umfassenden Straßennetzes ist eine
weitere große Herausforderung an den Lan-
desbetrieb Straßenbau NRW.Hauptaufgaben
sind der Straßenbetriebsdienst, das Erhal-
tungs-Management und die Verkehrstechnik.
Rund 2.500 Straßenwärterinnen und
Straßenwärter sorgen unter Beachtung der
Umweltverträglichkeit für ein sicheres und
leistungsfähiges Straßennetz. Ihre Haupt-
tätigkeiten sind bauliche Unterhaltung,Grün-
pflege, Instandhaltung der Straßenausstat-
tung, Straßenreinigung und Winterdienst.

Auf der Grundlage netz- und objektbezo-
gener Zustands-Erfassung und -Bewertung
wird durch das Erhaltungs-Management der
optimale finanzielle Ressourceneinsatz ge-
steuert. Jedes Straßennetz benötigt eine
funktionsgerechte verkehrstechnische Aus-
stattung.Dazu gehören unter anderem Mar-

kierung,Wegweisung, Schutzeinrichtungen
und Lichtzeichen-Anlagen. Hohe Priorität
genießt beim Landesbetrieb Straßenbau
NRW die Arbeit zugunsten der Verkehrssi-
cherheit.

Neben dem Kerngeschäft, für das die Ge-
schäftsbereiche Planung‚ Bau sowie Betrieb
und Verkehr stehen, leistet der Geschäftsbe-
reich Personal und Allgemeine Dienstlei-
stungen den internen Service für den
ganzen Landesbetrieb. Daneben steuert der
Geschäftsbereich Unternehmens-Entwick-
lung strukturelle Weiterentwicklung und ko-
ordiniert die vier Fachcenter. Diese Fachcen-
ter - Vermessung und Informationssysteme,
Prüflabor, Telekommunikation und Gebäu-
demanagement - sind Service-Einrichtun-
gen für den ganzen Landesbetrieb, die sich
über marktübliche Verrechnungspreise fi-
nanzieren.

ERHALTEN UND SANIEREN

Im dicht besiedelten und erschlossenen
Land Nordrhein-Westfalen findet Neubau
von Strecken vor allem als Ausbau vorhande-
ner Straßen, durch Lückenschlüsse im beste-

Rund 19.000 Kilometer Straßen werden vom 
Landesbetrieb Straßenbau NRW betreut

AKTUELLE AUSBAU-MAßNAHMEN AUF NRW-AUTOBAHNEN

Straße Länge in km Streckenabschnitt Kosten in Mio.€ Fertigstellung Baumaßnahme
A 1 0,4 Kreuz Münster-Süd 14,8 2004 Bau eines

Überwurfes
A 1 6,4 T&R Lichtendorf - AK Westhofen 90,3 2008 6-streifiger Ausbau
A 1 5,5 Wuppertal/Langerfeld bis 124,5 2007 6-streifiger Ausbau

Blombachtal (L 419)
A 1 7,3 Kreuz Köln/Nord (A 57) bis DB- 81,9 2008 6-streifiger Ausbau

Strecke Köln-Aachen
A 2 5,2 Gelsenkirchen/Buer bis Herten 48,7 2006 6-streifiger Ausbau
A 2 5,8 Dortmund/Mengede bis 36,4 2006 6-streifiger Ausbau

Dortmund/Nordost
A 2 2,6 Bereich Kreuz Kamen, einschl. 44,6 2007 6-streifiger Ausbau

Umbau
A 2 10,6 Beckum - Oelde 48,1 2004 6-streifiger Ausbau
A 3 2,9 Kreuz Köln-Ost bis Griesinger 66,7 2006 8-streifiger Ausbau

Straße
A 4 7,9 Weisweiler - Düren 47,9 2005 6-streifiger Ausbau
A 4 10,8 Kreuz Kerpen (A 61) bis 77,8 2005 6-streifiger Ausbau

Kreuz Köln-West (A 1)
A 4 8,8 Olpe/Wenden - 58,5 2006 Neubau

Kreuztal/Krombach
A 57 5,3 Kreuz Meerbusch (A 44) 25,2 2006 6-streifiger Ausbau

bis Kreuz Kaarst (A 52)
A 57 2,1 Bereich AS Neuss/West 33,6 2006 6-streifiger Ausbau

einschl.Umbau
A 59 1,2 Kreuz Duisburg (A 40) bis 31,2 2005 6-streifiger Ausbau

Duisburg/Duissern
A 59 2,3 Duisburg/Duissern bis 61,2 2008 6-streifiger Ausbau

Duisburg/Hochfeld

Derzeit werden in Nordrhein-Westfalen rund 85 Kilometer Autobahnstrecke ausgebaut
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Zu den Aufgaben des Landesdienstes 
Straßenbau NRW gehört auch die Reinigung 
von Straßen

henden Netz und durch Bau einzelner Ent-
lastungsstrecken und Ortsumfahrungen
statt.

Die Mittel von Bund und Land für Aus-
bau und Instandhaltung der Straßen in
NRW sind in den zurückliegenden Jahren
konstant gestiegen. 730 Millionen Euro
hat der Landesbetrieb Straßenbau Nord-
rhein-Westfalen im Jahr 2003 in den Neu-
bau, den Um- und Ausbau sowie die In-
standhaltung der überörtlichen Straßen
in Nordrhein-Westfalen investiert. Zuneh-
mende Bedeutung hat dabei die Erhal-
tung und Sanierung des bestehenden
Netzes.

Das Landesstraßenbau-Programm
2004 umfasst mehr als 80 Maßnahmen.
Schwerpunkte sind die Ortsumgehungen

VERKEHRSSTRÖME VERBESSERN

Im diesjährigen Landesstraßenbaupro-
gramm sind zudem 700.000 Euro für den
so genannten Ruhrpiloten angesetzt. Dies
ist ein Verkehrsinformations- und steue-
rungsinstrument, das dazu dienen soll,
auch die Kapazität der Landesstraßen im
Ruhrgebiet nachhaltig zu steigern. Der Ka-
pazität-Steigerung und der Verbesserung
des Verkehrsflusses dienen auch die Zu-
flussregelungen an den Autobahnen. Die
bisher installierten Anlagen an der A 40,
der A 43 oder der A 3 haben zu einem Rück-
gang von Staus und Unfällen, einem An-
stieg der Durchschnittsgeschwindigkeit
um etwa zehn Stundenkilometer sowie zu
einer besseren Ausnutzung der Autobahn-
kapazität bei hoher Verkehrsbelastung ge-
führt. Die befürchtete Verschlechterung
der Verkehrssituation im nachgeordneten
Netz ist ausgeblieben.

Schließlich führt der Landesbetrieb
Straßenbau NRW im Auftrag des NRW-Ver-
kehrsministeriums auch die einheitliche
Ausschilderung des Radwegenetzes in
Nordrhein-Westfalen durch. Erstmals wer-
den einheitliche Schilder und einheitliche
Standards auch für dieses wachsende Seg-
ment besonders umwelt- und gesund-
heitsfreundlicher Verkehrsteilnehmer ge-
schaffen. Bis Ende 2004 sollen die Wege in
mehr als 80 Prozent der Kreise und kreis-
freien Städte neu ausgeschildert sein. ●

L 473 Südtangente Duisburg-Rheinhau-
sen, L 666 Gevelsberg, L 33 Weilerswist,
L 213 Köln/Lövenich, L 269/L 274 Nieder-
kassel/Ranzel-Mondorf, L 333 Hennef/
Dondorf, L 729 Netphen, L 555 Rosen-
dahl/Darfeld und die privat vorfinan-
zierten Ortsumgehungen L 697 Pletten-
berg sowie L 418n Wuppertal-Burgholz.
Grundlage dieses Programms sind der
gültige Landesstraßenbedarfs- und 
-ausbauplan sowie die Voten der Regio-
nalräte.

Neu in das Programm 2004 aufge-
nommen sind die Ortsumgehungen L 11
Eschweiler-Dürwiß, L 306 Meinerzhagen
und L 586 Beckum sowie wichtige Aus-
baumaßnahmen wie die L 183 Frechen -
B 55 mit Anschlussstelle an der A 4, die L
545 im Bereich zwischen Herford und A
30 sowie die L 553 zwischen Bad Berle-
burg/Berghausen und Bad Berleburg-
Aue.

Im Bedarfsplan oder im Ausbauplan
höher gestuft - mit der Konsequenz, dass
die Planungen beschleunigt betrieben
werden können -, wurden die L 712 Biele-
feld/Brake - Bielefeld/Altenhagen sowie
die Ortsumgehungen L 364 Hückelhoven-
Hilfarth und L 776 Bad Fredeburg.Die kom-
plette Liste der Maßnahmen des Landes-
straßenbauprogramms 2004 findet sich
im Internet unter www.mvel.nrw.de.

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW 
verfügt über

• zwei Betriebssitze in Münster und Köln,künftig

einen Sitz in Gelsenkirchen

•  19 Niederlassungen an 21 Standorten in NRW

•  85 Autobahn- und Straßenmeistereien

•  vier Fachcenter an sieben Standorten

• 6.250 aktive Vollzeit beschäftigte Mitarbeiter-

innen und Mitarbeiter (ohne Auszubildende)

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW
betreut 

•  2.185 km Bundesautobahnen

•  4.435 km Bundesstraßen

• 11.158 km Landesstraßen

•  1.165 km Kreisstraßen

•  9.642 Brücken
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PPP KANN MEHR EFFIZIENZ BEI ÖFFENTLICHEN
INVESTITIONEN SCHAFFEN
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Anlässlich der Bundestagsdebatte zu „öffentlich-privaten Partnerschaften“ wies das Geschäftsführende
Präsidialmitglied des DStGB,Dr.Gerd Landsberg, in Berlin auf die zunehmende Bedeutung von PPP-Mo-

dellen für Städte und Gemeinden hin.Solche Modelle könnten vorteilhafter sein als die herkömmliche Pra-
xis bei öffentlichen Investitionen.„Wird eine solche Partnerschaft gründlich vorbereitet,dann können Priva-
te und Kommunen gemeinsam von PPP profitieren – und der Bürger ist der Gewinner!“,so Landsberg.Im
Einzelfall ließen sich Effizienzreserven nutzbar machen,die manch ein Projekt trotz knapper Kassen früher
oder überhaupt erst ermöglichen.
Der Deutsche Städte- und Gemeindebund unterstützt den Aufbau langfristiger Partnerschaften der Ge-
meinden mit der privaten Seite.Dabei dürfen allerdings die Risiken langfristiger Verträge nicht verschwie-
gen werden.Eine gründliche Ausarbeitung solcher Verträge ist unabdingbar.Außerdem sei PPP kein Allheil-
mittel gegen kommunale Finanznot und könne eine Gemeindefinanzreform nicht ersetzen.
Öffentliche Investitionen bleiben auch bei privater Beteiligung Investitionen in Aufgaben,die von der öf-
fentlichen Hand wahrgenommen werden und bei denen daher die Verträglichkeit mit öffentlichen Interes-
sen sichergestellt sein muss.Landsberg grenzt daher sinnvolle PPP-Modelle auch scharf von der oft überzo-
gen geführten „Privatisierungsdiskussion“ ab,die sich überhaupt dagegen wendet,dass bestimmte Aufga-
ben öffentlich wahrgenommen werden.„Es geht darum,die Erfahrungen der Privatwirtschaft und der öf-
fentlichen Hand im Interesse der Bürger zusammenzubinden“,so Landsberg.Öffentlich-private Partner-
schaften könnten nämlich ohne weiteres so gestaltet werden,dass den öffentlichen Interessen bei der Erfül-
lung der Aufgabe in Hinblick auf Gemeinwohlorientierung,Gesetzesbindung und Bürgerwünsche Rechnung
getragen werden könne.(DStGB-Pressemitteilung 15/2004 vom 11.03.2004)
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In aktuellen Diskussionen um die Zukunft
von Städten und Gemeinden stehen immer
drei Themen im Vordergrund:Stadt als Wirt-

schaftsraum, Stadt als
Verkehrsraum sowie
Stadt als Kultur- und
Freizeitraum. Die
Stadt als Lebensraum
wird - wenn über-
haupt - nur am Rande

wahrgenommen und diskutiert. Ähnlich
verhält es sich mit den Straßen als prägen-
dem Teil des Stadtraumes. Die Straße wird
in Planungsprozessen vorrangig als Ver-
kehrsraum mit dem Fokus „fließender und
ruhender Verkehr“ betrachtet.

Im Vordergrund stehen zumeist Fragen
der Erschließungs- und Verbindungsfunkti-
on - und je nach Lage auch der Geschäfts-

funktion. Straßen besitzen aber darüber
hinaus noch weit mehr Aufgaben: Sie sind
Raum für Aufenthalt, Treffen, Kommunika-
tion und Spiel. Innerstädtische Straßenzüge
sind in aller Regel auch Wohnstraßen. Somit
gehören sie zum Wohnumfeld und sind
wichtiger Bestandteil des Lebensraums.

Straßenräume prägen durch ihre Gestal-
tung und Lebendigkeit die Qualität eines
Wohnviertels und damit das Erscheinungs-
bild einer Stadt. Straßen und Plätze identi-
fizieren Städte und sind damit gleichsam
„Visitenkarte“. Insofern sollte es das ori-
ginäre Anliegen jeder Stadt sein,Straßen als
Lebensraum zu sehen, zu planen und zu ge-
stalten. Damit gewinnt insgesamt die Stadt
wieder an Attraktion als Lebensraum und
wirkt so der Suburbanisierung entgegen.

LEBENSARME STADT?

Deutschland befindet sich in einem tief
greifenden demografischen und strukturel-
len Wandel. Überalterung auf der einen und
Kinderarmut auf der anderen Seite kenn-
zeichnen die zwei gegensätzlichen Pole. Die

Bevölkerung wird bis zum Jahre 2050 bun-
desweit um 15 bis 20 Prozent zurückgehen -
trotz Zuwanderung1. Verlierer dieser Ent-
wicklung sind nicht nur die Menschen hier-
zulande, sondern auch die Städte und Ge-
meinden. Massiver Wohnungs-Leerstand
wird auch in Westdeutschland zunehmend
ein Thema, vor allem im Ruhrgebiet. Im
Osten stehen inzwischen mehr als 1,4 Mil-
lionen Wohnungen leer. Die Folge ist zu-
nehmende Verarmung und Verödung in
städtischen Teilbereichen.

Die Suburbanisierung trägt ihren Teil da-
zu bei. Die Innenstädte sind oft nicht mehr
attraktiv genug. Sie bieten zu wenig famili-
en- und kinderfreundlichen Wohn- und Le-
bensraum. Viele Familien mit Kindern zie-
hen deshalb ins Umland oder an den Stadt-
rand.

Insbesondere in den Kernstädten fehlen
Straßen, Plätze und Grün, die zum Verwei-
len und Bewegen einladen, die ein Leben in
der Stadt „lebenswert“ machen. Dabei ist
der Wunsch, in der Stadt zu leben, nach wie
vor ungebrochen. Mehr und mehr Familien
mit Kindern verspüren den Wunsch,
„zurück“ in die Innenstadt oder in deren
Randzonen zu ziehen.

In vielen kooperativen Planungsverfah-
ren, bei denen gemeinsam mit Bürgerinnen
und Bürgern die Straßenraumplanung ent-
wickelt wird, steht daher immer wieder die
zentrale Forderung nach Lebensqualität im
Vordergrund - noch vor den verkehrsfunk-
tionalen Ansprüchen an die Straßen. Dies
drückt sich vor allem in dem Wunsch nach
Maximierung der Seitenflächen, nach
Straßencafés, intensiver Durchgrünung so-
wie Einbindung nicht kommerzieller Auf-
enthalts- und Verweilflächen aus. Außer-
dem wünschen sich die Stadtbewohner ei-
ne hohe Qualität der Gestaltung sowie die
Auflösung von Ampelkreuzungen zugun-
sten von Kreisverkehren.

STADT ALS PARKPLATZ

Das Erscheinungsbild vieler innerstädti-
scher Straßen wird jedoch heutzutage von
parkenden Autos dominiert. Selbst als ver-
kehrsberuhigt gekennzeichnete Bereiche
(Zeichen 325 StVO), die den Funktionen
„Aufenthalt“ und „Spielen“ vorbehalten
sind, werden oft durch den ruhenden Ver-
kehr ihrer Zweckbestimmung beraubt.Häu-

Um Straße als Lebensraum 

zurückzugewinnen, muss mehr Fläche

zum Flanieren und zum Verweilen 

bereitgestellt werden - notfalls unter

Beschränkung der Parkplätze

Franz P. Linder ist
Inhaber des Planerbüros
Südstadt in Köln,
Dirk Boenke ist dort
Verkehrsplaner

D I E  AU TO R E N

Wandelgang statt
Abstellplatz
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Verkehrsberuhigte Straßen mit Cafés und informellen Ruhezonen schaffen Lebensraum in der Stadt

1 vgl.: Von Lennep, Hans-Gerd: Deutschland im demografi-
schen Wandel. In: Städte und Gemeinderat 12/2003)
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ten sind oftmals his-
torisch gewachsen.
Ihre Randbebau-
ung begrenzt dabei
den zur Verfügung
s t e h e n d e n
Straßenraum, der
vielfältig genutzt
wird. Daher sind
Umverteilungen
der Fläche not-
wendig.

Der ruhende
Verkehr ist somit
einer der Schlüs-
selfaktoren im Le-
bensraum Stadt.
Es geht nicht nur
darum, die Fahr-

und Bewegungs-
räume von Fuß- und Radfahren zu sichern.
Längst hat sich die „Parkplatzproblematik“
auch zum Hemmfaktor Nr. 1 für den fließen-
den Verkehr und den ÖPNV entwickelt.
Auch die Mobilität des motorisierten Ver-
kehrs ist auf Dauer nur zu gewährleisten,
wenn die Fahrstreifen weitestgehend von
Parkern freigehalten werden.

Die Straßenraumgestaltung in der Stadt
muss sich zukünftig wieder primär am Fak-
tor Lebensraum orientieren. Dabei sollen
die notwendigen verkehrlichen Grundfunk-
tionen Erreichbarkeit, Versorgung und An-
lieferung selbstverständlich gewahrt blei-
ben.

Bewegungsräume schaffen

Eine Straße gewinnt in ihrer Lebendig-
keit und Attraktivität im Wesentlichen
durch Fußgänger. Sie erzeugen Urbanität.
Die Gehwege sind nach Möglichkeit zu ver-
größern, um ausreichend Bewegungs- und
Aufenthaltsraum zu schaffen. Selbst auf in-
nerstädtischen Hauptverkehrsstraßen, die
häufig zugleich auch Wohn- und Geschäfts-
straßen sind, müssen die überlieferten
Straßenproportionen eingehalten werden.
Dazu gehört die Dreiteilung des Straßen-
raumes: Seitenraum, Fahrbahn, Seitenraum
etwa im Verhältnis 3:4:3. Bäume bilden da-
bei ein wichtiges Gliederungselement, weil
sie vertikal wirken.2

Sichere Straßenübergänge

80 Prozent aller Unfälle mit Fußgängern
geschehen beim Überqueren einer Straße.

Insofern kommt Anlage und Form von si-
cheren Querungsstellen eine erhöhte Be-
deutung zu. Im Rahmen eines Forschungs-
und Modellvorhabens konnte nachgewie-
sen werden, dass in vielen Fällen situati-
onstypisch angepasste und gut gestaltete
Zebrastreifen sicherer und kostengünstiger
sind als Ampeln.3

Zu Fuß, per Rad, auf Inlinern

Die akzentuierte Förderung von Fußgän-
gern, Radverkehr und neuen Fortbewe-
gungsmitteln (Inliner, Skateboarder etc.)
setzt voraus,dass die Zuteilung von Flächen
neu geordnet wird. Außerdem sind zwei
weitere wichtige Kriterien zu erfüllen: Be-
wegungskomfort und Barrierefreiheit.

Barrierefreie Verkehrsräume

Der Anteil mobilitätsbehinderter und be-
wegungseingeschränkter Personen - Kin-
der, Schwangere, ältere Personen, Personen
mit Kinderwagen oder Gepäck und andere -
an der Gesamtbevölkerung beträgt bis zu
30 Prozent .Durch den zunehmenden Anteil
älterer Menschen in der Gesellschaft wird
dieser Wert noch ansteigen. Die barriere-
freie Gestaltung der Verkehrsräume kommt
nicht nur mobilitätsbehinderten Menschen
zugute. Auch der Fahr- und Gehkomfort für
alle nicht motorisierten Verkehrsteilneh-
mer wird erheblich gesteigert.

Parkende Autos

Eine Schlüsselfunktion für eine Rückge-
winnung des „Lebensraums Straße“ liegt
in der Parkplatzproblematik. Zwar lässt
sich ein Leitbild „Lebensraum Straße“ ohne
weiteres auf neue Siedlungsvorhaben
übertragen. Doch der Konflikt zwischen
den veränderten und erweiterten An-
sprüchen für Nahmobilität (Fußgänger,
Radfahrer, Skater) einerseits und dem Park-
raum andererseits kann nur gelöst wer-
den, wenn die parkenden Autos zumindest
zum Teil von öffentlichen Räumen ver-
bannt werden und stattdessen privater
Raum dafür genutzt wird.

fig mit hohem baulich-gestalterischen Auf-
wand umgesetzt, sind sie heute bessere
„Quartiersparkplätze“.

Das veränderte Freizeit- und auch Mobi-
litätsverhalten hat eine Gruppe von „neu-
en“ Verkehrsteilnehmern hervorgebracht,
deren Anteil nicht mehr zu unterschätzen
ist. Inliner gehören in den Stadträumen in-
zwischen oftmals zum vertrauten Bild. Das
klassische Verhältnis Fußgänger/Radfahrer
hat sich - zumindest auf den freizeitrele-
vanten Routen und auch in manchen inner-
städtischen Straßenräumen - überlebt.

Mit mehr als zwölf Millionen Inline-Ska-
tern deutschlandweit ergibt sich eine neue
Flächenkonkurrenz. Zudem hat der Fußgän-
gerverkehr Anteile von 25 bis 30 Prozent, in
den Innenstädten im Binnenverkehr sogar
bis zu 65 Prozent am Gesamtverkehr. Inso-
fern ergeben sich neue Maßstäbe für die Di-
mensionierung von Fuß- und Radwegen
oder den Seitenräumen, die bisher nicht
ausreichend berücksichtigt werden.

Die Straßenstrukturen in den Innenstäd-

Heute belegt durch „ruhenden Verkehr“:
Mittelallee eines Gründerzeit-Quartiers 

2 Statistisches Bundesamt, Bevölkerung: Ergebnisse der 10.
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, Wiesbaden
vgl. Topp, Hartmut H.: Anmerkungen und Beispiele zum Ent-
wurf städtischer Straßen. In: „Straßenverkehrstechnik“
6/1989
3 Ortlepp, Ziegler: Empfehlungen zum Einsatz und zur Ge-
staltung von Fußgängerüberwegen. Düsseldorf, 2002

„Neue Rhein Zeitung“ vom 10.03.2004
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Es muss daher zumindest eine partielle
Verlagerung von Parkern aus dem eigent-
lichen (Straßen-)Raum in andere - vor-
nehmlich private - Stellplätze stattfinden.
Gefragt sind insbesondere neue Koopera-
tions- und Finanzierungsmodelle im Sinne
von „public-private-parking“, zudem eine
Novellierung der Landesbauordnungen
hinsichtlich realistischer Stellplatzzahlen
sowie ein differenzierter Gebrauch der Ab-
lösepraxis.

Kooperative Konzepte

Neue zeitgemäße Konzepte und Strate-
gien zur Wiederherstellung und Erhaltung
des „Lebensraums Straße“ müssen mit al-
len Betroffenen einvernehmlich ent-
wickelt werden. Moderne Verkehrspla-
nung beteiligt daher die Bürgerinnen und
Bürger - auch die Kinder -, Wirtschaft und
Handel, Politik sowie die einschlägigen In-
teressenverbände an der Straßenplanung.
In so genannten kooperativen Planungs-
verfahren werden sie direkt in den Pla-
nungsprozess einbezogen. Erst wenn sich
alle Beteiligten mit ihren Wünschen, Wer-
ten und Ansprüchen in der Planung wie-
derfinden, ist die Chance groß, auch tief
greifende Konzepte erfolgreich zu realisie-
ren.

NEUES LEITBILD

Die Veränderung der demografischen,
wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbe-
dingungen sollten Anlass sein, Verkehrs-
politik neu zu bewerten. Während die
Wohnungsleerstände Vorboten einer sich
dramatisch verändernden Demografie
sind, markiert der Branchenwandel den
beschleunigten Übergang von der Indu-

striegesellschaft zu einer Dienstleistungs-
gesellschaft. Die damit verbundenen hin-
länglich bekannten Negativauswirkungen
auf die Entwicklung der Städte sind zu-
gleich die Chance, von einer expansiven
Stadtentwicklung zu einer qualitativ aus-
geprägten Innen-Entwicklung zu kom-
men.

Es gilt daher, den Übergang von der
Suburbanisation und der Zersiedlung hin
zum attraktiven Wohnstandort Stadtmitte
- auch durch Stärkung des „Lebensraums
Straße“ - intensiv zu fördern. Vor dem Hin-
tergrund der demografischen Entwicklung
mit all ihren negativen Begleiterscheinun-
gen wird es fraglos zwischen den Städten
und Gemeinden zu einem verschärften
Wettbewerb kommen. Städte werden ins-
besondere über ihre Attraktivität als Wirt-
schaftsraum hinaus primär um Bewohner
konkurrieren.

Die Wettbewerbs-Chancen werden sich
künftig in erster Linie durch den Wohn- und
Freizeitwert, dann den Lohn- oder Wirt-
schaftswert und schließlich den Kulturwert
bestimmen - und nicht umgekehrt.Vor die-
sem Hintergrund bekommt ein neues Leit-
bild „Straße als Lebensraum“ eine dringli-
che Aktualität. Nach einer Phase starker
verkehrstechnischer Ausprägung der „Ver-
kehrsräume“ ist heute die Straße entspre-
chend ihrer sozialen Gebrauchsfähigkeit
als Multifunktionsraum, als nach außen
verlagerbarer Wohnraum, kurzum als urba-
ner Lebensraum zu gestalten.

Dieser tief greifende Wandel ist ohne
direkte bürgerschaftliche Einbeziehung in
den Planungsprozess nicht denkbar. Pla-
nungskompetenz und kommunikative
Kompetenz sind hier gleichermaßen ge-
fordert. Wenn es um die Flächenzuteilung
für die einzelnen Verkehrsarten geht, soll-

te man nicht in alte Ideologiemuster ver-
fallen. Der moderne Stadtbewohner ist
nicht Radfahrer, Autofahrer oder Fußgän-
ger, sondern multioptionaler oder multi-
modaler Verkehrsteilnehmer. Er oder sie
benutzt in der Regel alle Verkehrsmittel.
Aber erst die wirkliche Chancengleichheit
und Vernetzung der verschiedenen Ver-
kehrsteilnehmer und -systeme mit ihren
unterschiedlichen Ansprüchen ermögli-
chen mobile, zukunftsfähige und lebendi-
ge Städte für alle Bewohner. Gefragt sind
also - im wahrsten Sinne des Wortes -
„neue Wege“. ●

[1] Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (Hrsg.): Empfehlungen für die Anlage von
Erschließungsstraßen (EAE 85/95).Köln: 1995
[2] Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (Hrsg.): Empfehlungen für die Anlage von
Straßen in bebauten Gebieten (ESG 96).Köln: 1996
[3] Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (Hrsg.): Empfehlungen für Fußgänger-
verkehrsanlagen (EFA 2002).Köln: 2002
[4] Linder, Franz P.: Nahmobilität für den urbanen Le-
bensraum.Köln: 2002
[5] Monheim, Heiner et. al: Straßen für alle - Ana-
lysen und Konzepte zum Stadtverkehr der Zu-
kunft. Hamburg: Rasch und Röhring, 1990. ISBN 3-
89136-368-0
[6] Ortlepp, Ziegler: Empfehlungen zum Einsatz
und zur Gestaltung von Fußgängerüberwege.
Düsseldorf: 2002
[7] Topp, Hartmut H.: Anmerkungen und Beispiele
zum Entwurf städtischer Straßen. In: Straßenverkehrs-
technik (6/1989)
[8] Von Lennep, Hans-Gerd: Deutschland im demo-
grafischen Wandel. In:STÄDTE- UND GEMEINDERAT

12/2003
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Bäume setzen vertikale Akzente bei der 
Gestaltung innerstädtischer Straßen

LANDTAG MIT NEUEM FOYER

Ein Treffpunkt für die Bürgerinnen und Bürger soll sie sein: die neu gestaltete Eingangshalle des nordrhein-westfälischen

Landtags, die am 10. März 2004 offiziell eingeweiht wurde. Zentraler Anlaufpunkt der neuen Begegnungs-Stätte ist ei-

ne Kaffeebar (Foto) mit Bistro-Tischen und angegliedertem Souvenir-Shop,wo die Abgeordneten auch Dinge des täglichen

Bedarfs erwerben können.Daneben gibt es einen neuen Toilet-

ten- und Garderobenbereich sowie eine Mediensäule, an der

Parlamentsdebatten live mitverfolgt werden können.Die Kosten

für den Umbau beliefen sich auf 2,18 Millionen Euro. Der Land-

tag wird jährlich von etwa 100.000 Gästen - vornehmlich Grup-

pen von Schülerinnen und Schülern sowie Rentnerinnen und

Rentnern - besucht.
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Stile des berühmten Gartenbaudirektors der
preußischen Könige, Peter Josef Lenné, vor
mehr als 150 Jahren an der Quelle der Lippe ge-
staltet wurde.Im Westen mündet die Fußgän-
gerzone im Kaiser-Karl-Park,dem jüngsten der
drei Lippspringer Kurparks, der mit seinen
Wasserfontainen, üppigen Blumenbeeten
und wertvollen sowie seltenen Bäumen ein
beliebtes Fotomotiv ist.Die Fußgängerzone ist
mit zahlreichen Geschäften,Cafés und Lokalen
über sieben Tage der Woche Anziehungspunkt
für Einheimische, Kurgäste und Touristen.

Aufgrund infrastruktureller Schäden und
gestalterischer Defizite wurden Ende der
1990er-Jahre erste Überlegungen zum Umbau
der gesamten Fußgängerzone, des angren-
zenden Rathausplatzes und des Armini-
usparks angestellt. Im Zuge der Analyse der
gestalterischen und funktionalen Anforde-
rungen wurden frühzeitig auch die Belange
mobilitätsbehinderter Menschen einbezogen.

Dabei stellten sich die komplexen Zusam-
menhänge bei der Abwicklung individueller
Verkehrswege als besondere Hürde heraus.
Die im 19. Jahrhundert vorgeprägten städte-
baulichen Strukturen weisen eine überwie-
gend geschlossene Bauweise aus unter-
schiedlichen Epochen mit spezifischen Höhen-

verhältnissen auf. Der Verkehrsraum selbst
verfügt über eine Breite von rund 12,5 Metern.

ZIEL NIVEAU-ANGLEICHUNG

Beim Umbau sollten städtebaulich domi-
nierende Elemente wie beispielsweise ältere
Bäume erhalten bleiben.Die Planung der Um-
gestaltung war aus diesen Gründen äußerst
anspruchsvoll und mit größter Sorgfalt durch-
zuführen. Bald stellte sich heraus, dass neben
den üblichen Aspekten wie Material des Be-
lags, Möblierung und anderen Einrichtungs-
Gegenständen der Frage der Niveau-Anglei-
chung zentrale Bedeutung zukam.

Nicht zuletzt aufgrund der engen Zusam-
menarbeit mit der örtlichen Kaufmannschaft
konnte das Kriterium „stufenloser Anschluss
an die vorhandene Bausubstanz“ zufrieden-
stellend gelöst werden.Grundlage hierfür war
die Entwicklung einer Mittellinie als Entwäs-
serungsführung.Gleichzeitig wurde diese Rin-
ne höhenmäßig so ausgebildet,dass dort eine
taktile, mit Stock zu ertastende Führung ent-
stand.

Die Maßnahmen wurden in den Jahren
1999 bis 2002 mit großem Aufwand und un-
ter erheblicher finanzieller Beteiligung des
Landes NRW in vier Bauabschnitten durchge-
führt. Im Mittelbereich wurde auf einer Breite
von sechs bis sieben Metern ein Naturstein als
Sandwichplatte eingesetzt. Dieser Granitbe-
lag ist im unregelmäßigen Verband bis zu 60
Zentimeter Kantenlänge großformatig verlegt
worden.Es schließt sich an ein Betonwerkstein
mit Splittvorsatz mit einer Kantenlänge von 20
bis 30 Zentimeter. Entlang der Traufbereiche
der Häuser wurde ein Granitkleinpflaster ver-
wendet.

„Aushängeschild der Kommune“, „Visiten-
karte der Stadt“: Steht die Erneuerung zen-
traler Bereiche eines Ortes an, drängen mit

solchen Schlagwör-
tern gestalterische
Aspekte in der öf-
fentlichen Diskussi-
on in den Vorder-

grund. Vor allem bei Planungen zur Umge-
staltung von Fußgängerzonen werden die
innerstädtische Attraktivität und die Auf-
enthaltsqualität immer wieder als die Kri-
terien schlechthin hervorgehoben.

Doch auch funktionale Gesichtspunkte
spielen bei der späteren Akzeptanz durch Ge-
schäftsleute,Bürger und Besucher der Stadt ei-
ne wichtige Rolle.Die Fußgängerzone von Bad
Lippspringe, einem Kur- und Heilbad in Ost-
westfalen mit 15.000 Einwohnern, liegt zen-
tral im Ort und verbindet auf einer Länge von
700 Metern zwei innerstädtische Parks. Im
Osten befindet sich der Arminiuspark, der im

Bei der Umgestaltung der 

Fußgängerzone zwischen zwei Kurparks

in Bad Lippspringe wurden konsequent

die Höhenunterschiede überbrückt

Ferdinand Hüpping ist
Leiter des Bauamtes bei
der Stadt Bad Lippspringe
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Ohne Stolperfallen 
durch die Innenstadt
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Die 700 Meter lange Fußgängerzone in Bad Lippspringe zwischen Arminiuspark und
Kaiser-Karl-Park wurde barrierefrei umgestaltet

207 PROJEKTE WERDEN
GEFÖRDERT

Im Rahmen des Stadtverkehrsprogramms 

2004 unterstützt das Land NRW in diesem Jahr

insgesamt 207 neue Projekte mit fast 150 Mio.

Euro.Schwerpunkte bilden der Umbau bestehen-

der Straßen zur Verbesserung der Verkehrs-

Situation, die Beseitigung von Unfallschwer-

punkten und Gefahren an Bahnübergängen, der

Bau besserer Schulwege für eine höhere Ver-

kehrssicherheit, der Bau von Radwegen, Umge-

hungs- und Entlastungsstraßen wie auch die In-

stallation von Wegweisungs- und Verkehrsinfor-

mations-Systemen.
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schaftlichkeit und die jeweiligen Linienge-
nehmigungsarten enthalten eine solche
Ausnahme.

Der EuGH bezwei-
felt die Rechtsklar-
heit dieser Bestim-
mungen. Er hat aber
als europäisches Ge-
richt diese Frage na-
tionalen Rechts nicht
entschieden. Diese Frage der Rechtssicher-
heit sollte das Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) entscheiden. Es musste das Ver-
fahren jedoch zwischenzeitlich wegen Er-
ledigung einstellen.

Das Bundesverwaltungsgericht hatte bei
seiner Vorlagefrage an den EuGH im Jahr
2000 zwar Zweifel, ob die deutsche Rege-
lung inhaltlich gegen höherrangiges eu-
ropäisches Beihilferecht verstößt. Es hatte
damals aber keine Bedenken hinsichtlich
der Klarheit und Eindeutigkeit der Rege-
lung. Es steht zu erwarten,dass das BVerwG
die deutsche Regelung bestätigen wird.

T I T E L
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Die Frage, inwieweit die Finanzierung des
ÖPNV den Bestimmungen des europäi-
schen Rechts entspricht, war seit Jahren
umstritten. Vieles hat ein Urteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 24. Ju-
li 2003 geklärt, manches aber auch offen-
gelassen. In dem Verfahren ging es um Zu-
schüsse des Landkreises Stendal in Sachsen-
Anhalt an ein privates Busunternehmen.
Dieses betreibt einen Bus-Linienverkehr
aufgrund eigenwirtschaftlicher Linienge-
nehmigungen.

Im Rechtsstreit um diese Genehmigun-
gen stellte es sich als zentrale Frage heraus,
ob diese Art der Finanzierung mit dem EU-
Recht vereinbar ist. Der EuGH zieht zwei
Möglichkeiten zur Finanzierung von Be-
triebskosten für zuschussbedürftige Linien-
verkehre in Betracht. Zum einen können die
Regeln der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69
zur Finanzierung gemeinwirtschaftlicher
Verkehrsleistungen angewendet werden.
Dazu hat der deutsche Gesetzgeber festge-
legt, dass dann grundsätzlich eine Aus-
schreibung stattfinden muss. Danach wird
eine gemeinwirtschaftliche Liniengeneh-
migung erteilt.

Zum anderen können Verkehrsleistun-
gen aufgrund einer eigenwirtschaftlichen
Liniengenehmigung erbracht und ohne An-
wendung der europäischen Verordnung fi-
nanziert werden. Für diesen Fall hat der
EuGH vier Kriterien aufgestellt, die sicher-
stellen sollen, dass nicht mehr als ein ange-
messener Ausgleich gezahlt wird.

KRITERIEN DES EUROPÄISCHEN 
GERICHTSHOFS

Diese vier Kriterien können nur dann an-
gewendet werden,wenn in Deutschland ei-
ne teilweise Ausnahme von der Verordnung
(EWG) Nr. 1191/69 besteht. Die deutschen
Regelungen über Eigen- und Gemeinwirt-

RUTSCHFESTE OBERFLÄCHE

Mit dieser Aufteilung ist es gelungen, den
gesamten Bereich optisch ansprechend und
städtebaulich klar gegliedert neu zu struktu-
rieren. Die Pflasteroberfläche aus Granit und
Werkstein erweist sich auch bei Nässe als
rutschfest und griffig und ist gleichzeitig auch
noch pflegeleicht. Durch die großen Steinfor-
mate sind die Hauptlaufflächen hervorragend
begehbar, die Übergänge in den öffentlichen
Bereichen barrierefrei.

Begleitend wurden alle öffentlichen Ge-
bäude wie Rathaus, Prinzenpalais und Kon-
gresshaus stufenlos angebunden.Auch der Ar-
miniuspark wurde als Themenpark ausge-
baut. Die Grundgestaltung blieb erhalten,
Höhenunterschiede wurden mit Rampen bar-
rierefrei überbrückt.Als allergologischer Kom-
munikationspark mit Nebelwiese,klingenden
Bäumen und einem allergologischen Lehrgar-
ten steht er der Bevölkerung ganzjährig zur
Verfügung und liefert ebenso zahlreiche In-
formationen rund um das Thema Allergie wie
der allergologische Lehrpfad, der mit moder-
nen Terminals im Park und durch die gesamte
Fußgängerzone führt. Mit der Beschilderung
„Das Betreten der Rasenflächen ist ausdrück-
lich erwünscht“ werden Besucher und Besu-
cherinnen animiert, alle Bereiche des Armini-
usparks zu nutzen.

Seit fast zwei Jahren ist die Fußgängerzone
von Bad Lippspringe mit den angrenzenden
Bereichen nun komplett in Betrieb. Die Reso-
nanz der Anlieger und der Nutzer ist durchweg
positiv. Zwar werden immer wieder kleinere
Details zur Optimierung vorgetragen. Dies
zeigt jedoch, dass es gerade im Verkehrsbe-
reich immens schwierig sein wird,eine behin-
dertengerechte Gestaltung zu realisieren.Wie
eine behindertenfreundliche Lösung gefun-
den werden kann,ist in Bad Lippspringe zu be-
sichtigen. ●

Ebenfalls barrierefrei: Übergänge von 
befestigten zu unbefestigten Wegen wie beim
Bad Lippspringer Parkhotel 

Fragen des EU-Rechts und Kürzungen 

öffentlicher Mittel prägen die Situation

des öffentlichen Nahverkehrs mit 

Bussen und Bahnen in 

Nordrhein-Westfalen 

Martin Schäfer ist
Geschäftsführer der
Landesgruppe 
Nordrhein-Westfalen
des Verbandes 
Deutscher Verkehrs-
unternehmen (VDV)
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Rechtliche und 
finanzielle Zwänge

Bei Finanzierung und Betrieb des Öffentlichen
Personen-Nahverkehrs ist EU-Recht zu beachten
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Allerdings ist völlig offen,ob und wann es in
einem künftigen Rechtsstreit entscheiden
wird.

Die vier Kriterien hat der EuGH wie folgt
aufgestellt:

• Die Verkehrsleistungen, mit denen das
Verkehrsunternehmen betraut ist,müssen
klar definiert sein.

• Die Parameter,anhand derer der Ausgleich
berechnet wird, müssen zuvor objektiv
und transparent aufgestellt werden.

• Der Ausgleich darf nicht über die Kosten
hinausgehen, wobei erzielte Einnahmen
und ein angemessener Gewinn zu berück-
sichtigen sind.

• Falls das Unternehmen nicht durch eine
Ausschreibung ausgewählt wurde, ist die
Höhe des erforderlichen Ausgleichs auf
der Grundlage einer Analyse der Kosten zu
bestimmen,die ein durchschnittliches,gut
geführtes Unternehmen hätte, das mit
den entsprechenden Kapazitäten ausge-
stattet ist.

Insbesondere das vierte Kriterium - der
Maßstab des durchschnittlichen, gut ge-
führten Unternehmens - ist nicht zu unter-
schätzen. Denn es verstärkt den Zwang zu
weiterer Effizienz-Steigerung. Wenn alle
Unternehmen mindestens durchschnittli-
chen Anforderungen genügen müssen,
werden diese zwangsläufig im Laufe der
Zeit steigen.

Bei der Frage nach der Tragweite dieser
vier Kriterien ist jedoch zu berücksichtigen,
dass sie nur einen Teilaspekt des Beihilfebe-
griffs betreffen. Nicht jede Zahlung an ein
Unternehmen ist eine Beihilfe. So sind bei-
spielsweise Vergünstigungen, die allen Un-

ternehmen gleichermaßen zugute kommen,
nicht selektiv und daher keine Beihilfe.

Das Urteil des EuGH hat gleichwohl für ei-
nen Teilbereich des europäischen Beihilfe-
rechts neue Maßstäbe gesetzt. Es wird auch
künftig unterschiedliche Formen der ÖPNV-
Finanzierung geben. Die bisherige Finanzie-
rungspraxis muss teilweise so an das EuGH-
Urteil angepasst werden,dass die Einhaltung
der vier Kriterien nachgewiesen werden
kann.Hier besteht vielfach Handlungsbedarf.

ZUSCHÜSSE GEKÜRZT

Die langfristig vielleicht größere Heraus-
forderung für den ÖPNV liegt jedoch in der
Finanzsituation von Bund, Land und Kom-
munen. Auch wenn über vieles gestritten
wurde, bestand doch bisher ein Parteien
übergreifender Konsens, dass es den Ver-
kehrsunternehmen durch die Förderung
von Infrastruktur, Fahrzeugen oder Be-
triebskosten ermöglicht werden sollte, ein
attraktives Angebot für die Bürgerinnen
und Bürger bereitzustellen.

Noch hält dieser Konsens in Nordrhein-
Westfalen. Der Landeshaushalt 2004/2005
brachte zwar auch für den ÖPNV Kürzun-
gen. Bisher erhielten Kreise und Städte, so-
weit sie Aufgabenträger sind,eine Pauscha-
le von 500.000 Euro pro Jahr für Planung,
Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV.
Diese ist nun drastisch auf 150.000 Euro
gekürzt worden. Bei den Zweckverbänden,
die für den Eisenbahn-Nahverkehr (SPNV)
zuständig sind, wurde die Pauschale von
500.000 Euro auf 350.000 Euro gekürzt.
Dies trifft nicht nur die Gebietskörperschaf-
ten selbst, sondern auch die Verkehrsunter-
nehmen, an welche die Mittel in vielen Fäl-

len teilweise wei-
tergegeben wur-

den.
Auch im

SPNV wurde
g e g e n ü b e r
den früheren
Planungen für
die nächsten
Jahre erheb-
lich gekürzt.
Dennoch stellt
der NRW-Lan-
deshaushalt
für sich allein
noch keine
grundsätzliche
Richtungsän-

derung im Hinblick auf den ÖPNV dar. Hin-
zu kommen aber in vielen Orten Kürzungen,
die in der Finanzknappheit der jeweiligen
Kommune begründet liegen.

BELASTUNGEN VOM BUND

Wenn man dann auch noch die Beschlüs-
se des Vermittlungsausschusses von Mitte
Dezember 2003 mit in Betracht zieht, sieht
das Bild noch viel düsterer aus. So werden
zum Beispiel die Ausgleichsleistungen für
die ermäßigte Schülerbeförderung nach §
45a Personenbeförderungsgesetz (PBefG)
bzw. § 6a Allgemeines Eisenbahngesetz
(AEG) in den kommenden Jahren sukzessive
um vier Prozent,acht Prozent und schließlich
dauerhaft um zwölf Prozent reduziert. Wei-
tere Kürzungen werden bereits diskutiert.

Die Verkehrsunternehmen werden sich
notwendiger Haushaltskonsolidierung nicht
verschließen. Sie leisten selbst Einspar-
beiträge durch weitere Effizienzsteigerung
und durch zum Teil sehr schwierige Maß-
nahmen zur Senkung der Personalkosten.

Es besteht aber zunehmend die Gefahr,
dass im Rahmen weiterer Spardiskussionen
der bisherige Konsens aufgekündigt wird,
dass die Förderung des ÖPNV ein wichtiger
Beitrag zur Wirtschaftspolitik,zum Umwelt-
schutz, aber auch zur Unterstützung derje-
nigen ist, die keine Möglichkeit haben, ein-
fach in ihr Auto zu steigen.

Aufgabe der Verkehrsunternehmen ist
es, in dem vom europäischen Recht gesetz-
ten Rahmen ihren Weg der Effizienzsteige-
rung für die Fahrgäste fortzusetzen. Aufga-
be der Politik in Bund, Land und Kommunen
ist es, im Rahmen der Haushaltsmöglich-
keiten die richtigen politischen Schwer-
punkte zu setzen. ●
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Das Land NRW plant erhebliche Kürzungen der
Zuschüsse zum Bahn-Nahverkehr

„Westfälische Nachrichten“ vom 10.03.2004
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denn der Holunderstrauch ist ein Begleiter
alter, eutrophierter Wege. Allgemein lassen
sich Hohlwege als gegenüber dem Umland
deutlich eingetiefte, ehemalige oder noch
genutzte Wegetrassen beschreiben. Sie
stammen in der Regel aus Zeiten, als Pfade
noch unbefestigt waren und daher einer
verstärkten Erosion unterlagen. Es sind so-
mit anthropogen bedingte Hohlformen in-
nerhalb der Landschaft.

Die erste vollständige Kartenaufnahme
für das Rheinland und Westfalen -, die
Preußische Uraufnahme im Maßstab
1:25.000 aus den Jahren 1836 bis 1850 -, ver-
zeichnete noch eine große Anzahl solcher
in das Gelände eingeschnittener Wege.
Auch die hiesigen Hohlwege waren zum
Großteil eng, dunkel, schlecht einzusehen
und wirkten daher oft bedrohlich. Morde,
blutige Überfälle und Hinterhalte in den
Hohlen waren in Westfalen historische
Realität. Die dort erlebten Ängste wurden
nicht selten in Spukgeschichten und Orts-
sagen verarbeitet. Aufgrund ihres drasti-
schen Rückganges in den letzten 100 Jah-
ren spielen Hohlwege im Bewusstsein der
heutigen Bevölkerung kaum noch eine Rol-
le.

Über die Entstehung der Hohlen herr-

schte selbst in Wissenschaftskreisen oft-
mals Unklarheit, da dass Ursache-Wirkung-
Prinzip nicht erkannt wurde. „Die Hohlwe-
ge wurden teils absichtlich gegraben, teils
entstanden sie durch die Ausspülung durch
Regen“, so wurde noch 1924 im Geogra-
phie-Unterricht der Gymnasien gelehrt.
Diese Aussagen sind grundsätzlich falsch.
Vielmehr sind Hohlwege die Folge der un-
beabsichtigten (Selbst-) Eintiefung von
Fuhr- und Fahrwegen in den Untergrund.

AUSBILDUNG VON GELEISEN

Am Anfang standen unbefestigte Erd-
wege, niveaugleich zum Umland. Durch Be-
fahren mit landwirtschaftlichem Gerät
oder Fuhrwerken bildeten sich zunächst
durch Zerstörung der Vegetationsdecke so
genannte Geleise mit deutlich erkennba-
ren Wagenspuren. Damit sich hieraus Hoh-
lwege entwickeln konnten, mussten fol-
gende Kriterien erfüllt sein:

• geeignete topographische Gegebenhei-
ten

• Gefügestörungen durch mechanische Be-
anspruchung

• geeigneter geologischer Untergrund mit
leicht erodierbaren Deckschichten

• Erosion durch Wasser, Klima, Pflanzen,
Tiere und menschlichen Einfluss

Die topographischen Gegebenheiten
sind bei Hängen von mehr als zwei Prozent
Gefälle gegeben. Die relative Tiefenerosion
ist zudem abhängig von der Weglänge. So
ist sie in einem 200 Meter langen Hang
annähernd doppelt so hoch wie bei einem
50-Meter-Hang gleichen Gefälles.

Gefügestörungen wurden durch den
Tritt der Zugtiere, dem Rollen der Wagenrä-
der und die schwere Last der Fuhrwagen
bewirkt, wodurch das Material der Wege-
sohle zu Staub zermahlen wurde. Das Auf-
kommen von metallbeschlagenen, schma-
len Radreifen ab dem 18. Jahrhundert ver-
stärkte diesen Effekt drastisch, da sich die

Dank der Tell-Sage ist die Hohle Gasse bei
Küssnacht am Rigi in der Schweiz der be-
kannteste Hohlweg im deutschsprachigen

Raum. Dort spricht
Wilhelm Tell in dem
gleichnamigen Schau-
spiel von Friedrich
Schiller seinen

berühmtem Monolog: „Durch diese hohle
Gasse muß er kommen, Es führt kein and-
rer Weg nach Küssnacht - Hier vollendet
ich’s - Die Gelegenheit ist günstig. Dort der
Holunderstrauch verbirgt mich ihm, Von
dort herab kann ihn mein Pfeil erlangen,
Des Weges Enge wehret den Verfolgern.“
Und wenig später ereilt den tyrannischen
Reichsvogt Geßler durch „Tells Geschoß“ in
jener Hohlgasse der Tod.

Schillers Text schildert bereits durch
Nennung von Enge, Tiefe, Ortsanbindung
und begleitenden Bewuchs einige der Ei-
genschaften eines Hohlweges. Indirekt er-
gibt sich sogar ein Hinweis auf das Alter,

Arno Straßmann ist
Geologe und Mitglied
des Westfälischen 
Heimatbundes
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Aus der Wagenspur
wird eine Schneise
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Hohlwege enstanden durch Einkerbung der Wagenräder in den weichen Untergrund

Hohlwege als historisch entstandene

Straßenform geben Zeugnis vom 

Verkehr der vorindustriellen Zeit und 

haben sich teils bis heute erhalten

Schematische 
Darstellung der
Geologie eines 
Lößhohlwegs

Geländestufe

Wegsohle

Naßboden-
horizont
Löß

Lößkindel-
horizont
fossiler 
Boden

Erosions-
schutt

Acker
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Auflast nun auf eine kleinere Fläche ver-
teilte als bei breiteren Radtypen. Schwerla-
sttransporte schädigten sogar gepflasterte
oder beschotterte Straßen. Beim Amt Hal-
tern findet sich eine preußische „Anfuhr-
Ordnung“ aus dem Jahre 1839, welche die
Lieferung von Gesteinsmaterial zum We-
gebau regelte. Zur Schonung frisch ange-
legter Chausseen durfte beispielsweise ein
vierrädriges Fuhrwerk mit einer Radreifen-
breite von 13 Zentimeter maximal 2,5 Ku-
bikmeter Steine (4,125 Tonnen), ein ent-
sprechendes zweirädriges Gefährt 1,65 Ton-
nen transportieren.

So tieften sich Wege bei hoher mechani-
scher Beanspruchung in jeden Untergrund,
ja selbst in Felsgestein ein. Schluffhaltige
Sedimente im Untergrund begünstigen je-
doch den Prozess. Dies gilt besonders für
das eiszeitliche Flugstaub-Sediment Löß,
aber auch für bestimmte „Mergelgesteine“
der Trias (z.B. Keupergesteine im Lipper Ber-
gland) oder Hanglehme (periglazial über-
formte Verwitterungslehme mit eingela-
gerten Lößanteilen) der Mittelgebirge. So-
gar in lockeren Sanden (z.B.Terrassenhänge
der Ems) sind Hohlen vorhanden.

In Lößgebieten bedeckte der mehlfein
zerriebene Staub den Wegegrund in Mäch-
tigkeiten bis zu 15 Zentimeter. Durch Wind-
drift wurde er teilweise ausgetragen; ent-
sprechende Auswehungen betrafen die
Sandhohlwege. Bei Niederschlägen hinge-
gen wurde das Material durch ablaufendes
Wasser aus dem Sohlenbereich entfernt.
Diese Situation ist für Recklinghausen tref-
fend geschildert:„Im Sommer ging's durch
erstickende Staubwolken, im Frühjahr und
Herbst durch unergründlich tiefen Morast,

während des größten Teils des Jahres war
an geregelten Frachtwagenverkehr kaum
zu denken“. Als Folge des stetigen Prozes-
ses des Zerkleinerns und Austragens des
anfallenden Materials vollzog sich das un-
ausweichliche Eintiefen der Hohlen.

Zu Anfang besaßen die Wege etwa kas-
tenförmige Querschnitte, da auch Radna-
ben, Wagenaufbauten und Beladung seit-
lich auf die Wände mechanisch-erosiv wirk-
ten und eine Wegeverbreiterung erzeug-
ten. Die zunächst steilen Wegeböschungen
unterlagen jedoch Verwitterungs-Einflüs-
sen, die zu einer Verflachung führten. Ty-
pisch für unbewachsene Lößwände ist das
Ausbilden senkrechter Spalten infolge
Frostsprengung und das Abbrechen ganzer
Lößplatten, häufig in Verbindung mit Wur-
zeldruck durch Pflanzen auf der Hohlweg-
schulter oder durch den Wagenverkehr. Ril-
lenspülung durch abfließendes Wasser
führte ebenso zum Hangabtrag wie der
Auswurf aus Tierbauten (Mäuse, Kanin-
chen, Dachs, Fuchs) oder räumlich begrenz-
te Rutschungen.

BEFESTIGUNG FEHLT

Das erodierte Material sammelte sich
am Böschungsfuß als Schutt und hätte die
Hohle allmählich wieder aufgefüllt, wenn
nicht die weiterhin wirksame „Sohlenerosi-
on“ gegengesteuert hätte. Als Folge des Zu-
sammenspiels von Hang- und Tiefenerosi-
on zeigen ältere Hohlwege einen V- förmi-
gen Querschnitt. Im Gegensatz zu anderen
Materialien besitzt kalkhaltiger (unverwit-
terter) Löß eine hohe Standfestigkeit. Aus
Lößböden sind daher Hohlwege von mehr
als 12 Metern Tiefe und relativ steilen Flan-
ken bekannt.

Die Eintiefung der Fahrwege hätte nur
mit einer dauerhaften Befestigung der
Wegesohle nach römischem Vorbild ver-
hindert werden können. Auf linksrheini-
schem Gebiet existieren noch heute Rö-
merstraßen, die aus einer Unterfütterung
mittels Steinmaterial und darüber liegen-
den wechselnden Schichten von Schotter
und Kies bestehen. Im Mittelalter ging das
Wissen über die römische Wegebaukunst
weitgehend verloren.

Die Versuche, die Wege „gangbar“ zu
machen, scheiterten meist an den fehlen-
den technischen Kenntnissen, an finanziel-
len Mitteln und häufig auch am guten Wil-
len, wie etwa für das Vest Recklinghausen
belegbar ist. Dort herrschten - wie im übri-

gen Westfalen - noch zu Beginn des 19.
Jahrhunderts katastrophale Verhältnisse.
Die meiste Zeit des Jahres waren die Wege
„zum fahren, treiben und gehen sehr müh-
samb, ja offters unbrauchbar, weil entwe-
der allzu morastig oder auch zu hohl, tief
und kotig“.

Zur Abhilfe wurde 1707 von der Vesti-
schen Ritterschaft eine Wegekommission
gebildet -, mit der Aufgabe, die Untertanen
der jeweiligen Dörfer und Kirchspiele an-
zuleiten, „alle Landstraßen und Wege in
seinem Bezirk gesamter Hand auszubes-
sern, von Wasser zu befreien und mit nöti-
gem Holz zu versehen“, und zwar an fest-
gesetzten Tagen in Form der Fronarbeit. Für
die Ausbesserung besonders schadhafter
Stellen nahm man anstelle teurer Holz-
bohlen Steine, im übrigen Kies und Sand,
mitunter aber auch den hierfür völlig un-
geeigneten Lehm oder entnahm Material
aus den Wegeböschungen.

Erwies sich der Weg als besonders
schlammig und morastig, „so wurden
ganze Wagenladungen mit Wachollen in
die Schmutzmassen gepackt.“ Die Wachol-
dersträucher hielten sich verhältnismäßig
lange im feuchten Grund. Trotzdem befan-
den sich 1781 die meisten Wege in einem
sehr schlechten Zustand, da diese „ohnge-
achtet unserer wegen derselben Herstel-
lung öfters erlassenen gnädigsten Befeh-
les“ nicht ausgebessert wurden. Nicht
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Noch Mitte des 20. Jahrhunderts wurden 
Hohlwege mit Pferd und Wagen befahren

Bei diesem Hohlweg nahe Recklinghausen 
verhindert ein Schotter-Untergrund weitere 
Vertiefung
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den umliegenden Bauerschaften, die so
genannten Nachbar- oder Kommunikati-
onswege

• bäuerliche Zubringerwege (Gewann-Er-
schließungswege)

• sonstige Wege von lokaler Bedeutung

Überregional bedeutende Verbin-
dungsstraßen (z.B. Rennsteige) verliefen in
der Regel über Geländerücken, da dort auf-
grund mangelnder Reliefenergie die Ein-
schnittstiefe gering blieb. Querten derarti-
ge Handels- oder auch Heerstraßen dage-
gen Anhöhen oder Fließgewässer, fächer-
ten sie im Pass- oder Furtbereich zu Hohl-
wegbündeln auf, da die Fahrzeuge auf-
grund der starken Frequentierung ge-
zwungen waren, dem Gegenverkehr auf
andere Trassen auszuweichen. Im Bereich
des Wiehengebirges wurden derartige
Hohlweg-Systeme aufgrund ihrer kultur-
historischen Bedeutung als Bodendenk-
male ausgewiesen.

Die häufigste Form der Ortsverbindung
waren Kommunikations- oder Nachbar-
schaftswege. Sie hatten im Gegensatz zu
Hauptwegen geringere Bedeutung und
mussten von den einzelnen Kirchspielen
unterhalten werden.„Diese vernachlässig-
ten ihre Wege durchweg...“ , was zur Folge
hatte, dass eine Befestigung der Wegesoh-
le weitestgehend unterblieb, weshalb die
Nachbarschaftswege vielfach hohlwegar-
tig ausgefahren waren.

Nur von lokaler Bedeutung, dennoch
häufig war die Hohlwegbildung als Folge
der Erschließung der Feldflur. Es waren
meist rein landwirtschaftliche Nutzwege,
die zu den jeweiligen Gewannen führten
und auch zum Abtransport des Erntegutes
dienten. Im ländlichen Raum sind Hohlwe-
ge dieses Typs weiterhin relativ häufig und
werden teils heute noch genutzt.

Eine Sonderform war die Anbindung
von Mühlen, Hammerwerken, Stein-
brüchen, Bergbaustätten, Holzgerichten
und Ähnliches an das örtliche Wegenetz.
Aufgrund ihrer Tal- oder Berglage sowie
der starken Belastung durch die Verursa-
cher waren diese Zuwege tief -, in Mittel-
gebirgslagen sogar häufig bis ins anste-
hende Gestein eingeschnitten. Für die ar-
chäologische Forschung sind sie oft von
besonderem Interesse. Ein Beispiel sind die
Zufahrten zur „Lamberti- oder Dombauk-
uhle“ in den Baumbergen bei Münster, wo
seit dem 11. Jahrhundert Sandstein als be-
gehrter Werkstein gebrochen wurde.

mehr zu reparierende Hohlwege wurden
aus der Nutzung genommen und durch
neue, meist parallel dazu verlaufende We-
ge ersetzt, die sich nachfolgend ebenfalls
zu Hohlen entwickelten.

KÜRZESTE VERBINDUNG

Wege wurden in früherer Zeit in Form
der kürzesten Linienführung angelegt, da
Pferde eine kurze, steile Steigung besser
bewältigten als eine lange, flachere. Gene-
rell wurden sumpfige Täler und Senken wie
auch unnötige Steigungen oder Gefälle
gemieden. Im einzelnen unterscheidet
man:

• Hohlwege in Form alter Überland-Ver-
bindungen (Handels- oder Heerstraßen)

• Wege zu den benachbarten Dörfern oder
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Solange kein geeignetes Material in
ausreichender Menge zur Wege-Befesti-
gung bereitstand, tieften sich die Hohlen
bei regelmäßigem Befahren weiter ein.
Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts fie-
len im Zuge der Industrialisierung große
Mengen an Füllmaterial an. Im Ruhrgebiet
wurden viele Wege mit Abraum aus dem
Kohlebergbau, Kokereiasche oder Ziegelei-
schutt aufgefüllt oder befestigt. In den
rasch anwachsenden Städten genügten
die Hohlen dem verstärkten Verkehrsauf-
kommen nicht mehr. Sie wurden ersatzlos
durch breite, gepflasterte Straßen ersetzt.
Die Trassenführung der einstigen „Com-
municationswege“ und Berghohlwege
wurde indes vom modernen Straßenbau
weitgehend übernommen. Sie stellen heu-
te noch die kürzesten Verbindungen zwi-
schen den einzelnen Ortschaften oder
Stadtteilen dar.

Im ländlichen Bereich wurden Hohlwege
teilweise bis in die 1960er-Jahre befahren.
Für die neu aufkommenden landwirt-
schaftlichen Motorfahrzeuge oder Ernte-
maschinen waren die Hohlen jedoch zu eng.
Die Wege wurden meist vollständig aufge-
geben und unterlagen der natürlichen Suk-
zession, sofern sie nicht als „wilde“ Müllkip-
pen zweckentfremdet wurden. ●

Nachdruck mit freundlicher Genehmigung
von „Heimatpflege in Westfalen“

Das Schicksal vieler Hohlwege: die wilde 
Müllkippe
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EN „Kölner Stadtanzeiger“ vom  18. 03. 2004
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Das Jahr 2003 sollte ein Jahr der Entschei-
dung werden. Die Weichen in eine sichere,
verlässliche Zukunft für unsere Städte und
Gemeinden sollten gestellt werden. Wir alle
wissen, dass daraus nichts geworden ist.Wir
stehen fast genauso unsicher da wie vor Jah-
resfrist,und die mageren Beschlüsse aus dem
Vermittlungsausschuss Mitte Dezember
eröffnen den Kommunen in Nordrhein-
Westfalen nur wenig Hoffnungsschimmer.
Im Gegenteil, in Sachen Hartz IV bzw. SGB II,
also der Zusammenführung von Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe, ist eher eine zunehmen-
de erhebliche Verunsicherung festzustellen.

Um es ganz klar zu sagen: Die Gemeinde-
finanzreform ist auf der Einnahmenseite im
Ansatz steckengeblieben, sie ist gescheitert.
Allein auf die Absenkung der Gewerbesteu-
er-Umlage hat man sich verständigt. 2004
wird diese Umlage nur noch 20 Prozent des
Bruttoaufkommens betragen, ab 2005 nach
Angaben des Bundesfinanzministeriums nur

noch etwa 18 Prozent. Das ist eine geringere
Umlage als im Jahre 2000 vor In-Kraft-Treten
des Steuersenkungsgesetzes.Für Nordrhein-
Westfalen entstehen daraus wohl Steuer-
Mehreinnahmen von rund 500 Millionen Eu-
ro ab 2004.

Doch diese Entlastung bedeutet für die
Kommunen in Deutschland nicht mehr als
eine Atempause. Eine strukturelle Wende
zum Besseren, hin zur dauerhaften Konsoli-
dierung der Haushalte, ist dies noch lange
nicht.

Erinnern wir uns: auf unserer Sitzung des
Hauptausschusses vor einem Jahr in Güters-
loh konnten wir noch mit Optimismus in die
Zukunft sehen. Die Kommission zur Reform
der Gemeindefinanzen hatte ein Modell zur
Wiederbelebung,Verstetigung und Stärkung
der Gewerbesteuer vorgelegt, das voll und
ganz unseren kommunalen Auffassungen
entsprach. Es folgte ein für uns enttäuschen-
der Regierungsentwurf, der sich überwie-
gend an Interessen der Industrie orientierte,
der aber – nicht zuletzt auch durch Druck un-
seres Verbandes – durch einen neuen Ent-
wurf der Regierungsfraktionen ersetzt wur-
de, der wiederum weitgehend unseren Posi-
tionen entsprach.

Dieses Reformgesetz ist leider am Wi-
derstand der Bundesratsmehrheit geschei-
tert. Während wir in Nordrhein-Westfalen

einen engen Schulterschluss mit unserer
Landesregierung hielten, die sich in Berlin
massiv für unsere kommunalen Interessen
einsetzte, ist es den Städten und Gemein-
den in der Mehrzahl der anderen Bundes-
länder offensichtlich nicht gelungen, ihre je-
weilige Landesregierung auf eine kommu-
nalfreundliche Haltung einzustimmen.

ENTLASTUNG BEI DEN AUSGABEN

Nun zur zweiten Säule der von uns ge-
forderten Gemeindefinanzreform, nämlich
unserer berechtigten Forderung nach Entlas-
tung bei den Ausgaben, und zwar bei den
Kosten für die soziale Sicherung.Angesichts
steigender Sozialhilfekosten haben die
Städte und Gemeinden große Erwartungen
in die Zusammenführung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe im Sinne von Hartz IV
gesetzt.

Wir haben diese Reformdiskussion aus
drei Motiven heraus konstruktiv begleitet:
Erstens wollten wir eine bessere und
schnellere Vermittlung der Langzeitarbeits-
losen zurück in die Arbeitswelt,also eine Re-
form zu Gunsten der betroffenen Men-
schen. Wir wollten zweitens einen Abbau
der bisherigen Doppelbürokratie aus Ar-
beitsverwaltung einerseits und kommuna-
len Sozialämtern andererseits. Und wir
wollten drittens natürlich eine spürbare fi-
nanzielle Entlastung,um überhaupt wieder
handlungsfähig zu werden.

In unserer Hauptausschuss-Sitzung im
vergangenen Jahr hatte ich darauf hinge-
wiesen, dass die Reform Chancen und Risi-
ken für die Kommunen birgt. Inzwischen
zeichnet sich ab, dass die Mehrheit der
nordrhein-westfälischen Kommunen bei
dieser Reform erhebliche zusätzliche Defizi-
te erwarten könnte - so jedenfalls die Ein-
schätzung unseres Präsidiums in der heuti-
gen Sitzung.

Sollten die Befürchtungen der Kommu-
nen zutreffen, ist unverzüglich nachzubes-
sern, um die zugesagte Entlastung zu reali-
sieren. Wichtig für uns ist, dass alle Verant-
wortlichen von der Bundesregierung bis zur
Opposition, öffentlich erklärt haben, das
Versprechen von 2,5 Mrd. Euro Entlastung
werde auf jeden Fall eingehalten!

Zu fordern ist weiterhin eine klare Revi-
sionsklausel - etwa entsprechend der Rege-
lung im Grundsicherungsgesetz – um nach
Vorliegen der tatsächlichen Zahlen, was
frühestens 2006 sein wird, eine saubere
Spitzabrechnung sicherzustellen. Zu der

Reform im Ansatz
steckengeblieben
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Rund 100 Mitglieder und Gäste verfolgten die Vorträge auf dem StGB NRW-Hauptausschuss 
in Emsdetten und beteiligten sich rege an der Diskussion

Auszüge aus der Rede von Roland 

Schäfer, Bürgermeister der Stadt 

Bergkamen und Präsident des 

Städte- und Gemeindebundes NRW, zur

Eröffnung des Hauptausschusses des

StGB NRW in Emsdetten am 9. März 2004
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beitsgruppe „Demografische Entwicklung“.
Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe liegen
Ihnen als Broschüre vor.

Die Zusammenarbeit mit der Mannhei-
mer Spring Messe Management GmbH bei
der Messe „Zukunft Kommune“ war eine
Premiere. Ein erfolgreiches Konzept, bei
dem sich Produkt-Information und Fachge-
spräch harmonisch ergänzen, wurde hier-
mit auf Nordrhein-Westfalen übertragen.
Der Städte- und Gemeindebund hat sich in-
haltlich stark engagiert und fünf Fach-Foren
mit hochkarätigen Referenten besetzt. Der
Bürgermeistertag zum Auftakt der Messe,
an dem gut 200 Kollegen und Kolleginnen
teilnahmen, geriet zu einer eindrucksvollen
Demonstration kommunaler Solidarität in
Sachen Gemeindefinanzreform.

Ebenso hat der Verband das ehrgeizige
Pilotprojekt e-Government Ende Juli zum
Abschluss gebracht. Zwölf Mitgliedskom-
munen haben in acht Teilbereichen lauf-
fähige Programme für das Virtuelle Rathaus
entwickelt oder tragfähige Konzepte er-
stellt. Diese können ohne weiteres auf an-
dere Städte und Gemeinden übertragen
werden. Dazu wurde eigens mit dem Pro-
jektpartner Microsoft ein Software-Paket,
das e-Government Starter Kit, entwickelt.
Kommunen können also bereits jetzt in Be-
reichen wie Melderegister-Auskunft oder
Personenstandwesen ein eigenes Virtuelles
Rathaus einrichten.

Nicht zuletzt hat der Verband das von der
Bundes- und Landespolitik lange verdräng-
te Thema „Demografische Entwicklung“
aufgegriffen. Unter Moderation des Dezer-
nates „Recht und Verfassung“ hat sich rasch
eine Arbeitsgruppe konstituiert aus Mitar-

beitern der Geschäftstelle und Praktikern
aus unseren Mitgliedskommunen. Dank ei-
ner straffen Zeitplanung wurden bis zum
Sommer vorzeigbare Ergebnisse produziert,
die bereits auszugsweise in der Verbands-
zeitschrift STÄDTE- UND GEMEINDERAT veröf-
fentlicht worden sind.

INFORMATION VORBILDLICH

Während des ganzen Jahres ist die Ge-
schäftstelle ihrem Auftrag zur Information
in vorbildlicher Weise nachgekommen. Ich
will hier nur als Beispiel die stets aktuelle
Berichterstattung zur Gemeindefinanzre-
form nennen. Soweit Zahlen und Modell-
rechnungen vorhanden waren, wurden die-
se umgehend an die Mitgliedskommunen
weitergereicht.Auch die Öffentlichkeit wur-
de kontinuierlich über unsere Einschätzung
der Reform-Diskussion informiert. Die Me-
dien haben großes Interesse an unserer Po-
sition gezeigt, und sie sind von der Ge-
schäftsstelle professionell bedient worden.

Ich darf mich an dieser Stelle ganz herz-
lich bedanken bei Hauptgeschäftsführer Dr.
Schneider, den Beigeordneten und allen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ge-
schäftsstelle für die im vergangenen Jahr
hervorragend geleistete Arbeit.

Lassen Sie es mich so formulieren: Gera-
de in dieser schweren Zeit zeigt es sich:Dem
Städte- und Gemeindebund NRW anzu-
gehören, ist ein Gewinn. Nur gemeinsam
können wir unsere Interessen wirksam ver-
treten - bei den Abgeordneten im Landtag,
bei der Landesregierung,aber auch auf dem
bundespolitischen Parkett in Berlin und
letztlich auch in Europa! ●

weiteren Streitfrage, ob - wie vom Land-
kreistag empfohlen - die Kreise die vorgese-
hene Option für eine rein kommunale Lö-
sung wahrnehmen sollten, möchte ich hier
nur anmerken, dass es für eine solche Fest-
legung noch viel zu früh ist,da sämtliche für
die Entscheidung wesentlichen Rahmenbe-
dingungen noch unklar sind.

Die zurzeit bestehende Verwirrung und
Verunsicherung zeigt allerdings auch zwei-
erlei: Der Vermittlungsausschuss ist ein
denkbar ungeeignetes Instrument zur Re-
gelung komplexer und vielschichtiger Sach-
verhalte, wie es die Zusammenlegung von
Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe nun ein-
mal ist. Und, vielleicht noch wichtiger: bei
derartigen Diskussionen gehören die Kom-
munen gleichberechtigt an den Tisch,wenn
ein sachgerechtes Ergebnis erreicht werden
soll!

ERFOLGREICHE VERBANDSARBEIT

Doch nun zu dem allgemeinen Resümee
der Arbeit unseres Verbandes im Jahr 2003.
Die Geschäftsstelle des Städte- und Ge-
meindebundes NRW hat sich den Heraus-
forderungen des vergangenen Jahres ge-
stellt. In allen Bereichen der Verbandsarbeit
wurden die Aktivitäten hochgefahren. Ne-
ben dem Tagesgeschäft, das sich in einer
Fülle von Rechtsanfragen manifestiert, hat
der Verband drei größere Projekte realisiert.
Es sind dies die Messe „Zukunft Kommune“
mit dem Bürgermeistertag Ende Juni, das
Pilotprojekt e-Government sowie die Ar-

Rückblick auf die wechselvolle Entwicklung im
vergangenen Jahr: StGB NRW-Präsident
Roland Schäfer

REGIONALKUNDE IM NETZ

Eine wahre Fundgrube - nicht nur für Schüler, Lehrer und Studierende - stellt das Regionalkundliche Informationssystem

(RIS) im Internet unter www.ruhrgebiet-regionalkunde.de dar. Im Auftrag des Kommunalverbandes Ruhrgebiet

(KVR) hat eine Arbeitsgruppe am Geographischen Institut der Ruhr-Universität Bochum konzeptionell und inhaltlich eine

Homepage der Spitzenklasse gestaltet.Übersichtlich und prägnant wird das Thema Ruhrgebiet in sechs Schwerpunkten be-

handelt - von den historischen Anfängen über die Erneuerung stadtregionaler Räume bis hin zu Zukunftsperspektiven. Der

Stoff ist auf 29 Module verteilt, die sich thematisch jeweils weiter

aufgliedern. Dabei wirft jedes Modul neue, teils kritische Fragestel-

lungen auf. Die knappen, informativen Texte sind gut bebildert, er-

gänzt von interaktiven Grafiken.So lässt sich beispielsweise die Sied-

lungsgeschichte des Ruhrgebiet in einer Art Zeitraffer verfolgen.Ein

Glossar, ausführliche Literaturhinweise sowie nützliche Internet-

Links runden die Darstellung ab.(ne)
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Der Bundestag produziert Gesetze wie am
Fließband. Kaum ist die Tinte des Bunde-
spräsidenten trocken, zeigen sich erste
handwerkliche Fehler. Dass solche
„Schnellschüsse“ in ihren finanziellen Aus-
wirkungen für die Kommunen oftmals ka-
tastrophal sind, wissen wir aus der Ver-
gangenheit. Ein aktuelles Beispiel hierfür
ist die Zusammenführung der Arbeitslo-
sen- mit der Sozialhilfe im Sozialgesetz-
buch II, besser bekannt unter dem Stich-
wort Hartz IV.

Hartz IV ist wie Toll Collect: ein enger
Zeitplan, eine veraltete Technik, eine un-
klare Rechtslage und Milliardenverluste.
Eigentlich darf man sich nicht wundern:
Da einigen sich bedeutende Bundes- und
Landespolitiker nach Mitternacht in Bezug
auf Gesetzentwürfe, deren tausende von
Seiten kaum einer gelesen, geschweige
denn durchdacht haben dürfte. Da wird
mit einem Zahlenmaterial gearbeitet, das
nicht valide und völlig veraltet ist. Es be-
nachteiligt diejenigen, die wie immer nicht
am Tisch sitzen, obwohl wie immer zentral
betroffen, nämlich die Kommunen.

Da kann nur eines herauskommen: Ein
bürokratischer Super-GAU und für die
Kommunen ein finanzielles Desaster. An-
dere sprechen von Schrott, Schrott und
nochmals Schrott, für den alle gleicher-
maßen verantwortlich sind: Bund und Län-
der, Regierung und Opposition - und dies
Parteien übergreifend.

Herr Schäfer hat in seiner Einführung
bereits deutlich gemacht, dass die finanzi-
ellen und organisatorischen Auswirkun-
gen von Hartz IV insbesondere die kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden in ihren
Grundfesten erschüttern. Korrekturen sind
deshalb bitter nötig, und das unverzüglich.

ardenhöhe bei den Kommunen auch wirk-
lich ankommen und dauerhaft verbleiben.
Zum andere geht es um elementare Interes-
sen der kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden bei der Ausgestaltung und Umset-
zung der beiden Modelle des SGB II: Arbeits-
gemeinschaftsmodell, d.h. Zuständigkeit für
die erwerbsfähigen Arbeitslosen bei der
Agentur für Arbeit und Optionsmodell, Zu-
ständigkeit bei den Kreisen und kreisfreien
Städten.

Ich darf beginnen mit dem ersten Pro-
blembereich, den Finanzen. Sie wissen, dass
im Vermittlungsausschuss festgelegt wor-
den ist, dass die Kommunen nicht auf der
Ausgabenseite direkt entlastet werden sol-
len, weil die Belastungen und Entlastungen
in Höhe von 11,3 Mrd. Euro ungefähr gleich
hoch sein würden, so die damalige Prognose
des Vermittlungsausschusses. Die eigentli-
che Entlastung soll dadurch herbeigeführt
werden, dass die Länder mit 2,5 Mrd. Euro ei-
nen Teil ihrer Entlastungen beim Wohngeld
in Höhe von 3,8 Mrd. Euro an die Kommunen
weiterleiten. Der Anteil des Landes beträgt
angeblich nur 405 Mio. Euro.

PROGNOSEN BESTÄTIGT

Derzeit läuft in NRW eine zweite Umfrage
der kommunalen Spitzenverbände auf der
Grundlage eines gemeinsamen Erhebungs-
bogens, der mit dem Fachressort abge-
stimmt ist. Die Ergebnisse dieser Umfrage
werden, davon gehen wir aus, unsere Pro-
gnosen aufgrund der ersten Umfrage be-

Bürokratischer 
Super-GAU für die
Kommunen
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StGB NRW-Hauptgeschäftsführer 
Dr. Bernd Jürgen Schneider umriss die 
Problematik bei der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe

Auszüge aus der Rede von StGB NRW-

Hauptgeschäftsführer Dr. Bernd Jürgen

Schneider vor dem Hauptausschuss am

9. März 2004 in Emsdetten

GROSSE HOFFNUNGEN

Bevor ich hierauf im Einzelnen eingehe,
lassen Sie mich einige Worte zur Ausgangs-
lage sagen.Die Notwendigkeiten für eine Ge-
meindefinanzreform waren groß;ebenso un-
sere Hoffnungen.Gemessen daran ist das Er-
gebnis des Vermittlungsverfahrens bezogen
auf die Einnahmeseite niederschmetternd.
Das hat der Präsident bereits ausgeführt.Die
Senkung der Gewerbesteuerumlage ist
nichts anderes als die verspätete Rückgabe
von Diebesgut.

Dass auch die Ausgabenseite - sprich:
Hartz IV - sich für die Kommunen zu einer Ka-
tastrophe entwickeln würde, war Mitte De-
zember zwar zu befürchten, aber nicht zu er-
warten. Aber jetzt, nachdem die Kommunen
gerechnet haben und es bereits einige Um-
frageergebnisse gibt,steht fest:Statt den von
den Politikern immer wieder versprochenen
Entlastungen in Milliardenhöhe, wird es mit
hoher Wahrscheinlichkeit das glatte Gegen-
teil geben:Auf Bundesebene rechnen wir mit
einer Nettobelastung in Höhe von bis zu 2,5
Mrd. Euro. Für Nordrhein-Westfalen dürfte
der Anteil knapp eine halbe Milliarde Euro
ausmachen.

Die Kommunen wurden zunächst reich
gerechnet. Ihnen wurden Entlastungen bei
der Sozialhilfe von 11,3 Mrd. Euro unterstellt.
Der unterstellte Reichtum wurde postwen-
dend abgeschöpft, nachdem man ihnen kur-
zerhand die kompletten Unterbringungskos-
ten für Langzeitarbeitslose „aufs Auge ge-
drückt“ und diese dann auch noch klein ge-
rechnet hatte. Die angebliche Entlastung
wurde so systematisch zunichte gemacht.

Strategisch konzentriert sich derzeit die
Diskussion in den kommunalen Spitzenver-
bänden und in unseren Gesprächen mit der
Bundes- bzw. Landesregierung auf zwei Pro-
blembereiche: Einmal muss das SGB II im
Rahmen der derzeit laufenden Gesetzge-
bung zum Optionsmodell unverzüglich fi-
nanziell nachjustiert werden, damit die von
der Politik zugesagten Entlastungen in Milli-
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scheinliche Nettobelastung in Höhe von
600 Mio. Euro übrig. Also im Ergebnis: Statt
400 Mio.Euro Entlastung,600 Mio.Euro Be-
lastung. Damit hat sich der Vermittlungs-

ausschuss allein bezogen auf Nordrhein-
Westfalen um 1 Mrd.Euro zu Lasten der Kom-
munen verspekuliert.

Nach Berechnungen von Kreisen müsste
zur Refinanzierung dieser Kosten die Kreis-
umlage um 6 bis 7 Prozent erhöht werden.
Dies wäre dann der endgültige Garaus für
Kreise, Städte und Gemeinden. Darin noch
nicht enthalten sind die weiteren finanziel-
len Risiken, die sich ergeben, falls die Kreise
optieren.

Solange nicht feststeht, ob und in wel-
chem Umfang die Kommunen bundesweit
be- oder entlastet werden, weigert sich der
Bund, schon jetzt finanziell nachzubessern.
Deswegen ist eine zentrale Forderung aller
kommunalen Spitzenverbände an Bund und
Länder,im SGB II eine Revisionsklausel zu ver-
ankern,die es uns ermöglicht,auch noch spä-
ter finanziell nachzusteuern. Ein entspre-
chendes Vorbild gibt es bereits im Grundsi-
cherungsgesetz.

Bei einem Spitzengespräch mit Minister
Clement am 6.März hat sich gezeigt,dass die
Bundesregierung immer noch hartnäckig zu-
sätzliche Belastungen der Kommunen be-

stätigen. Auch wenn deren Ergebnisse mit
Vorsicht zu genießen sind - es gibt mehrere
Schätzgrößen und Störfaktoren -,steht eines
jedoch schon jetzt unzweifelhaft fest:Die Be-
lastungen der Kommunen dürften die Entla-
stungen um ca.1 Mrd.Euro übersteigen.Bun-
desweit gehen wir von bis zu 5 Mrd.Euro aus.

Zieht man von hiervon die 405 Mio. Euro
ab, die das Land den Kommunen als Entla-
stungsbeitrag beim Wohngeld zur Verfü-
gung stellt, bleibt immer noch eine wahr-

BESCHLÜSSE DES StGB NRW-PRÄSIDIUMS VOM 9. MÄRZ 2004
Folgende Beschlüsse fasste das Präsidium des Städte- und 
Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen auf seiner 156. Sitzung 
am 9. März 2004 in Emsdetten

Gemeindefinanzreform:Das Präsidium vertritt weiterhin die Ansicht,dass das Er-
gebnis des Vermittlungs-Verfahrens auf Bundesebene keine Gemeindefinanzreform
darstellt und für die Kommunen nicht akzeptabel ist.Die in Aussicht gestellte Entlastung
durch die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe hält das Gremium für un-
realistisch. Dennoch müsse eine Entlastung von bundesweit rund 2,5 Milliarden Euro
realisiert werden.Sollte dies nicht eintreten,müssten - so das Präsidium - die Gesetzte
entsprechend nachgebessert werden.Das Land NRW ist aufgefordert,seine Entlastung
durch Hartz IV im Bereich des Wohngeldes offen zu legen.Einmütig lehnt das Präsidium
eine weitere Belastung der NRW-Städte und -Gemeinden von 220 Millionen Euro zu
Gunsten der Ost-Bundesländer ab.
Arbeitslosen- und Sozialhilfe: Das Präsidium fordert eine Ergänzung des Sozial-
gesetzbuchs II um eine so genannte Delegations-Ermächtigung. Dies würde die
Übertragung von Aufgaben bei der Grundsicherung von Langzeit-Arbeitslosen auf
kreisangehörige Kommunen erleichtern. Zudem müssten diesen per Gesetz Mög-
lichkeiten der Mitsprache in der Frage,ob der Kreis die Grundsicherung von Langzeit-
Arbeitslosen übernehmen soll, eingeräumt werden. Bei der Ausarbeitung des Opti-
onsgesetzes wird der Bund aufgefordert, auskömmliche und berechenbare Fallpau-
schalen für Eingliederungs-Leistungen festzulegen, Anreize für effizientes Wirt-
schaften vorzusehen, die Zuständigkeit für die Feststellung von Erwerbsfähigkeit zu
regeln und den Wirkungskreis von Arbeitsagenturen sowie Kreisen und Kommunen
abzugrenzen.Falls diese Forderungen nicht erfüllt werden,tritt das Präsidium für ei-
nen sofortigen Stopp der Umsetzung der Reform sowie für neue Verhandlungen un-
ter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände ein.
Kommunale Daseinsvorsorge: Das Präsidium fordert - im Lichte der europäischen

Diskussion um die Leistungen

der Daseinsvorsorge - die Bewahrung der Gestaltungsfreiheit und mehr Rechtsicherheit
für die kommunale Daseinsvorsorge. Eine Liberalisierung weiterer Bereiche, etwa der
Wasserversorgung oder der Abwasserentsorgung, lehnt das Gremium ab. Im Mittel-
punkt solcher Überlegungen sollten nicht wirtschaftliche Gesichtspunkte, sondern die
Versorgungssicherheit, der gleichberechtigte Zugang aller Bürger und Bürgerinnen zu
den Leistungen sowie sozial- und umweltpolitische Belange stehen. Nach Ansicht des
Präsidium sollte die EU bei der Daseinsvorsorge keine neuen Ausschreibungspflichten
schaffen.Jedoch müssten klare Regeln gefunden werden in der Frage,ob Transaktionen
zwischen Kommune und kommunalem Unternehmen aus EU-Sicht als - möglicher-
weise unerlaubte - Beihilfe zu werten seien.
Europawahl: Das Präsidium empfielt den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern
der Mitgliedskommunen des Städte- und Gemeindebundes NRW,sich für eine starke Be-
teiligung an der Wahl zum Europa-Parlament am 13.Juni 2004 einzusetzen.
Volksinitiative:Das Präsidium fordert den NRW-Landtag auf,das Instrument der Volks-
initiative in einzelnen Teilen neu zu regeln, damit den Kommunen daraus kein unver-
hältnismäßiger Aufwand entsteht.So sollte festgelegt werden,dass eine Volksinitiative
sich dann erledigt hat, wenn der Landtag bereits während der Unterschriften-Samm-
lung dem Diskussions-Begehren nachkommt.Dass dies geschehen ist, müsste mit ab-
soluter Mehrheit der Landtags-Abgeordneten bestätigt werden.Ebenso sollte ein The-
ma über zwei Jahre für eine erneute Volksinitiative gesperrt sein,wenn der NRW-Land-
tag seine Erledigung festgestellt hat.Zudem - so das Präsidium - sollte die Frist zur Aus-
legung der Unterschriften-Listen von acht auf vier Wochen verkürzt werden.Die Pflicht
der Kommunen zur Auslegung der Listen auch an Sonntagen sollte entfallen.
Landeswassergesetz: Das Präsidium fordert NRW-Landesregierung und NRW-
Landtag auf,das Landeswassergesetz so zu ändern,dass den Kommunen keine Mehr-
kosten entstehen. Eine weitere Kostenbelastung der NRW-Städte und -Gemeinden
ist nach Auffassung des Gremiums nicht hinzunehmen.
Elektronik-Schrott: Das Präsidium fordert Bundesregierung und NRW-Landesre-
gierung auf,die Entsorgung von Elektro- und Elektronikschrott so zu regeln,dass die
Abfallgebühren dadurch nicht in die Höhe getrieben werden. Ebenso soll die Pro-
duktverantwortung in dem Sinne umgesetzt werden, dass Hersteller gebrauchte
Elektrogeräte oder elektronische Geräte auf eigene Kosten nicht nur verwerten,son-
dern auch einsammeln und sortieren.
Verwaltungsstrukturreform: Das Präsidium spricht sich dafür aus, noch vor der
NRW-Landtagswahl 2005 staatliche Sonderbehörden abzuschaffen und deren Auf-
gaben so genannten Bündelungs-Behörden auf Regierungsbezirks- oder Kreisebe-
ne zu übertragen.

In der Stroetmanns 
Fabrik, einem ehemali-
gen Textilbetrieb in
Emsdetten, tagten 
Präsidium und
Hauptausschuss des
StGB NRW am 9. und
10. März 2004
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streitet. Nach ihren Berechnungen werden
die Kommunen nach wie vor in Höhe der zu-
gesagten bundesweit 2,5 Milliarden Euro
entlastet Jetzt soll eine neutrale Stelle (Bun-
desamt für Statistik oder der Bundesrech-
nungshof) die unterschiedlichen Zahlen prü-
fen. Sollte diese Prüfung, die bereits nächste
Woche beginnt, ergeben, dass die Ansätze
der kommunalen Spitzenverbände richtig
sind, soll eine Nachbesserung erfolgen.

In dem Gespräch haben wir zudem mas-
siv kritisiert, dass die Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse der Arbeitslosengeld-II-
Empfänger zunächst vorrangig auf die Lei-
stungen des Bundes angerechnet werden.Al-
lein dadurch kassiert der Bund ca. 4 Milliar-
den Euro pro Jahr, von denen die Hälfte den
Kommunen zusteht. Diese Nacht-und-Ne-
bel-Aktion des Vermittlungsausschusses
muss korrigiert werden.

Des Weiteren fordern wir eine Begren-
zung der Belastung der Kommunen mit den
Unterkunftskosten, um eine völlige finanzi-
elle Überforderung der Kommunen von vorn-
herein zu vermeiden. Denn ansonsten wird
uns der Sprengsatz Unterkunftskosten dem-
nächst gewaltig um die Ohren fliegen.

Um dieses zu verhindern, ist es ferner un-
abdingbar, dass Bund und Länder ihre Entla-
stungen nicht nur teilweise, sondern voll an
die Kommunen weitergeben. Es ist unver-
antwortlich, wenn Bund oder Länder aus ei-
ner Reform einen Gewinn ziehen, während
die Kommunen gleichzeitig in den finanziel-
len Abgrund stürzen.

NOTFALLS GANG NACH KARLSRUHE

Es muss uns gelingen, diese Forderungen
in toto durchzusetzen. Ansonsten ist es das
Beste für alle Beteiligten,wenn die ganze Re-
form in den Papierkorb wandert. Ansonsten
wird aus Hartz IV so etwas wie Maut II, ein
grotesker Murks im Rahmen eines giganti-
schen Behörden-Geschiebes zwischen örtli-
chem Arbeitsamt und Kreisen. Notfalls müs-
sen wir gemeinsam mit den anderen kom-
munalen Spitzenverbänden den Gang nach
Karlsruhe antreten.

Beim Optionsmodell kommen weitere
Frage hinzu: Wie z. B. gibt es eine Verfas-
sungsänderung und wie sieht diese aus?
Werden die Gemeinden bei der Entschei-
dung über die Option und anschließend bei
seiner Umsetzung eingebunden?

Viele Kreise auch in NRW sind derzeit ge-
neigt, sich vorschnell auf die Option für die
kommunale Trägerschaft festzulegen. Der

Deutsche LKT empfiehlt sogar das sog. Opti-
onsmodell,ohne die vorherige Klärung der fi-
nanziellen und organisatorischen Rahmen-
bedingungen abzuwarten. Hier drohen
kaum kalkulierbare finanzielle Risiken für die
kreisangehörigen Kommunen. Eine solch
frühe Festlegung mit unabsehbaren Folgen
ist deshalb unsolidarisch und verantwor-
tungslos nicht zuletzt auch gegenüber den
Bürgern. Kurz gesagt:Was der DLT hier spielt,
ist russisches Roulette.

Zu Beginn der Diskussion erklärte der
Landkreistag, eine Option komme nur in Be-
tracht, wenn es eine Verfassungsänderung
gibt, die sicherstellt, dass eine Kostenerstat-
tung direkt vom Bund an die Kreise gewährt
wird und diese alle Kosten abdeckt. Von die-
ser ursprünglichen, noch nachvollziehbaren,
Position hat sich der Landkreistag Stück für
Stück fortbewegt und damit gezeigt, dass es
ihm nur um eines geht: Um die Übernahme
von Aufgaben unabhängig von Kosten,Fach-
kompetenz und Sinnhaftigkeit.

Zunächst ist der Deutsche Landkreistag
davon abgerückt, dass die Erstattung aller
Kosten - sprich die Höhe der Fallpauschalen -
nicht mehr in der Verfassung stehen müsse.
Es solle genügen,wenn der Bundesgesetzge-
ber diese jährlich festsetzt. Der nächste
Schritt war das Eingeständnis, dass es nur
noch einen angemessenen Kostenausgleich
geben müsse,von einer Vollkostenerstattung
war längst nicht mehr die Rede.

VERFASSUNGSÄNDERUNG IRREAL

Der letzte Schritt in diesem entlarvenden
Spiel ist nun das Eingeständnis, dass man
auch auf eine Verfassungsänderung ganz
verzichten könne.Man verweist auf die Hoff-

nung, die Föderalismuskommission möge
dann Derartiges regeln. Dabei weiß man
ganz genau, dass bereits jetzt eine Verfas-
sungsänderung, die direkt die Finanzbezie-
hung zwischen Bund und Kommunen regelt,
von den Ländern nie aktzeptiert werden
wird. Diese würden ansonsten Macht und
Einfluß im Bundesrat verlieren. Im Ergebnis
bleibt deshalb festzuhalten: Der Landkreis-
tag zeigt nicht nur gegenüber den kreisan-
gehörigen Städten und Gemeinden ein un-
solidarisches, verantwortungsloses Verhal-
ten, sondern offenbart auch die Absicht, Exi-
stenzängste - egal ob berechtigt oder nicht -
um jeden Preis zu befriedigen.

Dass vor allem die Eingliederungspau-
schale nur ein Teil der Kosten abdecken wird,
ergibt sich aus den Vorschlägen der Bundes-
regierung. Danach sind Eingliederungslei-
stungen nur für etwa 25 Prozent der Arbeits-
losen vorgesehen. Unabhängig davon, wie
die Verhandlungen zwischen Bundesregie-
rung und B-Ländern ausgehen werden,einen
Vollkostenausgleich wird es jedenfalls nicht
geben. Darüber sind sich alle einig.

Die Konsequenz ist klar: Wenn die Kreise
optieren, würden sie kaum kalkulierbare fi-
nanzielle Risiken auf sich nehmen - natürlich
zu Lasten der kreisangehörigen Städte und
Gemeinden. Ein zweites riesiges Finanzloch
würde sich auftun, das zu einer weiteren Er-
höhung der Kreisumlage führen wird. Weil
die kreisangehörigen Städte und Gemeinden
von einer Option der Kreise massiv betroffen
sind, fordern wir eine umfassende Beteili-
gung sowohl bei der Entscheidungsfindung
des Kreises als auch bei der operativen Um-
setzung einer beschlossenen Option.

Ein formales Beteiligungsrecht der Ge-
meinden bei der Entscheidung ihres Kreises
für das eine oder andere Modell wird es al-
lerdings aus rechtlichen Gründen nicht ge-
ben. Allerdings hat unser Präsidium
nochmals unmissverständlich deutlich ge-
macht,dass die Kreise nicht gegen den Willen
der betroffenen Gemeinden Aufgaben über-
nehmen dürfen.

Wir fordern deshalb, dass der Kreistag
sich nur dann für eine Option ausspricht,
wenn die Mehrheit der kreisangehörigen
Städte und Gemeinden zugestimmt hat.
Die Vorstellung, dass ein Kreistag ohne
Rücksicht auf das Votum der kreisangehöri-
gen Gemeinden optieren könnte, ist für uns
schlichtweg abstrus. Wir werden deshalb
energisch darauf drängen, dass die Landes-
regierung ihre Zustimmung zur kommuna-
len Aufgabenwahrnehmung versagt, wenn

Albert Leifert, langjähriger StGB NRW-Präsident
und Ratsmitglied in Drensteinfurt, meldete sich
im Hauptausschuss engagiert zu Wort
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eigentlich selbstverständliche Regeln der
Konsultation zwischen Kreisen und
kreisangehörigen Kommunen verletzt wer-
den.

Es geht aber nicht nur um die Ent-
scheidung des Ob, sondern auch um die
Umsetzung einer einmal getroffenen Op-
tion. Unsere Forderung nach einer Dele-
gationsermächtigung im Bundesrecht
wird aller Voraussicht nach in das Opti-
onsgesetz aufgenommen, und zwar so-
wohl zum Arbeitsgemeinschafts- als
auch zum Optionsmodell. Damit hätten
wir einen Fuß in der Tür, die Gemeinden
an der Aufgabendurchführung zu beteili-
gen.

ZWANGSARBEIT IM KREIS METTMANN

Darstellungen und Materialien für den Unterricht,hrsg.v.den Archiven des Kreises Mettmann in Zusam-
menarbeit mit dem Nordrhein-Westfälischen Hauptstaatsarchiv in Düsseldorf,104 S.,Ringbindung,11,90

Euro, ISBN 3-9808326-1-9, zu bestellen beim Stadtarchiv Hilden,
Postfach 100 880, 40708 Hilden, E-mail: archiv@hilden.de

Die für den Unterricht an weiterführenden Schulen gedachte Broschüre do-
kumentiert die Zwangsarbeit im Kreis Mettmann.In neun Kapiteln werden
nach kurzen einführenden Texten jeweils prägnante Quellen aus allen Städ-
ten des Kreises präsentiert. Zu jedem Kapitel gibt es Arbeitsvorschläge für
den Unterricht und Ideen für Arbeitsgemeinschaften und Projektwochen.
Die Darstellung wird ergänzt durch eine CD ROM,auf der nicht nur alle in der
Broschüre abgedruckten Quellen enthalten sind, sondern auch eine Fülle
weiteren Materials,das eine Vertiefung im jeweils lokalen Kontext ermög-
licht. Alle beteiligten Archive sind mit Anschrift, Telefon, e-mail und Öff-
nungszeiten aufgeführt und laden damit zu einer weiteren Auseinander-
setzung mit dem Thema ein.

AUSGEBEUTET FÜR DIE
„VOLKSGEMEINSCHAFT“?

Zwangsarbeit im Münsterland während des Dritten Reiches,DVD,
hrsg. i. Auftr. d. Westfälischen Landesmedienzentrums und des
Geschichtsorts Villa ten Hompel in d. Reihe „Historisches Lernen
multimedial“,19,90 Euro,Vorführrecht für Schulen und Vereine:
45 Euro, ISBN 3-923432-34-8, zu bez. beim Westfälischen Lan-
desmedienzentrum, Warendorfer Str. 24, 48133 Münster, Tel:
0251-591-3902, e-mail: medienzentrum@lwl.org

Das Westfälische Landesmedienzentrum hat das Thema „Zwangsarbeit“ erstmals von der audiovisuellen Seite
her angepackt.Auf einer DVD wurden 14 Filmsequenzen von rund 30 Minuten Länge sowie 40 weitere Multimedia-Ein-
heiten zusammengefasst. Da aus naheliegenden Gründen kaum Original-Filmaufnahmen von ZwangsarbeiterInnen
existieren,sind die Sequenzen komponiert aus Abbildungen historischer Fotos und Dokumente sowie dem Verlesen von
Briefen oder Tagebuch-Einträgen.Durch die Verdichtung des heterogenen Materials zu einer Geschichte wird der Stoff
eingängig aufbereitet.Etwas gewöhnungsbedürftig ist der doppelte Zugang zu der DVD,einmal über den DVD-Spieler
(nur Filme),zum anderen über den PC (Filme im Kleinformat und Materialien).

ÖFFNUNGSKLAUSEL ANWENDEN

Nun ist das Land gehalten, im Landesge-
setz von dieser Öffnungsklausel Gebrauch
zu machen und die Kreise zu ermächtigen,
die Aufgabe komplett oder auch teilweise
an die kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden zu delegieren, wenn die Mehrheit
zustimmt. Wir haben am 02. März einen
flächendeckenden Erfahrungsaustausch
durchgeführt. Aus jedem Kreis war minde-
stens ein Vertreter einer Mitgliedsstadt/-ge-
meinde vertreten. Dabei ist klar geworden:
Abgesehen von den finanziellen Risiken, die
ich soeben geschildert habe, ist es bei die-
sem Zeitdruck fast unmöglich, bis zum

01.01.2005 die sächlichen,personellen und or-
ganisatorischen Voraussetzungen für eine
Option zu schaffen.

Es fehlt schlicht an allem: An der EDV, an
den Räumen und am qualifizierten Personal.
Manche Kreise haben ausgerechnet, dass sie
bis zu 100 neue Stellen schaffen und besetzen
müssten, um die Aufgaben bewältigen zu
können. Denn hier geht es nicht, wie bisher,
um drei Paragraphen im Bundessozialhilfe-
gesetz,sondern um das SGB III,das frühere Ar-
beitsförderungsgesetz,das über 500 Paragra-
phen aufweist und äußerst komplex und
schwierig ist. Mit diesem Regelwerk haben
wir bisher keinerlei Erfahrung.

Aus diesen Gründen haben sich nahezu al-
le anwesenden Gemeindevertreter für das Ar-
beitsgemeinschaftsmodell ausgesprochen.
Die Kommunen haben immer eine Zusam-
menlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe gefordert.Gleichzeitig haben sie stets ih-
re Bereitschaft erklärt, in den geplanten Job-
Centern mitzuarbeiten und ihre langjährigen
Erfahrungen in der Beratung, Betreuung und
Vermittlung von Langzeitarbeitslosen einzu-
bringen, damit endlich die Arbeitslosigkeit
sinkt.

Lassen Sie mich zum Schluss ein für alle
Male den Vorwurf ausräumen, die gemeind-
lichen Spitzenverbände auf Bundesebene
hätten durch ihr Vorgehen zum derzeitigen Fi-
nanzdebakel beigetragen. Fakt ist: der Vor-
schlag des Bundes, Hartz IV durch eine Um-
satzsteuer-Neuverteilung zu Gunsten des
Bundes in Höhe von 10,2 Mrd. Euro zu finan-
zieren, wurde von den Länder strikt abge-
lehnt. Es drohte die Kommunalisierung der
Langzeitarbeitslosigkeit. In dieser Situation
haben der Deutsche Städtetag und der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund den Vor-
schlag in die Diskussion gebracht, einen Teil
der Mehrausgaben des Bundes durch Hartz IV
auszugleichen,indem die Kommunen soziale
Leistungen übernehmen. Dabei war aller-
dings immer nur von einem maximalen Kom-
pensationsbetrag von 5 Mrd. Euro die Rede.

Den Vorschlag von Bund und Ländern, die
Kommunen sollten die Unterkunftskosten
voll übernehmen,haben die beiden Verbände
stets und ausdrücklich abgelehnt. Auch das
Präsidium des Deutschen Städte- und Ge-
meindebund hat auf Initiative unserer NRW-
Geschäftsstelle zu keinem Zeitpunkt die
Übernahme von Unterkunftskosten erörtert
oder akzeptiert. Die Entwicklung der vergan-
genen Wochen bestätigt uns: Die so wichti-
gen Ziele von Hartz IV drohen im Vollzugs-
Chaos auf der Strecke zu bleiben. ●
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Von der Pyramide zum Pilz: grafisch lässt sich
der Demografische Wandel der Gesellschaft
sehr anschaulich darstellen. Doch hinter den
Schaubildern verbergen sich handfeste
Schwierigkeiten.Bei seiner Einführung in den
Themenschwerpunkt vor dem StGB NRW-
Hauptausschuss machte Hans-Gerd von Len-
nep, Beigeordneter für Recht und Verfassung
beim Städte- und Gemeindebund NRW,deut-
lich, dass mit der demografischen Entwick-
lung lawinenartig anschwellende Probleme
auf die Städte und Gemeinden zukommen.

Wie Kommunen in Nordrhein-Westfalen
auf Bevölkerungsschwund und Überalterung
reagieren, hat eine Arbeitsgruppe des StGB
NRW im vergangenen Jahr untersucht.Die Er-
gebnisse wurden in einem „Leitfaden Demo-
grafischer Wandel“ zusammengetragen, der
vor kurzem veröffentlicht worden ist.

Vor allem die gestiegene Lebenserwar-
tung und - damit verbunden - die Alterung der
Gesellschaft stelle die Kommunen vor neue
Herausforderungen. Von Lennep wies in die-
sem Zusammenhang auf eine Umfrage der
badischen Sparkasse hin. Danach wünschen
sich die Bürgerinnen und Bürger in erster Linie
bessere Straßen, eine bessere Beleuchtung
und schönere Friedhöfe. Erst ziemlich am En-
de der Wunschliste stünden mehr Plätze in
Kindergärten oder Tagesstätten. Dies - so von
Lennep - kennzeichne den Beginn einer ver-
änderten Bevölkerungspolitik. Kommunen
müssten auf die demografische Entwicklung
nicht nur reagieren, sie hätten auch einen
Handlungsspielraum. Ansätze dazu seien im
„Leitfaden Demografischer Wandel“ zusam-
mengefasst.

AUF WACHSTUMSKURS

Um den Mitgliedern des StGB NRW-
Hauptausschusses das Problem aus allen

Einwohnerschwund
und Altersschub Fo
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„Dem Wettbewerb stellen“: Bürgermeister 
Heinz Paus aus Paderborn

„Altenhilfe als Querschnittsaufgabe“:
Bürgermeister Dr. Christoph Landscheid aus
Kamp-Lintfort

Wie unterschiedlich Kommunen in NRW

auf den demografischen Wandel 

reagieren, war Schwerpunkt-Thema

beim Hauptausschuss des StGB NRW am

9. März 2004 in Emsdetten 

Blickwinkeln zu erläutern, referierten Vertre-
ter einer im Wachsen begriffenen Kommune,
einer schrumpfenden Stadt sowie einer Kom-
mune mit starker Überalterung. Heinz Paus,
Bürgermeister der Stadt Paderborn, hob her-
vor, dass seine Stadt gerade nicht exempla-
risch für den Demografischen Wandel sei.
Seit dem Jahr 2000 verwende die Stadt den
Entwicklungsbericht als kommunalpoliti-
sches Instrument. Dieser Bericht werde auch
als strategisches Kontrolling genutzt.

Wichtig sei es für die Stadt zu wissen,wel-
chen Herausforderungen sie sich jetzt stellen
müsse und wo sie im Jahr 2010 stehen wolle.
Das Werk fasse Tendenzen der Bereiche Wirt-
schaftsstandort, Lebensraum, Familie, Kultur
und Soziale Dienste der kommenden zehn
Jahre zusammen.Die Ergebnisse bildeten die
Basis für den Prozess der demografischen
Entwicklung in Paderborn bis 2010. Aus den
Tendenzen ließen sich mit der Zeit belastba-
re Daten und Prognosen gewinnen.

Paderborn mit derzeit 140.000 Einwoh-
nern werde auch in den nächsten zehn Jah-
ren eine wachsende Stadt sein, führte Paus
aus. Das Bevölkerungswachstum betrage et-
wa ein Prozent und resultiere aus Geburten-
Überschuss und einem moderaten Wande-
rungsgewinn. Die Stadt geht von einem
Wachstum auf 148.000 bis 150.000 Einwoh-
ner bis zum Jahr 2015 aus. Danach werde die
Bevölkerungs-Entwicklung voraussichtlich
stagnieren, es sei denn, es gelänge, aktiv ge-
genzusteuern.

Insgesamt wolle sich die Stadt noch stär-
ker dem Wettbewerb der nationalen und in-
ternationalen Standorte stellen. Investitio-
nen sollten in die Infrastruktur fließen. Pa-
derborn setze weiterhin auf Wachstum und
wolle sich als Kulturstadt positionieren.Dazu
gehöre auch, die Rahmenbedingungen für
die Wirtschaft zu verbessern.

AKTIVE SENIORENPOLITIK

Die Auswirkung der Überalterung stell-
te Dr. Christoph Landscheidt, Bürgermeis-
ter der Stadt Kamp-Lintfort, in den Mittel-
punkt seines Vortrags. Die Prognosen zur

Bevölkerungs-Entwicklung gingen dahin,
dass der Anteil der Hochbetagten und De-
menz-Kranken in den kommenden Jahr-
zehnten stark ansteigen werde. Gleichzei-
tig werde die Bevölkerung in Kamp-Lint-
fort von derzeit 40.000 Einwohner auf
knapp 35.000 im Jahr 2050 schrumpfen.
Der Anteil der über 40-Jährigen werde von



D E R  V E R B A N D

30 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2004

heute 25 Prozent auf 50 Prozent steigen.
Und auch die Zahl der Pflegebedürftigen
werde um mehr als 50 Prozent zunehmen.

Auf diese Entwicklung sei mit einer
sechs Punkte umfassenden Handlungs-
Empfehlung zu reagieren, riet Landscheidt.
Eine umfassende Altenhilfeplanung müsse
als Querschnittsaufgabe verstanden wer-
den. Dazu sei es erforderlich, die Altenhilfe
zu organisieren und fachlich zu begleiten.

Zunächst sei eine Bestandsaufnahme
und Analyse des Ist-Zustandes notwen-
dig. Dabei sollten persönliche Einschät-
zung und die Erfahrung der Betroffenen
mit Daten und Fakten verknüpft werden.
Eine solche repräsentativen Befragung
von Menschen über 55 Jahre sei dabei ein
hilfreiches Instrument und werde seit
1998 von der Stadt eingesetzt.

Die Analyse des Ist-Zustandes solle von
Arbeitskreisen, die alle Lebensbereiche
abgreifen, begleitet werden. Für notwen-
dig hielt Landscheidt die Einrichtung ei-
nes trägerunabhängigen Seniorenbüros.
Dessen Aufgabe sollte sein, ältere Men-
schen in ihren Belangen zu beraten. Dafür
seien fachspezifische Kenntnisse erfor-
derlich, die neben dem Know-How in fis-
kalischen, rechtlichen und planerischen
Dingen auch Methoden aus der Sozial-
Gerontologie berücksichtigen, um die Le-
benslage älterer Menschen mit ihren spe-
ziellen Bedürfnissen zu erfassen. Damit
könnte die Kommune den Anbietern von
Altenpflege kompetente Partner an die
Seite stellen.

WARNUNGEN ERNST NEHMEN

Der demografische Wandel sei in sei-
ner Kommune bereits sichtbar, berichte-
te Dr. Andreas Hollstein, Bürgermeister
der Stadt Altena. So sei die Bevölkerung
zwischen 1990 und 2001 bereits um gut
neun Prozent zurückgegangen. Damit

„Warnungen ernst nehmen“: Bürgermeister 
Dr. Andreas Hollstein aus Altena (Westf.)

verzeichne Altena die große Einwohner-
Verluste in NRW. Eine Ursache liege in der
wirtschaftlichen Entwicklung. Der Metall
verarbeitenden Industrie seien keine Ex-
pansions-Möglichkeiten geboten worden,
da versäumt worden war, Gewerbeflächen
auszuweisen. Mit dem Verlust der Arbeits-
plätze habe die Stadt seit 1970 ein Drittel
der Bevölkerung verloren.

Der hohe Anteil der über 65-Jährigen
führe zu Problemen bei den Gemeindefi-
nanzen. Hollstein empfahl, aus dem demo-
grafischen Wandel zu lernen. Es müsse ge-
nau ermittelt werden, wo es Ansätze gebe,
wo man gegensteuern könne. Dies verkeh-
re zwar die Entwicklung nicht ins Gegenteil,
helfe aber, die Finanz- und Einwohnerver-
luste zu mildern. Altena habe bereits sein
Angebot an Schulen und Kindergärten an-
gepasst. Eines von zwei Freibädern sei ge-
schlossen, ein Sportplatz in private Träger-
schaft übergeleitet worden.

Besonders negativ - so Hollstein - wirke
sich der Weggang der Erwerbsbevölkerung
aus. Vielfältige Aktivitäten seien notwen-
dig bis hin zum Stadtmarketing, um die de-
mografische Entwicklung zu bremsen. Holl-
stein riet allen Verantwortlichen in den
Kommunen, sich mit dem Thema konkret
zu beschäftigen und die Warnungen ernst
zu nehmen. StGB NRW-Präsident Roland
Schäfer würdigte die Leistung der Arbeits-
gruppe Demografische Entwicklung:„Es ist
ein Verdienst unseres Verbandes, dieses
Thema aufgegriffen zu haben.“ (ne) ●
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der des StGB NRW-Hauptausschusses in
Emsdetten, beim Kampf um die Erhaltung
der kommunalen Daseinsvorsorge nicht
aufzugeben.

Ausführlich ging Kuschke auf die Frage
ein, inwieweit die Europäische Union den
Bereich der Daseinsvorsorge überhaupt re-
geln solle. Im Entwurf einer EU-Verfassung
sei bereits die Kompetenz der EU festge-
schrieben, „Grundsätze und Bedingungen
für die Daseinsvorsorge festzulegen“. Auch
die Europäische Kommission denke über ei-
nen rechtlichen Rahmen für die so genann-
ten Dienstleistungen von allgemeinem In-
teresse nach. Geplant sei sogar eine Sekto-
ren übergreifende Regulierung für bereits
dem Wettbewerb geöffnete Bereiche wie
Post, Strom, Gas. All dies lehne die NRW-
Landesregierung ab, machte Kuschke deut-
lich.

Da Dienstleistungen der Daseinsvorsor-
ge in Deutschland überwiegend dezentral -
sprich: von Kommunen - erbracht würden,
müsse die „Definitions-Hoheit“ bei den EU-
Mitgliedstaaten verbleiben. Regelungen
des europäischen Wettbewerbsrechts reich-
ten zur Gestaltung dieses Bereichs völlig
aus. Gleichwohl sei eine rechtlich saubere
Abgrenzung zwischen wirtschaftlichen und
nicht wirtschaftlichen Tätigkeiten dringend
erforderlich, mahnte Kuschke.

EINIG BEI WASSER UND ABWASSER

Klar stellte er sich auf Seiten der Kom-
munen, was die Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung angeht. Diese gehörten
zum Kernbestand kommunalen Daseins-
vorsorge und dürften nicht uneinge-
schränkt liberalisiert werden. Wie das Eu-
ropäische Parlament sehe auch die NRW-
Landesregierung keine Notwendigkeit,
dafür eine europaweite Regelung zu erlas-
sen. Jedoch dürfen Wasser und Abwasser
nicht von jeder Modernisierung ausgenom-
men werden. Auch dort gelte es,wirtschaft-

liche Grundsätze anzuwenden und den Be-
trieb zu optimieren - etwa durch Elemente
des Wettbewerbs und mehr interkommu-
nale Zusammenarbeit.

Anhand des so genannten Altmark-Trans-
Urteils des Europäischen Gerichtshof - dabei
ging es um Zuschüsse für ein Verkehrs-Un-
ternehmen - zeigte Kuschke auf,dass die Fra-
ge der Beihilfe noch nicht befriedigend gelöst
sei. Für Dienstleistungen im allgemeinen
wirtschaftlichen Interesse müsse es „einfach
zu handhabende Regelungen“ bei der Ge-
währung von Zuschüssen geben.Was die Eu-
ropäische Kommission dazu vorgelegt habe,
sei noch nicht befriedigend,so Kuschke.Posi-
tiv zu vermerken sei lediglich,dass bestimm-
te Dienstleister wie Krankenhäuser oder Ver-
walter von Sozialwohnungen von der Beihil-
fe-Genehmigung freigestellt werden sollen.

Derzeit finde im Kabinett eine Klärung
zum Thema Daseinsvorsorge statt, räumte
Kuschke ein. Dies solle rasch abgeschlossen
werden, da die „Daseinsvorsorge einen be-
sonders hohen Stellenwert für die Landesre-

Daseinsvorsorge gehört zum Wesensgehalt
der kommunalen Selbstverwaltung.Sie um-
fasst alle Leistungen der Städte und Ge-
meinden für ihre Bürger und Bürgerinnen,
die deren wirtschaftliches, soziales und kul-
turelles Wohl fördern. Doch sie ist auf eu-
ropäischem Parkett nicht mehr unumstrit-
ten.Besonders die Europäische Kommission
möchte sämtliche Bereiche der klassischen
Daseinsvorsorge für den Wettbewerb öff-
nen und von sämtlicher Regulierung befrei-
en.

Dem stellt sich das Europäische Parla-
ment entgegen. In einer Entschließung Mit-
te Januar 2004 haben die Abgeordneten
deutlich gemacht, dass sie die Wasserver-
sorgung und die Abwasserentsorgung nicht
dem freien Spiel der Marktkräfte überant-
worten wollen. Dies gibt den nordrhein-
westfälischen Kommunen Hoffnung, dass
nicht sämtliche Bereiche der Daseinsvorsor-
ge dem EU-Binnenmarkt geopfert werden.
Unterstützung erhalten die Städte und Ge-
meinden von der NRW-Landesregierung.
Europaminister Wolfram Kuschke,Leiter der
NRW-Staatskanzlei, ermutigte die Mitglie-

Schutzwürdige 
Leistungen für Bürger
und Bürgerinnen
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Daseinsvorsorge kein „Schutzgehege“: Wolfram
Kuschke, Leiter der NRW-Staatskanzlei

„Die besten Leute nach Europa“: Günther Thum,
Ratsmitglied in der Stadt Rheine

Über Daseinsvorsorge und europäische

Entwicklung sprach Landesminister

Wolfram Kuschke, Leiter der 

NRW-Staatskanzlei, vor dem 

StGB NRW-Hauptausschuss am 

10. März 2004 in Emsdetten
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LEBHAFTE DISKUSSION

Seine Ausführungen riefen ein lebhaftes
Echo hervor. So griff Maria Theresia Opla-
den, 1. Vizepräsidentin des StGB NRW und
Bürgermeisterin der Stadt Bergisch Glad-
bach, eine Anregung des Ministers auf:„Ich
halte gemeinsame Auftritte in Brüssel er-
forderlich von allen, die unsere Interessen
vertreten.“ Bekanntlich reiche die politische
Arbeit im Ausschuss der Regionen nicht aus.
Dort werde die „Art kommunaler Selbstver-
waltung, wie wir sie schätzen, nur von eini-
gen ebenso gesehen“.

Dass die Resolution zur Daseinsvorsorge
vorwiegend bewahrenden Charakter habe,
monierte Christian Meinhold, Fraktionsvor-
sitzender von Bündnis 90/Die Grünen im
Rat der Stadt Hiddenhausen. Kommunen
könnten sich sehr wohl neue Betätigungs-
felder erschließen - so wie beispielsweise
die Stadt Lemgo mit der Nahwärme. Dafür
müsste ein rechtlicher Rahmen geschaffen
werden, etwa durch Neufassung der Passa-
gen in der NRW-Gemeindeordnung,welche
die wirtschaftliche Betätigung von Kom-
munen regeln.

gierung“ einnehme. Auf europäischer Ebe-
ne gehe es um die Wahrung der „verfas-
sungrechtlich garantierten Gestaltungs-
freiheit“ der Kommunen. Jedoch dürfe die
Daseinsvorsorge kein „Schutzgehege“ sein.
Die NRW-Landesregierung stelle sich nicht
grundsätzlich gegen Marktöffnung und
mehr Wettbewerb. Daher seien die Träger
der Daseinsvorsorge aufgerufen, bei „wei-
terhin hoher Qualität die Kosten zu sen-
ken“. Kuschke sprach sich für mehr verein-
tes Auftreten in Brüssel aus: „Ich würde
mich freuen, wenn wir an dieser Stelle ge-
meinsam kämpfen würden“.

DASEINSVORSORGE IM EUROPÄISCHEN KONTEXT

Thesenpapier verabschiedet von Präsidium und Hauptausschuss des Städte- 
und Gemeindebundes NRW am 9. März 2004

1. Kommunale Daseinsvorsorge gehört zum Wesensgehalt der kommunalen Selbstver-
waltung.Sie umfasst grundsätzlich alle Leistungen der Städte und Gemeinden für ih-
re Bürger, die deren wirtschaftliches, soziales und kulturelles Wohl fördern. Diese Lei-
stungen werden flächendeckend, für jeden zugänglich, mit höchster Versorgungssi-
cherheit, unter demokratischer Kontrolle und unter Wahrung sozialer und umweltpo-
litischer Gesichtspunkte erbracht.
Insbesondere für die im europäischen Kontext so genannten Leistungen von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse haben sich - angelehnt an die jeweils zu erfüllen-
de Aufgabe - kommunale Unternehmensstrukturen herausgebildet, die Ausdruck der
politischen Gestaltungsfreiheit innerhalb der Selbstverwaltung der Städte und Ge-
meinden sind.
Vor diesem Hintergrund fordert der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen
in der europäischen Diskussion um die Leistungen der Daseinsvorsorge die Bewahrung
der Gestaltungsfreiheit und die Schaffung von mehr Rechtssicherheit für die kommu-
nale Daseinsvorsorge.

2. In der Ausgestaltung des Europäischen Verfassungsvertrages muss die Europäische
Union die nationale Identität ihrer Mitgliedstaaten sowie den innerstaatlichen Aufbau
und die Selbstverwaltung der Regionen und lokalen Gebietskörperschaften achten.Bei
den Leistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse muss den Gemeinwohl-
verpflichtungen gegenüber den rein wettbewerbsorientierten Ansätzen ein stärkeres
Gewicht eingeräumt werden. Außerdem muss unter Beachtung des Subsidiaritäts-
prinzips sowohl die Festlegung, das Ob, als auch die Ausgestaltung, das Wie, der kom-
munalen Daseinsvorsorgeleistungen durch die Städte und Gemeinden gewährleistet
werden.

3. Eine Liberalisierung weiterer Bereiche kommunaler Daseinsvorsorge durch europäi-
sche Vorgaben lehnt der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen ab.Die bis-
herigen Maßnahmen haben sich ausschließlich an wirtschaftlichen Gesichtspunkten
orientiert. Im Mittelpunkt solcher Überlegungen müssen aber die Auswirkungen auf
die Bürgerinnen und Bürger hinsichtlich der Versorgungssicherheit, des gleichberech-
tigten Zugangs zu den Leistungen und ihrer sozialen und umweltpolitischen Belange
stehen.

4. Der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen unterstützt nachdrücklich die
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14.01.2004 zu dem „Grünbuch zu

Dienstleistungen von allgemeinem Interesse“. Der in dieser Entschließung zum Aus-
druck kommende positive Paradigmenwechsel muss von der Europäischen Kommissi-
on akzeptiert werden.

5. Die Entscheidungspraxis der Europäischen Kommission hinsichtlich der Anwendbar-
keit des europäischen Beihilfenrechts auf die finanziellen Beziehungen der Städte und
Gemeinden zu ihren Unternehmen,durch die Leistungen der Daseinsvorsorge erbracht
werden, muss zukünftig für die kommunalen Entscheidungsträger vorhersehbarer
werden.Dafür ist es erforderlich,dass jenseits der bisherigen Einzelfallentscheidungen
entsprechende Leitlinien geschaffen werden, durch die grundsätzliche Anwendungs-
fragen,wie z.B.die Betroffenheit des Binnenmarktes durch lediglich lokales Tätigwer-
den kommunaler Unternehmen, klar, allgemeingültig und verständlich geklärt wer-
den.

6. Über die bereits bestehenden Regelungen hinaus dürfen im Bereich der Daseinsvor-
sorge keine neuen Ausschreibungspflichten geschaffen werden.Insbesondere muss die
Möglichkeit der Städte und Gemeinden, solche Leistungen selbst oder durch eigene
Unternehmen zu erbringen, auch im Bereich bestehender Gebietsmonopole gewähr-
leistet werden. Die Durchführung eines Vergabeverfahrens ist nicht automatisch das
beste Mittel, um die Einhaltung des europäischen Beihilfenrechts zu gewährleisten.
Dieses Ziel kann unter Wahrung der kommunalen Gestaltungsfreiheit auch durch Über-
prüfungen im Einzelfall gewährleistet werden.

7. Europäisch einheitliche Vorgaben für die Evaluierung der Leistungen der Daseinsvor-
sorge sind nur dort angebracht, wo in durch europäische Regelungen liberalisierten
Bereichen die Erreichung der mit dieser Marktöffnung jeweils verbundenen europäi-
schen Ziele überprüft werden sollen.

Entwicklungen auf
europäischer Ebene

im Bereich der 
Daseinsvorsorge

haben auch 
Auswirkungen auf

kommunale 
Versorgungs-

betriebe - hier die
Stadtwerke 
Emsdetten
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An der Haushaltsumfrage 2004 des Städte-
und Gemeindebundes NRW haben sich 346
kreisangehörige Städte und Gemeinden aus
dem Mitgliedsbereich des StGB NRW beteiligt
(Auswertungsstand 16.03.2004). Dies ent-
spricht einem Anteil von mehr als 96 Prozent
der Mitgliedskommunen und über 92 Prozent
der kreisangehörigen Städte und Gemeinden
in Nordrhein-Westfalen. Es war damit mög-
lich,ein repräsentatives Bild der kommunalen
Finanzsituation des kreisangehörigen Raums
und der allgemeinen haushaltswirtschaftli-
chen Entwicklungen und Tendenzen in Nord-
rhein-Westfalen zu zeichnen.

Die Daten für die Haushaltsjahre 2003 und
2004 belegen,dass sich die Lage der Kommu-
nalfinanzen gegenüber den Vorjahren nicht
entspannt hat. Es besteht nach wie vor ein
negativer Saldo zwischen den kommunalen
Einnahmen und den immer noch steigenden
Ausgaben, insbesondere im Sozialbereich.
Auch die Ergebnisse des Vermittlungsverfah-
rens zur so genannten Gemeindefinanzre-
form können an dieser Misere nichts Nen-
nenswertes ändern.

Die einzige positive Entwicklung in dieser
Hinsicht ist die Steigerung des Netto-Auf-
kommens aus der Gewerbesteuer wegen der

Senkung der an Bund und Land abzuführen-
den Gewerbesteuerumlage. Stetig steigen-
de Kosten für Pflichtaufgaben und - trotz al-
ler Bekenntnisse von
Bund und Land - zu-
sätzliche finanzielle
Belastungen durch
Kürzungen im Lan-
deshaushalt oder Er-
höhungen beispiels-
weise bei der Krankenhaus-Investitionsum-
lage haben zur Folge, dass auch 2004 nur
ein verschwindend geringer Teil der Kom-
munen in NRW ohne Eingriffe in die Sub-
stanz ihren Haushalt ausgleichen kann.

HAUSHALTSSICHERUNG MASSENPHÄNOMEN

Einer der prägnantesten Indikatoren für
die haushaltswirtschaftliche Situation der
Kommunen bleibt die Frage, ob ein Haus-
haltssicherungskonzept (HSK) gemäß § 75
Abs. 4 Gemeindeordnung (GO NW) aufge-
stellt werden muss. Die Zahl der Kommunen
in der Haushaltssicherung war in den vergan-
genen Jahren stetig gestiegen und hatte sich
von der gesetzlichen Ausnahmesituation
zum Massenphänomen entwickelt.

Dieser Trend wird sich auch im Jahr 2004
nicht umkehren.Von den 346 Städten und Ge-

Der These vom „bewahrenden Charakter“
widersprach Claus Hamacher, Beigeordneter
beim Städte- und Gemeindebund NRW. Die
zum Beschluss vorgelegten Thesen seien we-
niger restriktiv, als es den Anschein habe. Sie
enthielten eine generelles Votum für die -
kommunalfreundliche - Entschließung des
Europäischen Parlaments vom Januar 2004.
Dies bedeute, dass man für ein ausgewoge-
nes Verhältnis zwischen wirtschaftlichen In-
teressen und den Belangen des Gemein-
wohls eintrete.

Günther Thum, Ratsmitglied in der Stadt
Rheine,wies darauf hin,dass die Osteuropäer
den europäischen Gremien wesentlich mehr
Bedeutung beimessen als ihre westeuropäi-
schen Kollegen. Zudem würden aus Osteuro-
pa die „besten Leute“ mit großer Fremdspra-
chen-Kompetenz nach Brüssel gesandt.„Wir
sollten die Mandate sehr ernst nehmen“, er-
mahnte er die Anwesenden.

Der Bereich „Wasserversorgung“ gebe
ein Beispiel, wie die Akzeptanz der EU bei
Bürgern und Bürgerinnen zerstört werden
könne, machte Dr. Bernd Jürgen Schneider,
Hauptgeschäftsführer des StGB NRW,deut-
lich. Insofern verdiene die Position der Bun-
desregierung, die sich gegen eine Liberali-
sierung der Wasserversorgung ausgespro-
chen habe, Unterstützung. Die Energie-
rechts-Reform mit anfänglichen Preissen-
kungen, die letztlich wieder in Preiser-
höhungen einmündeten, stehe exempla-
risch dafür,„wie es nicht gehen sollte“.

Es sei jetzt Aufgabe, bestimmte Bereiche
der Daseinsvorsorge zu erhalten, pflichtete
ihm Franz-Josef Moormann, Bürgermeister
der Stadt Kaarst,bei.Er stellte die Frage,was
Bürger und Politiker konkret vor Ort dafür
tun könnten. Selbst die Bundesregierung
könne nur im Vorfeld europäischer Gesetz-
gebungs-Projekte etwas erreichen. Hier
wünsche er sich mehr Information, was in
welchem Stadium noch zu beeinflussen sei.

Dass Europa in den Herzen der Bürger
nicht stattfinde, beklagte Michael Heck-
mann,Bürgermeister der Stadt Wermelskir-
chen.Die Materie empfänden viele schlicht-
weg als undurchschaubar. „Daher sollte es
unsere Aufgabe sein, die Bürger und Bürge-
rinnen zu informieren“, so Heckmann. An-
dere Länder, beispielsweise Frankreich, be-
fassten sich weit intensiver mit Frankreich.
Dort gehöre das „Loseisen von EU-Subven-
tionen“ fast schon zum guten Ton. (mle) ●

Der Hauptausschuss verabschiedete einstim-
mig die Thesen zur Daseinsvorsorge (s. S. 32)

Ein Vergleich der kommunalen Finanzdaten
2003 und 2004 zeigt, dass immer weniger 
Kommunen in NRW ihren Haushalt ausgleichen
können
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Kein Licht am Ende
des Tunnels

Nach der aktuellen Haushaltsumfrage

des Städte- und Gemeindebundes NRW

hält die katastrophale Finanzsituation

der NRW-Kommunen auch in diesem

Jahr an
Claus Hamacher ist
Beigeordneter für 
Finanzen beim Städte-
und Gemeindebund
NRW, Andreas Wohland
ist dort Finanzreferent
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genen Erlasses des NRW-Innenminis-
teriums wirtschaften müssen.Im Jah-
re 2003 erhielten 45 Kommunen keine
Genehmigung der Aufsicht. Im Jahre
2004 rechnen 52 Städte und Gemein-
den damit, dass ihnen die Genehmi-
gung versagt wird. Absoluter „Spit-
zenreiter“ bleibt hier der Regierungs-
bezirk Köln,auf den mehr als die Hälf-
te (28) der Kommunen in der vorläufi-
gen Haushaltsführung entfällt (siehe
Schaubild „Vorläufige Haushalts-
führung“).

Über einen strukturell ausgegli-
chenen Haushalt,bei dem auf Vermö-
gensveräußerung und Rücklage-Ent-
nahme verzichtet werden konnte,ver-
fügen in den Jahren 2003 und 2004 je-
weils nur 50 Kommunen (siehe
Schaubilder „Haushaltswirtschaftliche Lage
2003 und 2004).Dies entspricht einem Anteil
von 14,4 Prozent der Städte und Gemeinden,
deren Haushalte noch als gesund bezeichnet
werden können.

GEWERBESTEUER SCHWACH - 
GRUNDSTEUER STABIL

Angesichts des durch die Steuerreform be-
dingten Rückgangs beim Gemeindeanteil an
der Einkommensteuer sowie des konjunktu-
rell bedingten Rückgangs beim Gemeindean-
teil an der Umsatzsteuer und der sinkenden
Zuweisungen des Landes aus dem kommu-
nalen Finanzausgleich sind die Kommunen
mehr denn je auf ihre eigenen Einnah-
memöglichkeiten angewiesen. Gleichwohl

sind die Hebesätze für Gewer-
besteuer und Grundsteuer
durchweg stabil geblieben.

Dies ist zum einen ein Be-
leg für verantwortungsvolles
Handeln der vor Ort Verant-
wortlichen, hängt zum ande-
ren aber auch damit zusam-
men, dass nach der 2003 er-
folgten Anpassung an die er-
höhten fiktiven Hebesätze
des Landes weitere Spielräu-
me nach oben nicht gesehen
wurden. Betrugen 2003 die
durchschnittlichen Gewerbe-
steuerhebesätze 408 Punkte,
so blieb dieser Wert im Jahr
2004 mit 409 Punkten prak-
tisch unverändert. Ähnlich ist
es bei der Grundsteuer B.Dort
betrugen 2003 die durch-
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schnittlichen Hebesätze 376 Punkte, im Jahr
2004 sind es 378 Punkte.

Trotz der Hebesatz-Erhöhungen der ver-
gangenen Jahre wird bei der Gewerbesteuer
- auch unter Einbeziehung der Vermittlungs-
ergebnisse vom Dezember vergangenen Jah-
res - längst nicht mehr der Stand des Jahres
2000 erreicht. Nach den dramatischen Ein-
brüchen 2001 und 2002 - jeweils rund zwölf
Prozent - und dem nochmaligen Rückgang im
Jahr 2003 ergibt sich für das Jahr 2004 zwar
eine erwartete Verbesserung von rund zehn
Prozent. Es werden für 2004 insgesamt 2,07
Mrd. Euro an Gewerbesteuer-Nettoeinnah-
men erwartet. Doch die Verbesserung ist le-
diglich eine technische Folge der Absenkung
der Gewerbesteuerumlage - also des vom
Land NRW und vom Bund abgeschöpften Teils
- von 114 Punkten 2003 auf 82 Punkte im Jahr
2004.

Dies war ein Ergebnis des Vermittlungs-
ausschusses vom Dezember 2003. Bereinigt
man die Einnahme-Erwartungen um diese
Umlagesenkung, so wird deutlich, dass bei
der Gewerbesteuer mit einer konjunkturell
bedingten Erholung nicht gerechnet wird.
Das Aufkommen würde sich dann mit 1,85
Mrd. Euro noch knapp unter dem Niveau des
Jahres 2003 (1,88 Mrd. Euro) bewegen.

Bei der Grundsteuer B werden von den be-
fragten Kommunen Einnahmen in Höhe von
rund 1 Mrd. Euro erwartet. Dies entspricht -
trotz nahezu unveränderter Hebesätze - einer
Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 2,7
Prozent. Diese Entwicklung zeigt einmal

meinden, die sich an der Umfrage beteiligt
haben, müssen in diesem Jahr 139 (40,1 Pro-
zent) ein Haushaltssicherungskonzept auf-
stellen. Dies sind wiederum fünf Kommu-
nen mehr als im Jahre 2003 (38,2 Prozent).
Die Brisanz der Entwicklung wird deutlicher,
wenn man sich noch einmal die Vergleichs-
zahlen des Jahres 2002 verdeutlicht, als „le-
diglich“ 79 Kommunen ein HSK aufstellen
mussten. Der aktuelle Wert bedeutet dem-
gegenüber eine Steigerung von 75 Prozent
(siehe Schaubilder „Haushaltswirtschaft-
liche Lage 2003 und 2004“ S. 33).

Die regionale Verteilung auf die einzelnen
Regierungsbezirke bestätigt das aus den Vor-
jahren bekannte Bild.„Spitzenreiter“ in 2003
war der Regierungsbezirk Arnsberg mit ei-
nem Anteil von 52,8 Prozent, gefolgt vom Re-
gierungsbezirk Köln mit 47,7 Prozent,dem Re-
gierungsbezirk Düsseldorf mit 35,8 Prozent,
dem Regierungsbezirk Münster mit 33,3 Pro-
zent und dem Regierungsbezirk Detmold mit
18,1 Prozent. Im Jahre 2004 sind die Anteils-
verhältnisse vergleichbar,wobei der Zuwachs
an HSK-Kommunen im Wesentlichen auf die
ohnehin besonders betroffenen Regierungs-
bezirke Arnsberg und Köln entfällt (siehe
Schaubild „HSK - Regionale Verteilung“).

Ähnlich dramatisch verhält es sich mit der
Zahl der Kommunen, deren Haushaltssiche-
rungskonzept nicht genehmigungsfähig ist
und die deshalb unter den strengen Voraus-
setzungen des § 81 GO und des hierzu ergan-

Die Regierungsbezirke Arnsberg und Köln sind
„Spitzenreiter“ bei der Anzahl von Kommunen in
Haushaltssicherung

52 Städte und Kommunen in NRW werden in
diesem Jahr nicht einmal ein genehmigtes 
Haushaltssicherungskonzept haben

KOMMUNEN IN VORLÄUFIGER HAUSHALTSFÜHRUNG
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mehr, dass die Grundsteuer eine verlässliche Kommunalsteuer ist,
so dass die kommunalen Spitzenverbände die anstehende Grund-
steuerreform besonders wachsam begleiten müssen. Die Einnah-
men aus Benutzungs- und Verwaltungsgebühren werden nach Pro-
gnose der Kämmerer in diesem Jahr voraussichtlich um 1,7 Prozent
steigen, wobei dies wiederum - entsprechend den Vorgaben des
Kommunalabgabengesetzes - lediglich gestiegene Kosten für Ver-
waltungsleistungen widerspiegelt.

INVESTITIONSNIVEAU WEITERHIN NIEDRIG

In der Umfrage wurden die Ausgabeblöcke „Personalausgaben“,
„Bauinvestitionen“ und „sonstige Investitionen“ abgefragt,weil die-
se als Indikatoren für die gesamtwirtschaftliche Situation einen be-
sonders hohen Aussagewert besitzen. Die Personalausgaben wer-
den nach den Haushaltsplanungen der befragten Städte und Ge-
meinden von 3,26 Mrd.Euro im Jahr 2003 auf 3,29 Mrd.Euro im Jahr
2004 steigen. Diese Steigerungsrate von 0,8 Prozent liegt deutlich
unter den Tarifabschlüssen und deutet darauf hin, dass die bereits
in den vergangenen Jahren sehr sparsame Personalpolitik in den
Städten und Gemeinden fortgesetzt werden soll. In der Praxis wird
sich dies nur mit weiterem Stellenabbau bewerkstelligen lassen.

Insgesamt muss jedoch - wie jedes Jahr - mit dem Ergebnis der
Umfrage in diesem Punkt vorsichtig operiert werden. Einige Kom-
munen haben signifikante Minderungen der Personalausgaben
mitgeteilt, die nur mit der Auslagerung von Personalkosten auf Ei-
genbetriebe oder Organisationseinheiten in privater Rechtsform
erklärt werden können. Für die Haushaltsumfragen in den kom-
menden Jahren bietet es sich an,hier eine entsprechende Differen-
zierung in der Fragestellung vorzunehmen.

Auch in der diesjährigen Haushaltsumfrage hat der StGB NRW
die Investitionsausgaben differenziert nach Bauinvestitionen und
sonstigen Investitionen abgefragt. Nach einem kontinuierlichen
Rückgang der Bauinvestitionen in den zurückliegenden zehn Jahren
um insgesamt 40 Prozent und einem Rückgang im vergangenen
Jahr um zwei Prozent sollen nach den Planungen der Kämmerer die
Bauinvestitions-Ausgaben im Jahr 2004 wieder um 2,5 Prozent stei-
gen. Dies ist zwar zumindest ein Aufhalten des Abwärtstrends, Im-
pulse für die Konjunktur können die Kommunen aber mit dem Vo-
lumen von rund 1,5 Mrd.Euro weit weniger geben als noch Mitte der
1990er-Jahre.

Diese Stagnation auf bedenklich niedrigem Niveau bedeutet für
die Kommunen, dass der seit Jahren festgestellte Investitions- und
Sanierungsstau der öffentlichen Infrastruktur weiter anhalten und
die Haushalte kommender Jahre belasten wird. Ein nachhaltiges
Wirtschaften ist den Kommunen wegen der angespannten Haus-
haltssituation auch in diesem Bereich nicht möglich.

Die sonstigen Investitionen sinken nach einem drastischen Rück-
gang im Vorjahr um 13,5 Prozent erneut um rund 2,1 Prozent auf nur
noch 551 Mio.Euro.So können auch für die Investitionsgüter-Produ-
zenten nur bescheidene Impulse von den Kommunen kommen.

KREISUMLAGE WEITGEHEND STABIL

Von den kreisangehörigen Städten und Gemeinden stets auf-
merksam verfolgt wird das Finanzgebaren der Kreise. Hinsichtlich
der Festsetzung der Kreisumlagesätze war es in den vergangenen
Jahren immer wieder zu politischen Auseinandersetzungen ge-
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fung, die künftig für alle von den Kommu-
nen aufgestellten Bebauungs- und
Flächennutzungspläne gilt, sieht der Ver-
band jedoch mit Sorge, dass dieser Hand-
lungsspielraum immer stärker einge-
schränkt wird.

„Eine materielle Verbesserung für den
Umweltschutz in Deutschland wird mit

einer rein verfahrensmäßig ausge-
stalteten Pflicht der Kommunen
zur Umweltprüfung, die diesen ins-

besondere die Erstellung eines
umfassenden Umweltberichts
auferlegt, nicht erzielt“, erklär-
te das Geschäftsführende Prä-
sidialmitglied des DStGB, Dr.
Gerd Landsberg, anlässlich der
Anhörung vor dem Ausschuss
für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen des Deutschen
Bundestages in Berlin. „Die
Städte und Gemeinden berück-
sichtigen bereits heute in ho-
hem Maße im Rahmen ihrer
Bauleitplanung die Umweltbe-
lange“, erklärte Landsberg wei-
ter und verwies auf die Vielzahl
bereits bestehender Gesetze
zum Umweltschutz, wie etwa
das Bundesnaturschutzgesetz,
die Umweltvorschriften des
Baurechts, die FFH- und Vogel-
schutzrichtlinie oder das bereits
in Deutschland geltende Gesetz
über die Umweltverträglichkeits-
prüfung für Projekte.

Der DStGB fordert daher den
Bund als maßgeblichen Ver-
handlungspartner der EU auf, in
Zukunft dafür Sorge zu tragen,
dass bestehende und bewährte
kommunale Planungen und Prü-
fungen nicht unnötig durch zu-
sätzliche kostenintensive Ver-
fahrensvorgaben belastet wer-
den, ohne dass hieraus zugleich
eine qualitative Verbesserung

kommen. Im Verhältnis zum Jahr 2003 wer-
den sich die Kreisumlagesätze im Jahr 2004
kaum verändern. Der (gewichtete) Durch-
schnitt der Hebesätze betrug im vergange-
nen Jahr 35,98 Punkte und wird in diesem
Jahr 35,81 Punkte betragen.

Dabei darf nicht übersehen werden,
dass die Umlagegrundlagen im Jahr 2004
mit einem Betrag von 9,1 Mrd. Euro deut-
lich höher liegen als im Jahr 2003 (8,63
Mrd. Euro). Dies bedeutet, dass trotz ge-
ringfügiger Absenkung der Hebesätze die
absolut an die Kreise geleistete Umlage
um 151 Mio.Euro steigt.Auf Einwohner um-
gerechnet entspricht dies einem Betrag
von 305 Euro pro Einwohner gegenüber ei-
nem Wert von 291 Euro pro Einwohner im
vergangenen Jahr.

AUSBLICK AUF 2005

Die im Vergleich zu den Vorjahren ge-
ringe Steigerung bei der Anzahl der Kom-
munen in der Haushaltssicherung oder in
der vorläufigen Haushaltsführung könnte
zu dem Fehlschluss verleiten, dass die
Kommunen die Talsohle der finanziellen
Entwicklung durchschreiten und Besse-
rung in Sicht ist. Dies wäre allerdings eine
gefährliche Illusion. Im Gegenteil steht zu
befürchten, dass es im Jahr 2005 noch ein-
mal zu einer Verschärfung der Situation
kommen wird,wenn nicht die finanzpoliti-
schen Weichen für die Kommunen neu ge-
stellt werden. Aufgrund der umfangrei-
chen Kreditierungen, die das Land für den
Finanzausgleich 2004 vorgenommen hat,
können die Kommunen in diesem Jahr mit
Geld wirtschaften,das ihnen im folgenden
Jahr fehlen wird.

Bereits jetzt steht fest, dass es bei den
Schlüsselzuweisungen des Landes im Jahr
2005 einen Rückgang um fast acht Prozent
geben wird. Ebenso ist bekannt, dass viele
der kommunalrelevanten Kürzungen im
Landeshaushalt ebenfalls im Jahr 2005 ihre
volle Wirkung entfalten,sodass die Kommu-
nen an zahlreichen Stellen wegbrechende
Landesmittel entweder durch eigene Mittel
ersetzen oder Einrichtungen schließen und
Leistungen zurückfahren müssen. Schließ-
lich schwebt als Damoklesschwert auch die
Belastung durch die Hartz IV-Gesetzgebung
- Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe - über den NRW-Kommunen.Oh-
ne rasche Korrekturen an diesem Gesetzes-
werk droht vielen Kommunen spätestens im
Jahr 2005 das finanzpolitische Aus. ●

Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund (DStGB) fordert vom Bund einfa-
che und durch die Kommunen handhab-
bare Regelungen im Baurecht, die den
Handlungsspielraum der Städte und Ge-
meinden erweitern. Angesichts der vor-
gesehenen und auf EU-Recht beruhen-
den Neuregelungen zur Umweltprü-

DStGB zur 
Novellierung des 
Baugesetzbuches

„General Anzeiger“  vom  27. 02. 2004
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abgeleitet werden kann.
Die Notwendigkeit einer Verbesserung

kommunaler Handlungsspielräume sieht
der Deutsche Städte- und Gemeindebund
insbesondere bei der Ansiedlung von
Windenergieanlagen. Durch die Geltend-
machung angeblicher Schadensersatzan-
sprüche der Anlagenbetreiber von bis zu
1,5 Mio. Euro pro Anlage werden Städte
und Gemeinden aufgrund der guten Ge-
winnaussichten für Windenergieanlagen
in zunehmendem Maße gedrängt, entge-
gen ihrer Planungen Standorte für Wind-
energieanlagen frei zu geben. Allein in
Niedersachsen belaufen sich die angedroh-
ten Schadensersatzforderungen mittler-
weile auf rund 850 Mio. Euro.

Hintergrund dieser Entwicklungen ist
eine Gesetzeslücke. Nach dem derzeit gel-
tenden Baurecht sind Windkraftanlagen
als regenerative Energien bevorzugt zu
behandeln. Zugleich wurde den Städten
und Gemeinden jedoch die Möglichkeit
vom Gesetzgeber eingeräumt, durch Dar-
stellung entsprechender „Konzentrations-
zonen“ im Flächennutzungsplan die An-
siedlung von Windkraftanlagen auf be-
stimmte Gebiete zu beschränken. Wird
nun dieser Flächennutzungsplan erfolg-
reich vor Gericht angefochten, entfällt
diese Steuerungsmöglichkeit für die Städ-
te und Gemeinden und die Einzelanträge
müssen wieder grundsätzlich genehmigt
werden.

„Die Beibehaltung eines sachgerech-
ten Interessenausgleichs zwischen kom-
munaler Planung und einer wünschens-
werten Förderung von regenerativen En-
ergien einerseits und wirtschaftlichem In-
teresse der Windkraftbetreiber anderer-
seits ist jedoch zwingend notwendig, um
bestehende und zukünftige Konflikte zwi-
schen den Kommunen und den Anlagen-
betreibern möglichst gering zu halten be-
ziehungsweise gänzlich zu vermeiden“,
erklärte Landsberg.

Der DStGB fordert daher im Rahmen
der jetzigen Novellierung des BauGB, den
Kommunen eine umfassende und zeitlich
längerfristige Zurückstellungsmöglich-
keit für den Bereich der Flächennutzungs-
planung einzuräumen, die allen Städten
und Gemeinden Gelegenheit gibt, zur
Steuerung bei der Ansiedlung von Wind-
energieanlagen ihre Planungen zu verän-
dern beziehungsweise neu aufzustellen.
(DStGB-Pressemitteilung 11/2004 vom
08.03.2004). ●

Kommunen für und 
wider Microsoft und 
Linux

Nach dem im vergangenen Jahr die Städte
Schwäbisch-Hall, München und Frankfurt die Pres-
se hinsichtlich der Nutzung von Open Source-
(Schwäbisch-Hall und München) bzw. Microsoft-
Produkten (Frankfurt/M.) in der Kommunalverwal-
tung beherrschten, sind es dieser Tage die Städte
Worms (Microsoft) und Leonberg (Open Source).
Dieses Bild zeigt, dass offenbar eine allgemeingül-
tige Empfehlung für alle Kommunen in Deutsch-
land nicht gegeben werden kann. Stehen auf der
Vorteilsseite bei Open Source die nicht anfallenden
Lizenzgebühren, stehen dem die z.T. aufwändigere
Installation und Pflege und die aufwändige Anpas-
sung der Fachverfahren gegenüber.

Copy Count ausgezählt
Dem Softwareanbieter S.A.D.ist durch Gerichts-

beschluss, der mittlerweile akzep-
tiert wurde,untersagt worden,einen
Patch für seine Kopierprogramme
anzubieten, die ein dreimaliges Ver-
vielfältigen auch geschützter DVDs
ermöglichte. Wie in den IT-News 1-
2/04 berichtet, glaubte sich S.A.D. durch ein Gut-
achten auf der sicheren Seite. Die Verfügungsklä-
ger, der Bundesverband der Phonographischen
Wirtschaft,will nach eigenen Worten seine Rechts-
auffassung gegen „Softwareunternehmen, die an
den Leistungen von Kreativen und Produzenten
schmarotzen wollen“,auch zukünftig streng durch-
setzen.

Umlaut-Domains am Start
Seit dem 01.03.04 sind unter der Top-Level-

Domain „.de“ auch Internet-Adressen mit Um-
lauten erreichbar (vgl. StGB NRW-Mitteilung
183/2004). Als erste URL wurde www.öko.de frei-
geschaltet.Vom 01.03.04,10.00 Uhr,bis zu 02.03.,
15.00 Uhr, gingen bei der denic als zentraler Ver-
gabestelle für .de-Domains insgesamt 590.490
Anträge ein. Damit sind nun die deutschen Um-
laute und mehrere Dutzend weitere Sonderzei-
chen (außer dem „ß“) registrierbar. Die erste
(noch) außergerichtliche Streitigkeit hat es auch
schon gegeben: Die Stadt Düsseldorf musste ihr
Rechtsamt bemühen, um die von einem Dritten
registrierte Domain düsseldorf.de zu erhalten.
Trotz der schon lange abzusehenden Neuerun-
gen ist der am weitesten verbreitete Browser In-
ternet Explorer noch immer nicht von Haus aus
im Stande, die Umlaut-Domains aufzurufen.
Hierfür ist ein unter www.idnnow.com erhältli-
ches kostenloses Plug-In erforderlich. Mit einem
weiteren Plug-In von dieser Adresse können auch
Outlook Express und Outlook fit gemacht wer-
den. Netscape ab Version 7.1, Mozilla ab Version
1.4, Opera ab Version 7.2 und Safari 1.2 (für Mac-
User) beherrschen auch ohne Plug-Ins die neuen
Internet-Adressen. ●

Befreiung der Kirche von
Gebühren einer 
Baugenehmigung
Eine Befreiung der Kirche von Baugenehmigungsgebühren
gem. § 8 Abs. 1 Nr. 5 GebG NRW i.V.m. § 54 AO scheidet aus,
wenn sich die Baugenehmigung auf eine kirchliche Einrich-
tung bezieht,in der nicht überwiegend spezifisch kirchliche
Aufgaben,sondern solche allgemeiner Art wahrgenommen
werden, wie dies bei einem Kindergarten der Fall ist (Be-
stätigung der bisherigen Rechtsprechung).

OVG NRW, Beschluss vom 16. Januar 2004 - Az.: 9 A
4608/02 -

Mit der Klage wandte sich die Klägerin, eine ka-
tholische Kirchengemeinde, als Trägerin eines Kin-
dergartens und unter Berufung auf ihre persönliche
Gebührenfreiheit gegen die Erhebung einer Bau-
genehmigungsgebühr für bauliche Maßnahmen
an der Einrichtung. Das VG wies die Klage ab; der
Antrag auf Zulassung der Berufung blieb erfolglos.

Es bestehen nach Auffassung des OVG keine
ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit der Klageab-
weisung durch das VG mit der Be-
gründung, der Klägerin stehe eine
Gebührenfreiheit nach § 8 Abs. 1 Nr. 5
GebG NRW für die hier maßgebliche
Amtshandlung - Erteilung einer Bau-
genehmigung - in Bezug auf einen
Kindergarten nicht zu.

Gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 5 GebG NRW
sind von Verwaltungsgebühren be-
freit u.a.die Kirchen,soweit die Amts-
handlung unmittelbar der Durch-
führung kirchlicher Zwecke im Sinne
des § 54 AO dient. Nach § 54 Abs. 1 AO
verfolgt eine Körperschaft kirchliche
Zwecke,wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist,ei-
ne Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts ist, selbstlos zu fördern. Zu den
kirchlichen Zwecken in diesem Sinne gehören ins-
besondere die Errichtung,Ausschmückung und Un-
terhaltung von Gotteshäusern und kirchlichen Ge-
meindehäusern, die Abhaltung von Gottesdien-
sten, die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung
von Religionsunterricht, die Beerdigung und die
Pflege des Andenkens der Toten, ferner die Verwal-
tung des Kirchenvermögens, die Besoldung der
Geistlichen, Kirchenbeamten und Kirchendiener,
die Alters- und Behindertenversorgung für diese
Personen und die Versorgung ihrer Witwen und
Waisen (§ 54 Abs. 2 AO).

Der Vortrag der Klägerin greift nicht durch, zu
diesen unmittelbar der Durchführung kirchlicher
Zwecke dienenden Zwecken zählten auch Amts-
handlungen,die im Zusammenhang mit baulichen
Maßnahmen an konfessionellen Kindergärten an-
fielen.

Die Klägerin meint, die auf der o.a. obergericht-
lichen Rechtsprechung basierende Ansicht des VG
gehe fehl, konfessionelle Kindergärten dienten der
Vermittlung von Bildungswerten,wie sie jedenfalls
zu wesentlichen Teilen auch in anderen Kindergär-
ten erfolge.Sie beruhe auf der falschen Auffassung,
religiöse Bildung und Erziehung ließen sich von der-
jenigen allgemeiner Art abgrenzen. In konfessio-
nellen Kindergärten stelle die religiöse Erziehung
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und Wertevermittlung anders als in anderen Ein-
richtungen gerade keinen eigenständigen Lernbe-
reich (etwa im Sinne einer Religionsstunde) dar,
sondern sei Gegenstand einer ganzheitlichen Ge-
samterziehung nach dem christlichen Men-
schenbild. Dieser Argumentation kann nicht ge-
folgt werden.

§ 8 Abs. 1 Nr. 5 GebG NRW beschränkt die Ge-
bührenbefreiung der Kirchen auf die in § 54 Abs. 2
AO beispielhaft angesprochenen typisch kirchli-
chen Bereiche im engeren Sinne,d.h. solche,die die
Verkündigung bestimmter Glaubenswahrheiten
und die Glaubensbetätigung in spezifisch kirchli-
chen Ausdrucksformen betreffen.

Bei Einrichtungen, in denen daneben Aufgaben
allgemeiner Art wahrgenommen werden,ist daher
für die Frage der Gebührenbefreiung entgegen der
Auffassung der Klägerin maßgeblich, ob bei der
Aufgabenerfüllung die Verkündigung bestimmter
Glaubenswahrheiten und die Glaubensbetätigung
in spezifisch kirchlichen Ausdrucksformen im Vor-
dergrund steht. Andernfalls wäre jedwede Amts-
handlung, die im Bereich kirchlicher Aufgaben-
wahrnehmung anfiele, gebührenfrei, weil die Auf-
gabenwahrnehmung immer auch vom kirchlichen
Selbstverständnis getragen sein wird. Dies ent-
spräche aber nicht der gesetzgeberischen Intenti-
on. Für eine Privilegierung der Kirchen besteht kein
sachlicher Anlass,soweit sie Aufgaben erfüllen,die
in gleicher Weise von anderen - nicht gebührenbe-
freiten - Organisationen wahrgenommen werden
(können). Letzteres ist bei gemeinnützigen und
mildtätigen Betätigungen etwa im Rahmen der all-
gemeinen Bildung und sozialen Betreuung in Schu-
len,Kindergärten und Krankenhäusern der Fall.Das
gilt auch dann, wenn sie von den Kirchen auf der
Grundlage des jeweiligen Glaubens in der beson-
deren Ausprägung durch diesen erfolgen.

Auch in konfessionellen Kindergärten findet
ganz überwiegend eine allgemeine Betreuung,Bil-
dung und Erziehung der Kinder statt.

In allen Kindergärten werden Kinder in Ge-
meinschaft mit anderen ihrem jeweiligen Alter ent-
sprechend durch Gruppen- oder Einzelarbeit ange-
regt und motiviert zu erlernen und einzuüben,was
für die Entwicklung und Entfaltung ihrer Gaben
und Kräfte in geistig-seelischer und körperlicher
Hinsicht sowie für ein gedeihliches Zusammenle-
ben in Familie und Gesellschaft nötig ist.

Diese auch in konfessionellen Kindergärten
stattfindende allgemeine Bildung und Erziehung
überwiegt die dort gleichfalls erfolgende spezifisch
religiöse Früherziehung.Letztere - z.B.in Gestalt von
gemeinschaftlichen Gebeten, Bibellesungen, Sin-
gen geistlicher Lieder, Vorlesen religiöser Bücher,
Vorhandensein christlicher Symbole sowie Feiern
bestimmter Riten (wie einem St.-Martins-Zug) und
Feste wie Weihnachten, Ostern und Pfingsten -
stellt nur einen relativ geringen Teilaspekt der dar-
gestellten Gesamtaufgabe der Bildung und Erzie-
hung von Kindergartenkindern dar. Dass aus der
Sicht der Kirche in konfessionellen Kindergärten ei-
ne „ganzheitliche“ Erziehung und Bildung in Orien-
tierung am Evangelium und damit am christlichen
Menschenbild erfolgt und deshalb u.a. besondere
Anforderungen an die Erzieher gestellt werden,än-
dert daran nichts. Objektiv betrachtet überwiegt
ungeachtet einer spezifisch christlichen Prägung
der Kindergartenarbeit der Bereich der allgemei-
nen Bildung und Erziehung.
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I M P R E S S U MAus Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV, auf
den die Klägerin sich beruft, folgt keine Verpflich-
tung des Landesgesetzgebers,Gebührenbefreiung
auch für den Bereich der Bauvorhaben der Kirchen
im Bereich der allgemeinen Bildung und sozialen
Betreuung zu gewähren.

Vergnügungssteuer für
Diskothek mit
integriertem Kino
Wird eine Vergnügungssteuer für Tanzveranstaltungen er-
hoben, nicht jedoch für den Kinobesuch, führt die Mög-
lichkeit des Besuches eines Kinos innerhalb einer Diskothek
nicht zu einer Vergnügungssteuerbefreiung für den Disko-
thekenbesuch. Art. 105 Abs. 2 a GG erlaubt es, den be-
steuerungsfähigen besonderen Aufwand bei derartigen
Mischveranstaltungen nicht nur nach Maßgabe des Ein-
trittsgeldes zu bestimmen, sondern ergänzend – als Auf-
fangtatbestand – nach der Größe des Veranstaltungsrau-
mes (nichtamtliche Leitsätze).

BVerwG, Urteil vom 3. März 2004 - Az.: 9 C 3.03 - 

Die Stadt Braunschweig erhebt Vergnügungs-
steuer unter anderem auch für Tanzveranstaltun-
gen. Sie wird in erster Linie als Kartensteuer nach
Maßgabe des Eintrittspreises,mindestens aber als
Pauschsteuer entsprechend der Größe des Veran-
staltungsraumes erhoben. Das Oberverwaltungs-
gericht Lüneburg hatte auf die Klage eines Disko-
thekenbetreibers entschieden, dass er keine Ver-
gnügungssteuer zahlen müsse,soweit seinen Gäs-
ten mit dem Eintrittspreis zugleich die Möglichkeit
eröffnet werde, in einem in der Diskothek in-
tegrierten Raum Kinofilme anzusehen. Der Kino-
besuch sei nach der Satzung der Stadt vergnü-
gungssteuerfrei und seinerseits bereits das Ein-
trittsgeld wert.

Der hiergegen gerichteten Revision der Stadt
Braunschweig hat das Bundesverwaltungsgericht
stattgegeben.Schon bei der Beurteilung der Frage,
inwieweit die Möglichkeit des Kinobesuchs im Be-
trieb der Klägerin das Eintrittsgeld aufwiege,habe
das OVG verkannt, dass hier der steuerpflichtige
Diskothekenbetrieb der Gesamtveranstaltung das
entscheidende Gepräge gebe und die von den Be-
suchern dabei notwendig mit erworbene Kinoop-
tion auch wegen des sehr kleinen Vorführraumes
das für die Höhe der Kartensteuer maßgebliche
Eintrittsgeld nicht nennenswert schmälern könne.

Selbst wenn man von dieser Überbewertung
der vergnügungssteuerfreien Zusatzleistung ab-
sehe, hätte das OVG jedenfalls nicht auch die
Rechtfertigung der erhobenen Vergnügungs-
steuer als Pauschsteuer ausschließen dürfen.
Denn Art. 105 Abs. 2 a GG erlaube es, den be-
steuerungsfähigen besonderen Aufwand bei Ver-
anstaltungen der vorliegenden Art nicht nur nach
Maßgabe des Eintrittsgeldes zu bestimmen, son-
dern ergänzend - als Auffangtatbestand - nach
der Größe des Veranstaltungsraumes. Mit einer
solchen Pauschalierung könne Mischpreiskalku-
lationen des Veranstalters Rechnung getragen
werden, die dazu führten, dass der Eintrittspreis
nicht mehr den tatsächlichen besteuerungsfähi-
gen Aufwand widerspiegele. ●


